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 Bern, 21. November 2024 


 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 


Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage; Vernehmlassung 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Im Zusammenhang mit der Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke in einer schweren 


Strommangellage haben Sie die GRÜNEN zur Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für 


die Einladung und äussern uns wie folgt. 


Die GRÜNEN lehnen den Einsatz fossiler Reservekraftwerke grundsätzlich ab. Ein weiterer Aus-


bau der fossilen Infrastrukturen widerspricht den Pariser Klimazielen, die den Ausstieg aus fossilen 


Energieträgern bedingen. Zudem bindet der Aufbau solcher Infrastrukturen Geldmittel, die besser 


in die rasche Energiewende investiert werden und so die Energieversorgung sicherstellen. Sollten 


dennoch fossile Reservekraftwerke zum Einsatz kommen, erachten die GRÜNEN den vorgelegten 


Verordnungsentwurf als ungenügend. Die GRÜNEN weisen daher die Vorlage zurück. 


Die Kriterien, ab wann Reservekraftwerke zum Einsatz kommen, sind unklar und lassen einen 


grossen Spielraum. Nicht nur ist der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke sehr unklar definiert. 


Unklar ist auch, wer eine unmittelbar drohende oder eine bestehende schwere Mangellage im Ein-


zelfall feststellt. So ist unklar, was genau eine «drohende Strommangellage» ist. Die Inbetrieb-


nahme von Reservekraftwerke ist somit bis zu einem gewissen Grad willkürlich. Es darf aus Sicht 


der GRÜNEN aber nicht sein, dass umwelt- und klimaschädliche Reservekraftwerke vorschnell in 


Betrieb genommen werden. 


Aus Sicht der GRÜNEN braucht es zudem zwingend Massnahmen, die den Verbrauch senken. 


Denn eine Strommangellage ist auch eine Folge von zu hohem Stromverbrauch. Die Absicht des 


Bundesrats, Reservekraftwerke «grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen» 


einzusetzen, reicht nicht. Verbrauchssenkungen müssen dem Einsatz von Reservekraftwerken 


vorgelagert sein, damit der Einsatz von Reservekraftwerken die letzte Option wird. Um den Ver-


brauch zu senken, schlagen die GRÜNEN das Instrument der Verbrauchsreduktions-Auktionen 


vor. Dieses marktliche Instrument ist günstig und hat ein hohes Potential. Verbrauchsreduktions-


Ausschreibungen wurden bereits auch schon von Wirtschaftsverbänden unterstützt. 


Wir danken für die Kenntnisnahme. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse 


 


 


Lisa Mazzone    Urs Scheuss 


Präsidentin    stv. Generalsekretär 


GRÜNE Schweiz 


Urs Scheuss 


Waisenhausplatz 21 
3011 Bern 


 
urs.scheuss@gruene.ch 
031 326 66 04 
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  Bern, 14. November 2024 
 
 
 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage: 


Stellungnahme der SP Schweiz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Besten Dank für die Einladung zur Teilnahme an der obenstehenden Vernehmlassung. Gerne 
unterbreiten wir Ihnen die folgende Stellungnahme. 
 
Diese Vorlage soll ergänzend zur Winterreserveverordnung (WResV), den Einsatz von 
Reservekraftwerken in einer schweren Strommangellage regeln. Unter anderem sieht den 
Entwurf dieser Vorlage vor, dass die Kraftwerke, die für die Stromreserve vorgesehen sind, auch 
Strom für den Markt produzieren können. 
 
Auch für die SP Schweiz ist die Abwendung einer schweren Strommangellage zentral. Wir 
lehnen den vorliegenden Verordnungsentwurf jedoch aus folgenden Gründen ab und fordern 
seine Überarbeitung. 
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1. Gesetzliche Grundlage für die Stromreserve festlegen 
Für uns ist entscheidend, dass, erstens, die Stromreserve zuerst eine gesetzliche Grundlage 
erhält und man somit den Abschluss der Beratung der Änderung des Stromversorgungsgesetzes 
(Stromreserve), 24.033, abwartet. Denn wir erachten die Winterreserveverordnung nicht als 
ausreichende Grundlage, um einen weiteren Abruf von Reservekraftwerken zu formulieren. 
 


2. Definition der Strommangellage klären 
Uns scheint es unabdingbar, dass besser definiert wird, was eine drohende Strommangellage 
ist und wann sie eine Intervention erfordert; dies auch angesichts des Entscheids des 
Bundesverwaltungsgerichts vom Februar 2024, das die drohende Strommangellage im Winter 
2022/2023 als zu wenig belegt ansah. Wir teilen diese Einschätzung und schlagen vor, dass die 
diese neue Verordnung dann greift, wenn der 4. Schritt der Massnahmen-Kaskade im Fall einer 
Strommangellage bereits umgesetzt wurde. Wir fordern, dass die Interventionsmöglichkeiten 
auf die Wasserkraftreserve, die Verbrauchsreserve und die gesamte ergänzende Reserve 
erweitert wird und nur zusammen mit Verbrauchslenkungsmassnahmen erlassen werden darf. 
 Bereits in der Vernehmlassung zur Winterreserveverordnung haben wir unsere Zweifel 
geäussert, dass die fehlende Markträumung ein geeignetes Kriterium zur Definition einer 
Strommangellage ist. Dass der Bundesrat nun ein angebotsseitiges Instrument zur Abwendung 
einer Strommangellage schaffen will, ist verständlich. Nichtsdestotrotz ist der vorliegende 
Verordnungsentwurf aus unserer Sicht nicht gänzlich zielführend. Es braucht zusätzlich 
Präzisierungen und Einschränkungen, damit die Reservekraftwerke nicht vorschnell und nur im 
äussersten Notfall eingeschaltet werden. Anders als bei Produkten, wie Medikamente oder 
Getreide, die einfach in Pflichtlagern gehalten werden können und deren Verwendung keine 
zusätzlichen negativen Externalitäten verursachen, hat der Betrieb der Reservekraftwerke 
erhebliche Umwelt- und Klimaauswirkungen, die nicht einfach rückgängig gemacht werden 
können und deshalb nur unter grösster Vorsicht überhaupt verursacht werden sollen. 
Ausserdem sollen auch andere Stromreservearten mit der vorliegenden Verordnung abgerufen 
werden und für den Strommarkt produzieren können. Schliesslich fordern wir, dass die 
Reservekraftwerke zwingend nur zusammen mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt 
werden dürfen. 
 


3. Keine Stromproduktion für den Markt 
Der vorgesehene Abruf von Reservekraftwerken zum vorzeitigen Einsatz am Markt stellt einen 
eigentlichen Paradigmenwechsel dar. Die bestehende Rechtsgrundlage (WResV) sieht einen 
Einsatz von Reservekraftwerken nur bei Markversagen vor, d.h. wenn das Angebot zur Deckung 
der Nachfrage nicht ausreicht. Auf Grundlage der vorliegenden Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 
Strommangellage könnte die Reserve hingegen bereits vor Eintreten dieser Situation abgerufen 
werden. Damit würde zusätzliche Energie für den Markt erzeugt und die Preise künstlich 
gesenkt. Der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke führt damit zu einer Marktverzerrung. Die 
damit verbundenen negativen Investitions-signale können die Anstrengungen beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien und bei der Realisierung von Effizienzpotenzialen negativ beeinflussen, 
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weil flexible Produktionskapazitäten zur Amortisation der hohen Kosten auf gewisse 
Preisspitzen angewiesen sind. Die SP Schweiz lehnt es somit dezidiert ab, dass 
Teilnehmer:innen der Stromreserve Strom für den Markt produzieren dürfen. 
 
Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
SP Schweiz 
 


  
 
 
 


Mattea Meyer Cédric Wermuth Cécile Heim 
Co-Präsidentin Co-Präsident  Politische Fachreferentin 
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Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesrat Guy Parmelin 


 
Elektronisch an: 


energie@bwl.admin.ch 
 


 


 
 


 
Bern, 21. November 2024  
 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektri-
scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


 
Stellungnahme zur Vernehmlassung der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 


 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur vorliegenden Verordnung die Stellung-
nahme der SVP kommunizieren zu dürfen. 


 
Die SVP unterstützt grundsätzlich die vorliegende Verordnung zur Sicher-


stellung der Stromversorgung in Krisenzeiten, fordert jedoch eine klare Be-
schränkung der Massnahmen auf akute Notfälle. Es ist entscheidend, dass 
der freie Wettbewerb erhalten bleibt und Swissgrid keine langfristige Betei-


ligung an der Stromproduktion und am Stromhandel übernimmt. Gleichzeitig 
ist die SVP fest davon überzeugt, dass eine nachhaltige Strategie zur Ge-


währleistung der Energiesicherheit der Schweiz die Kernenergie einschlies-
sen muss. Während kurzfristige Massnahmen zur Überbrückung von Engpäs-


sen notwendig sind, ist die Kernenergie die einzige zuverlässige und emissi-
onsarme Energiequelle, welche die Stabilität und Unabhängigkeit der 
Schweizer Energieversorgung langfristig gewährleisten kann.  


 
Die SVP unterstützt grundsätzlich Art. 2 der Verordnung, da es sich um eine notwen-


dige Massnahme zur Sicherung der Energieversorgung in Notlagen handelt. In Zeiten 
drohender Versorgungsengpässe und steigender Strompreise ist es unerlässlich, alle 
verfügbaren Instrumente zu nutzen, um Stromausfälle zu verhindern. Art. 2 ermög-


licht den Einsatz von Reservekraftwerken, bevor es zu einem Stromausfall kommt. 
Der Schutz der Bevölkerung steht für die SVP im Vordergrund – gerade in den kalten 


Wintermonaten sollte niemand ohne Strom gehen. Diese Massnahme gewährleistet 
eine zusätzliche Sicherheit, indem sie nicht nur auf verbrauchslenkende Massnahmen 
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setzt, sondern gleichzeitig sicherstellt, dass im Notfall zusätzliche Energie in das 
Stromnetz fliesst. Damit wird ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Marktschutz und 


Versorgungssicherheit gewährleistet, was letztlich auch dem Wirtschaftsstandort 
Schweiz zugutekommt. 


 
Die SVP hält es für notwendig, in Krisenzeiten geeignete Massnahmen zu ergreifen, 
um die Versorgungssicherheit der Schweiz zu gewährleisten. Insbesondere in der 


Energieversorgung ist es entscheidend, unser Volk und Wirtschaft vor den schwer-
wiegenden Konsequenzen einer Strommangellage zu schützen. In diesem Zusam-


menhang begrüssen wir grundsätzlich die Zielsetzung zusätzliche Massnahmen für 
den Einsatz von Reservekraftwerken zu ermöglichen. Gleichzeitig legen wir Wert auf 
die Wahrung der Prinzipien des freien Wettbewerbs. 


 
Wir befürworten die Sicherstellung einer stabilen Energieversorgung, jedoch darf dies 


nicht auf Kosten des liberalisierten Marktes geschehen. Der Vorschlag, die Kompeten-
zen von Swissgrid temporär zu erweitern und ihr auch Tätigkeiten in der Strompro-
duktion und im Stromhandel zu erlauben, birgt aus unserer Sicht die Gefahr von 


Wettbewerbsverzerrungen. Swissgrid verfügt als Übertragungsbetreiberin über eine 
marktbeherrschende Stellung und sollte, wie es die Entflechtungsgrundsätze des 


Strommarktes verlangen, von direkten Marktaktivitäten ausgeschlossen bleiben. 
Diese Trennung ist notwendig, um sicherzustellen, dass alle Marktteilnehmer unter 


gerechten Bedingungen agieren können. Eine Ausweitung der Aktivitäten von Swiss-
grid in den Marktbereich könnte private Energieunternehmen benachteiligen und sich 
langfristig negativ auf Investitionen und die Innovationskraft im Energiesektor aus-


wirken. Wir sehen es als unerlässlich an, dass der Wettbewerb aufrechterhalten wird, 
um die Effizienz und Kostentransparenz für die Konsumentinnen und Konsumenten 


zu gewährleisten. 
 
Die SVP ist jedoch bereit, einen pragmatischen Kompromiss zu unterstützen, sofern 


die Beteiligung von Swissgrid klar auf Notfälle beschränkt wird. In Krisensituationen, 
in denen eine akute Versorgungslücke droht und die herkömmlichen Marktmechanis-


men nicht mehr ausreichen, soll Swissgrid eine erweiterte Rolle übernehmen können. 
Hierbei ist entscheidend, dass der Einsatz zeitlich und sachlich streng begrenzt wird. 
Sobald die Versorgungslücke überwunden ist, muss Swissgrid ohne weitere Marktein-


griffe unverzüglich in ihre ursprüngliche Funktion als neutrale Netzbetreiberin zurück-
kehren. Wir fordern daher, dass diese Massnahme klar definiert und auf den Einsatz 


in schwerwiegenden Notfällen beschränkt bleibt. Zudem müssen klare Kriterien für 
den Einsatz von Swissgrid in der Produktion und im Handel festgelegt werden. Dies 
gibt den Marktteilnehmern die nötige Handlungssicherheit und stellt sicher, dass der 


Eingriff nicht zu einer dauerhaften Verzerrung des Wettbewerbs führt. 
 


Ziel muss es sein, die Unabhängigkeit und Souveränität der Schweiz in der Energie-
versorgung zu wahren, ohne die Marktliberalisierung und die damit verbundenen Vor-
teile für die Bürgerinnen und Bürger zu gefährden. 


 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für 


weitere Rückfragen gerne zur Verfügung. 
 
SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 
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Der Parteipräsident Der Generalsekretär 


  
 


 
 
 


 
Marcel Dettling  Henrique Schneider 


Nationalrat   
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Sehr geehrte Damen und Herren


Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit zur eingangs erwähnten Vernehmlassung Stellung
nehmen zu können.


Da diese Vorlage aufgrund der Dossieraufteilung zwischen economiesuisse und dem
Schweizerischen Arbeitgeberverband von ersterem behandelt wird , verzichtet der Schweizerische
Arbeitgeberverband auf eine Stellungnahme zu dieser Vernehmlassung.


Wir danken Ihnen bestens für Ihre Kenntnisnahme.


Freundliche Grüsse
Sabine Maeder


Assistentin
SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND
Hegibachstrasse 47
Postfach
8032 Zürich
Tel. +41 44 421 17 17
Direktwahl: +41 44 421 17 42
mader@arBeitgeber,ch
http:/Mrww.arbeitgeber_ch
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Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke in einer schweren Strommangellage: 


Vernehmlassung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der Schweizerische 


Gewerkschaftsbund (SGB) nimmt dazu im Folgenden gerne Stellung. 


In einer unmittelbar drohenden oder bereits bestehenden Strommangellage kann der Bundesrat 


auf der Basis des Landesversorgungsgesetzes (LVG) die Inbetriebnahme von Reservekraftwerken 


beschliessen. Ein solcher Einsatz vermeidet, mildert oder verzögert sehr einschneidende 


verbrauchsseitige Massnahmen wie die Kontingentierung von Grossverbrauchern oder rollierende 


Netzabschaltungen. Aktuell ist der Abruf von Strom aus Reservekraftwerken dann vorgesehen, 


wenn die nachgefragte Strommenge das Angebot für den Folgetag übersteigt ("fehlende 


Markträumung"). Mit der in diese Vernehmlassung geschickten Verordnung soll der Betrieb von 


Reservekraftwerken neu auch unabhängig von einer fehlenden Markträumung definiert werden. 


Die Reservekraftwerke sollen neu auch im Falle einer unmittelbar drohenden Strommangellage in 


Betrieb genommen werden können. 


Selbstverständlich ist für den SGB die Abwendung einer schweren Strommangellage in jedem Fall 


zentral. Wir fordern jedoch die Überarbeitung des vorliegenden Verordnungsentwurfs anhand 


folgender drei Punkte: 


 Erstens fordern wir die Festlegung einer genauen Definition einer "Strommangellage" 


(und wann diese "drohend" oder "schwer" ist). Zwar ist eine "schwere Mangellage" 


allgemein im Landesversorgungsgesetz definiert, auf dessen Basis der Bundesrat im 


Dezember 2022 die Winterreserveverordnung (WResV) erliess und dem Reservekraftwerk 


Birr die Bewilligung erteilte. Das Bundesverwaltungsgericht entschied im Nachgang 


jedoch, dass das UVEK nicht darlegen konnte, auf welcher Grundlage die schwere 


Strommangellage festgestellt worden sei und urteilte, dass die Erteilung der 


Betriebsbewilligung nicht gesetzeskonform war. Wir erachten es deshalb als zentral, dass 


auf Verordnungsebene endlich klar definiert wird, was eine Strommangellage ist und wann 


eine Intervention erforderlich ist. 


Eidgenössisches Departement für 


Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 


Herr Bundesrat Guy Parmelin 


3003 Bern 
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 Zweitens ist unseres Erachtens die vorgesehene Regelung des Betriebs ausschliesslich 


der Reservekraftwerke auf Basis des LVG nicht gerechtfertigt. Genau für den Fall einer 


Strommangellage nach LVG wurden die Reservemöglichkeiten in der WResV und im 


Stromversorgungsgesetz (StromVG) geschaffen und präzisiert. Darauf aufbauend soll der 


Bundesrat im Falle einer drohenden Strommangellage auch die Wasserreserve, die 


Verbrauchsreserve und die gesamte ergänzende Reserve in Betrieb nehmen können 


(und nicht nur die (Gas-)Reservekraftwerke). Die Verordnung ist entsprechend zu 


ergänzen. 


 Drittens fordern wir, dass die Reservekraftwerke auch im Falle einer drohenden 


Strommangellage nur zusammen mit Verbrauchslenkungsmassnahmen in Betrieb 


genommen werden dürfen. Der erläuternde Bericht hält zwar fest, dass Reservekraftwerke 


"grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen" eingesetzt werden 


sollen. Dahingehende Präzisierungen fehlen jedoch in der Verordnung und sollten 


entsprechend aufgenommen werden.  


In diesem Sinne hoffen wir auf die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und danken Ihnen im 


Voraus herzlich. 


Freundliche Grüsse 


SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 


 


Pierre-Yves Maillard  Reto Wyss 


Präsident  Zentralsekretär 
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Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage – Stellungnahme econo-
miesuisse 
 


 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Teilnahme an der oben genannten Vernehmlassung. 
 
economiesuisse vertritt als Dachverband der Schweizer Wirtschaft rund 100'000 Unternehmen jeglicher 
Grösse mit insgesamt 2 Millionen Beschäftigten in der Schweiz. Unsere Mitglieder umfassen 100 Bran-
chenverbände, 20 kantonale Handelskammern sowie diverse Einzelfirmen. Sämtliche dieser Unterneh-
men nutzen Energie für die Bereitstellung ihrer Dienste und Produkte und sind dabei auf eine zuverläs-
sige und kompetitive Versorgung ohne Unterbruch angewiesen. Für die Wirtschaft ist eine unterbruchs-
freie Stromversorgung zu international konkurrenzfähigen Preisen prioritär.  
 
 


 
 


Das Wichtigste in Kürze 
• Der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke ist klar zu definieren.  
• Die Reservekraftwerke sollen zum Einsatz kommen, bevor der Bundesrat zu einschneiden-


den Massnahmen wie Verbote und Verbrauchseinschränkungen sowie Kontingentierungen 
greift. 


• Die europarechtliche Konformität der Vorlage ist vor dem Hintergrund der aktuellen Ver-
handlungen des Stromabkommens zu überprüfen.  


• Es besteht keine Notwendigkeit, Swissgrid eine Marktteilnahme als faktische Betreiberin 
von Kraftwerken zu gestatten. 







Seite 2 
Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage – Stellungnahme economiesuisse 


 
Bemerkungen 
economiesuisse begrüsste die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Wasserkraftreserve und 
die ergänzende Reserve. Den Ansatz einer ergänzenden Reserve mit Reservekraftwerken, WKK-Anla-
gen und Notstromgruppen erachten wir als sinnvoll. In Anbetracht einer womöglich unsicheren Versor-
gungslage und der grossen Bedeutung einer sicheren Stromversorgung für die Wirtschaft begrüssen 
wir eine möglichst grosse Ausweitung der teilnehmenden Akteure an der Stromreserve für kritische 
Versorgungssituationen. Wichtig ist dabei aus Sicht der Wirtschaft nach wie vor, dass die Nachfragere-
duktion nicht fakultativ, sondern als ebenwürdiger Teil der Stromreserve verbindlich aufgenommen 
wird. 
 


1. Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke: 
Gemäss des Art. 2 Abs. 1 sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder wäh-
rend einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt» erzeugen. Das Lan-
desversorgungsgesetz definiert eine «schwere Mangellage» mit der nachfolgenden Definition nicht 
wirklich präzise: «erhebliche Gefährdung der wirtschaftlichen Landesversorgung mit unmittelbar dro-
henden, grossen volkswirtschaftlichen Schäden oder erhebliche Störung der wirtschaftlichen Landes-
versorgung» (Art. 2 Bst. b). Somit ist der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke durch diese Verord-
nung nicht klar definiert. Es ist aber äusserst wichtig, dass die Verordnung klar regelt, wie eine unmit-
telbar drohende Mangellage definiert ist und welche Voraussetzungen gegeben sein müssen, damit die 
Massnahme nach der vorliegenden Verordnung angeordnet werden kann. 
 
Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 aus, dass hohe Preise kein ausreichender Hinweis für eine 
drohende Mangellage seien. Zusätzlich wird auf Seite 2 erwähnt, dass «die Reservekraftwerke grund-
sätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden können». Die bisherige 
Definition in der Verordnung und auch der Erläuterungsbericht mit dem Zusatz des Wortes «grundsätz-
lich» ist sehr unklar und lässt sehr viel Interpretationsspielraum zu. Insbesondere ist auch nicht klar de-
finiert, ob mit den Verbrauchslenkungsmassnahmen Sparapelle, Verbrauchseinschränkungen oder 
Kontingentierungen gemeint sind. Deshalb soll mit einem neuen Absatz 3 ein klares Ereignis definiert 
werden, ab welchem die Reservekraftwerke im Falle einer unmittelbar drohenden Mangellage betrie-
ben werden können. 
 
Antrag Art. 2 Grundsätze: (neuer) Abs. 3 
(neu) 3 Bevor eine unmittelbar drohende Mangellage festgestellt werden kann, kommuniziert der 
Bundesrat Sparapelle an die Öffentlichkeit und beschliesst den Bereitschaftsgrad der Stufe 3. 
Das Feststellen einer unmittelbar drohenden Mangellage erfolgt bevor der Bundesrat den Be-
reitschaftsgrad Stufe 4 mit Bewirtschaftungsmassnahmen in Kraft setzt.  
 
Der Bundesrat hat im Bereitschaftsgrad 4 die Möglichkeit, mittels Verordnungen, die zentrale Steue-
rung des schweizerischen Kraftwerkparks, ein Verbot für bestimmte Stromverbraucher (Verbrauchsein-
schränkungen bzw. Verbote für nicht absolut notwendige und energieintensive Anwendungen) oder 
Stromkontingentierungen anzuordnen. All diese Massnahmen haben starke Auswirkungen auf das ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Leben in der Schweiz mit massiven Kostenfolgen. Deshalb soll vor 
dem Entscheid zu solchen einschneidenden Massnahmen alles Mögliche getan werden, um diese zu 
vermeiden. 
Die Reservekraftwerke werden von der Bevölkerung und der Wirtschaft im Sinne einer Versicherungs-
prämie finanziert. Daher sollte die Versicherungsleistung greifen, bevor der Bundesrat zu einschnei-
denden Massnahmen wie Verbote und Verbrauchseinschränkungen sowie insbesondere Kontingentie-
rungen greift. Gerade die Kontingentierungen gilt es im Fall einer Strommangellage so lange wie mög-
lich zu vermeiden und falls möglich mit Reservekraftwerken abzuwenden.  



https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/308/de#art_2
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2. EU-Konformität: 


Die europarechtliche Konformität der Vorlage ist insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Ver-
handlungen des Stromabkommens zu überprüfen. Zu prüfen gilt es in diesem Zusammenhang Art. 3 
Bst. c der Vernehmlassungsvorlage. Darin sollen die Entflechtungsvorschriften der Netzgesellschaft 
Swissgrid für nicht anwendbar erklärt werden, was der EU-Richtlinie 2019/944 mit Vorschriften über 
den Elektrizitätsbinnenmarkt widerspricht. 
 
Antrag Art. 3 Nichtanwendbarkeit von Bestimmungen anderer Erlasse:  
Bst. c. streichen 
 
Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von 
der Produktion, stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch 
in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swissgrid eine 
Marktteilnahme als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten. Die Energie kann durch die Be-
treiber der Reservekraftwerke, die über einen entsprechenden Marktzugang verfügen, an den Markt 
gebracht werden. Dadurch würde das grundlegende Prinzip der Entflechtung nicht verletzt. Hinzu 
kommt, dass parallele Auktionen durch die nationale Netzgesellschaft das komplexe Marktsystem zu-
sätzlich verkomplizieren würden. Die Zusatzerträge der Betreiber für die Reserveenergie können durch 
einen geeigneten Mechanismus verrechnet werden. 
 
In diesem Sinne ist auch eine Anpassung im Art. 6 nötig. 
 
Antrag Art. 6 Bereitschaft, Vermarktung und Lieferung: Abs. 3 und 4 
3 Die nationale Netzgesellschaft vermarktet die elektrische Energie mittels Auktionen im Schwei-
zer Strommarkt und ruft sie bei den Betreibern entsprechend deren Meldungen zur Verfügbar-
keit ab weist die Betreiber entsprechend deren Meldungen zur Verfügbarkeit an, die notwendige 
Energie dem Schweizer Strommarkt zur Verfügung zu stellen. 
4 Die Betreiber müssen vermarkten die abgerufene elektrische Energie der über ihre Bilanzgruppe 
der nationalen Netzgesellschaft liefern. Die gelieferte elektrische Energie ist zum Verbrauch im 
Inland bestimmt. 
 
Der in Abs. 4 vorgesehene Nachweis des Verbrauchs im Inland ist im vernetzten europäischen 
Stromsystem nicht möglich. Um die Übereinstimmung von Produktion und Verbrauch zu jedem Zeit-
punkt sicherzustellen, sind die Märkte auf eine hohe Flexibilität angewiesen. Dies gilt erst recht im Fall 
einer drohenden Mangellage. Wohin eine bestimmte Stromlieferung letztlich fliesst, ist dabei nicht 
nachvollziehbar. Hinzu kommt, dass die Betreiberinnen ihren Kraftwerkspark, inkl. Strombezüge, als 
Gesamtpool optimieren. Der Versuch, eine Inland-Vorgabe umzusetzen, würde den Handlungsspiel-
raum der Akteure einschränken und damit die Versorgungssicherheit schwächen. Eine solche Vorgabe 
ist zudem unnötig. Die Einspeisung der erzeugten Energie durch die Kraftwerke erfolgt physisch in je-
dem Fall in der Schweiz. Falls es sich um einen auf die Schweiz beschränkten Engpass handelt, würde 
die Energie aufgrund der Preissignale letztlich auch in der Schweiz abgesetzt werden. Im Fall eines 
europaweiten Engpasses profitiert die Versorgungslage in der Schweiz ebenfalls von einer Einspei-
sung, selbst wenn gleichzeitig noch Exporte von der Schweiz in den europäischen Markt getätigt wür-
den. 
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3. Keine Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer aufgrund eines Wissensvorsprungs: 
Die allfällige Massnahme des Betriebs der Reservekraftwerke wird einen klaren Effekt auf die Day-
Ahead-Auktionen haben. Insofern ist eine Information seitens Swissgrid zur Menge und dem gebote-
nen Preis erforderlich, sodass eine Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer aufgrund eines Wissens-
vorsprungs ausgeschlossen werden kann. Bereits die Ankündigung einer möglichen Aktivierung dürfte 
den OTC-Preis für die Kurzfristprodukte beeinflussen. 
Auch die Verbraucher müssen zwingend Zugang zu diesen Informationen auf dieser Plattform haben. 
Die Informationen auf der Plattform müssen allen Akteuren diskriminierungsfrei zur Verfügung stehen.  
 
Antrag Art. 9 Informationspflicht der nationalen Netzgesellschaft: (neuer) Abs. 3 
(neu) 3 Die nationale Netzgesellschaft informiert über eine Plattform für Insiderinformationen 
gemäss Artikel 6 von BATE zum geplanten Betrieb der Reservekraftwerke inklusive Menge und 
Gebotspreis. 
 
Der Verweis auf den entsprechend relevanten Artikel bei BATE muss nach Beschluss der Vorlage 
durch das Parlament nochmals überprüft werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
economiesuisse 
 


  


Alexander Keberle 
Mitglied der Geschäftsleitung, Bereichsleiter 
Energie, Infrastruktur & Umwelt 
 


Beat Ruff 
Leiter Energie- und Klimapolitik 
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Olten, 19. November 2024 


 


Vernehmlassung 2024/33: Alpiq Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 
Strommangellage 


 


 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
 


vielen Dank für die Möglichkeit, zu der geplanten Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 
Strommangellage Stellung nehmen zu können.  
 


Zu Beginn sei angemerkt, dass Alpiq grundsätzlich skeptisch ist, ob Reserve-Gaskraftwerke 
die richtige Lösung für die Absicherung der Stromversorgung der Schweiz sind. Solche 
Reserve-Gaskraftwerke sind sehr teuer, wenn sie auf einen Betrieb mit alternativen Gasen 
bzw. Wasserstoff ausgerüstet sein sollen. Zudem ist zu beachten, dass diese grünen 
Brennstoffe auf absehbare Zeit nicht im erforderlichen zur Vorhaltung bestimmten 
Reservebedarf am Markt zur Verfügung stehen, so dass diese Kraftwerke im Betrieb 
gezwungenermassen CO2 emittieren werden. Zudem wäre Gas als Brennstoff in einer 
strukturellen und damit anhaltenden Energiekrise äusserst schwer zu beschaffen, die Schweiz 
hat bekanntlich keine eigenen Speicher.  
 


Volkswirtschaftlich efÏzienter und für die Versorgungssicherheit wirksamer wäre es mehr 
denn je, alle politischen Anstrengungen und Finanzmittel auf eine konsequente Umsetzung 
der Ausbauziele aus dem Mantelerlass zu lenken. Jede neue Anlage verringert den 
Reservebedarf und reduziert die Einsatzwahrscheinlichkeit. Schliesslich wären mit einem CH-
EU Stromabkommen und einer besseren Integration in den EU-Strombinnenmarkt allfällige 
Reserve-Neubauten gar nicht erst erforderlich.  
 


Falls sich der Bund ungeachtet aller sachlichen Argumente dennoch für den Neubau von 
Reserve-Gaskraftwerken gemäss Stromversorgungsgesetz entscheiden sollte, können wir 
den Einbezug dieser Kraftwerke in das OSTRAL-Konzept gemäss Landesversorgungsgesetz 
nachvollziehen. Dabei gilt es jedoch folgende Leitplanken unbedingt zu beachten, um 
Fehlanreize und unnötige Marktverzerrungen zu vermeiden:  
 


Zeitpunkt der Aktivierung 


In keinem Fall darf die Aktivierung zu früh, d.h. im noch vollständig funktionierenden Markt, 
erfolgen, etwa weil aufgrund hoher Preise ein politischer Druck entsteht. Freiwillige 
Verbrauchsreduktionen aufgrund der Preissignale würden dadurch zunichte gemacht und die 
Nachfrage bliebe trotz Knappheit künstlich auf einem hohen Niveau. Siehe so auch im 
Erläuternden Bericht auf Seite 3: 
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«Falsche Marktanreize sollen vermieden werden. Marktbasierte 
Entlastungsmassnahmen (beispielsweise freiwilliges Abschalten bei sehr hohen 
Preisen) sollen nicht verdrängt werden.»  


 


Eine Aktivierung ist daher nur dann zielführend, wenn es sich um ein ausserordentliches 
strukturelles Defizit handelt, welches unmittelbar zu Verbrauchseinschränkungen und -
verboten führen würde oder diese bereits stattfinden (ultima ratio). Insbesondere müssen 
zunächst die Instrumente des StromVG genutzt werden, z.B. der präventive Einsatz der 
Reservekraftwerke zur Aufstockung der Wasserkraftreserve.  
Insofern verstehen wir die mit der Verordnung angestrebte Aktivierung der 
Reservegaskraftwerke als neue Subkategorie des OSTRAL Bereitschaftsgrads 4, die nur 
unmittelbar vor oder während Verbrauchslenkungsmassnahmen zur Anwendung kommen 
kann. Die Auswahl bzw. die Priorisierung der einzelnen Massnahmen im Bereitschaftsgrad 4 
hat stets anlassbezogen zu erfolgen, weshalb die Festlegung einer fixen Reihenfolge nicht 
zielführend wäre. 
 


 


Marktverzerrungen durch Aktivierung minimieren  
Der Einsatz eines voll-subventionierten Reservekraftwerks in einem knappen Markt kann zu 
erheblichen Marktverzerrungen führen. Diese sind in einer aussergewöhnlichen Mangellage 
teilweise zu akzeptieren, müssen allerdings im Interesse der Funktionsfähigkeit des 
Marktplatzes auf ein Mindestmass reduziert werden. Dazu gehören folgende Massnahmen: 
 


• Der Einsatz erfolgt durch einen neutralen Akteur, z.B. Swissgrid, um eine 
Informationsasymmetrie im Markt zu vermeiden. Alle marktrelevanten Parameter der 
Aktivierung (Zeitpunkt, Menge, Bepreisung, Dauer, Brennstoff) sind gemäss 
BATE/REMIT als preisrelevante Insider-Information ohne Verzug zu publizieren.  


• Die Bepreisung muss einer Marktlogik entsprechen, also mindestens zu kurzfristigen 
Grenzkosten erfolgen.  


• Die Dauer der Aktivierung muss auf das nötige Mindestmass reduziert werden. Endet 
OSTRAL BG4, muss gleichzeitig auch das Reservekraftwerk seinen Betrieb einstellen.  


 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für allfällige Rückfragen steht 
Ihnen gerne unser Kollege Mirko Borgdorf (mirko.borgdorf@alpiq.com) zur Verfügung. 
 


 


Mit freundlichen Grüssen,  
 


 


 


 


Antje Kanngiesser      Amédée Murisier  


CEO        Head Switzerland 



mailto:mirko.borgdorf@alpiq.com
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Vernehmlassung über die Verordnung über den Betrieb der Re-


servekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den 
Markt in einer schweren Strommangellage; Stellungnahme 


Axpo Gruppe 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken ihnen für die Gelegenheit, zur Verordnung über den Betrieb der Reserve-


kraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 


Strommangellage Stellung nehmen zu können.  


 


 


Allgemeine Bemerkungen 


 


Axpo hat die Ambition, mit innovativen Energielösungen eine nachhaltige Zukunft zu 


ermöglichen. Axpo ist die grösste Schweizer Produzentin von erneuerbarer Energie 


und internationale Vorreiterin im Energiehandel sowie in der Vermarktung von Solar- 


und Windkraft. Zudem betreiben und unterhalten wir ein mehrere tausend Kilometer 


umspannendes Leitungsnetz auf den Netzebenen 3 und 5. Mehr als 6’700 Mitarbei-


tende verbinden Erfahrung und Know-how mit der Leidenschaft für Innovation und 


der gemeinsamen Suche nach immer besseren Lösungen. Axpo setzt auf innovative 


Technologien, um die sich stets wandelnden Bedürfnisse ihrer Kunden in über 30 


Ländern in Europa, Nordamerika und Asien zu erfüllen. 


 


Mit rund 3.8 GW verfügt Axpo über bedeutende Speicher- und Pumpspeicherkapazi-


täten. Seit Einführung der Wasserkraftreserve nehmen wir an den Ausschreibungen 


teil und werden künftig im Rahmen der vom Parlament beschlossenen 
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verpflichtenden Teilnahme Energie in unseren Anlagen für die Reserve zurückhalten. 


Darüber hinaus erbringen wir verschiedene Dienstleistungen für das Notreservekraft-


werk des Bundes in Birr. Diese Anlage steht gemäss geltender Rechtsgrundlage nur 


bis Ende 2026 zur Verfügung und soll danach durch Reservekraftwerke zur Abde-


ckung von allfälligen Strommangellagen im Winter ersetzt werden. Axpo hat, im 


Sinne der Stärkung der Schweizer Versorgungssicherheit, auf diese Ausschreibung 


geantwortet und Ende März 2024 ein Projekt für ein Gasturbinenkraftwerk mit 250 


MW Leistung eingereicht. 


 


Von den vorliegenden Verordnungsentwürfen sind allerdings nicht nur die Betreiber 


von Reservekraftwerken betroffen, sondern der Strommarkt insgesamt und damit 


alle Marktteilnehmer. Der vorgesehene Abruf von Reservekraftwerken zum vorzeiti-


gen Einsatz am Markt stellt einen eigentlichen Paradigmenwechsel dar. Die beste-


hende Rechtsgrundlage (Winterreserveverordnung, WresV) sieht einen Einsatz von 


Reservekraftwerken nur bei Markversagen vor, d.h. wenn das Angebot zur Deckung 


der Nachfrage nicht ausreicht. Auf Grundlage der vorliegenden Verordnung über den 


Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in 


einer schweren Strommangellage könnte die Reserve hingegen bereits vor Eintreten 


dieser Situation abgerufen werden. Damit würde zusätzliche Energie für den Markt 


erzeugt und die Preise künstlich gesenkt. Der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke 


führt damit zu einer Marktverzerrung. Die damit verbundenen negativen Investitions-


signale können die Anstrengungen beim Ausbau der erneuerbaren Energien und bei 


der Realisierung von Effizienzpotenzialen negativ beeinflussen, weil flexible Produkti-


onskapazitäten zur Amortisation der hohen Kosten auf gewisse Preisspitzen angewie-


sen sind.  


 


Ein zweiter Paradigmenwechsel wird mit der temporären Erweiterung der Rolle der 


nationalen Übertragungsnetzbetreiberin Swissgrid vollzogen. Die ebenfalls vorlie-


gende Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsge-


setzes (LVG) schafft die Grundlage, dass Swissgrid Tätigkeiten in Bereichen Elektrizi-


tätserzeugung, -verteilung oder -handel ausüben und sich an Elektrizitätsversorgern 


beteiligen kann. Diese Grundlage widerspricht der Entflechtung des Übertragungsnet-


zes, die den zentralen Grundsatz des liberalisierten Strommarktes nicht nur in der 


Schweiz, sondern auch in der EU darstellt. Die Wettbewerbsverzerrung durch die Re-


servekraftwerke und die Marktteilnahme von Swissgrid sind deshalb aus grundsätzli-


chen Überlegungen abzulehnen. Wenn dennoch an einer Grundlage für einen vorzei-


tigen Abruf der Reservekraftwerke festgehalten werden soll, müssen wenigstens die 


Kriterien für den Abruf und dessen Ende definiert werden, um ein Mindestmass an 


Planungssicherheit für die Marktteilnehmer zu erhalten. 


 


Ungeklärt bleibt schliesslich der Einfluss eines vorzeitigen Abrufs der Reservekraft-


werke auf die Strompreise in der Schweiz und auf die Versorgungssicherheit im Ver-


gleich mit dem bestehenden Instrumentarium der Winterreserveverordnung (WresV). 


Er wird wesentlich davon abhängen, ob eine lokale Mangellage in der Schweiz oder 


eine europäische Mangellage befürchtet wird.  
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Zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 


elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


 


Art. 2 Grundsätze 


 


Antrag: 


 
1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder während ei-


ner bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt. Vorausset-


zung für den Abruf der Reservekraftwerke ist die vorgängige Anordnung verbrauchs-


seitiger Massnahmen. 


 
2 ... 


 
3 (neu) Bevor eine unmittelbar drohende Mangellage festgestellt werden kann, be-


schliesst der Bundesrat Lenkungsmassnahmen der Stufe 3 (Kontingentierung).   


 
4 (neu) Die Reservekraftwerke erzeugen keine elektrische Energie für den Markt 


mehr, wenn der Bundesrat die zuvor angeordneten Kontingentierungsmassnahmen 


aufhebt.  


 


Begründung: 


 


Der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke stellt einen substanziellen Eingriff in den 


Markt und eine Verzerrung der Preissignale dar. Bei steigenden Preisen und einge-


schränkter Verfügbarkeit von Kraftwerkskapazitäten oder in Situationen zunehmen-


der Marktverwerfungen, wie sie etwa in der Energiekrise 2021/22 zu beobachten wa-


ren, dürfte der politische Druck auf den Bundesrat zunehmen, einen vorzeitigen Ab-


ruf der Reservekraftwerke anzuordnen. Deshalb ist es zwingend, dass die Verord-


nung klar regelt, wie eine unmittelbar drohende Mangellage definiert ist und welche 


Voraussetzungen gegeben sein müssen, damit die Massnahme nach der vorliegenden 


Verordnung angeordnet werden kann. Die Verknüpfung mit den Massnahmen der 


Verbrauchslenkung im Fall einer Mangellage ist ein Ansatz für vordefinierte Kriterien, 


die sowohl für die Behörden als auch für die Marktteilnehmer nachvollziehbar sind. 


Weitere Kriterien sollten geprüft werden. Umgekehrt ist auch eine Regelung notwen-


dig, wann der vorzeitige Einsatz der Reservekraftwerke endet. Generell sollte der 


Einsatz so bald als möglich beendet werden. 


 


Unverfälschte Preissignale sind zentral für Investitionen in den Ausbau erneuerbarer 


Energien und die immer wichtiger werdenden flexiblen Produktionsanlagen. Das mit 


einem vorzeitigen Abruf der Reservekraftwerke verbundene Risiko von künstlichen 


Preisminderungen schwächt die Investitionssicherheit und hat damit einen negativen 


Einfluss auf das Investitionsklima. 


 


 


Art. 3 Nichtanwendbarkeit von Bestimmungen anderer Erlasse 


 


Antrag: 


 


Bst. c.: Streichen. 
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Begründung: 


 


Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürli-


chen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung 


nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendig-


keit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swissgrid eine Marktteilname als faktische 


Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten. Die Vermarktung der Energie kann auch 


durch die Betreiber erfolgen (vgl. Ausführungen zu Art. 6). 


 


 


Art. 6 Bereitschaft, Vermarktung und Lieferung 


 


Antrag:  


 
3 Die nationale Netzgesellschaft vermarktet die elektrische Energie mittels Auktionen 


im Schweizer Strommarkt und ruft sie bei den Betreibern entsprechend deren Mel-


dungen zur Verfügbarkeit ab weist die Betreiber entsprechend deren Meldungen zur 


Verfügbarkeit an, die notwendige Energie dem Schweizer Strommarkt zur Verfügung 


zu stellen. 


 
4 Die Betreiber müssen vermarkten die abgerufene elektrische Energie der über ihre 


Bilanzgruppe der nationalen Netzgesellschaft liefern. Die gelieferte elektrische Ener-


gie ist zum Verbrauch im Inland bestimmt. 


 


Begründung: 


 


Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürli-


chen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung 


nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendig-


keit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swissgrid eine Marktteilname als faktische 


Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten. Die Energie kann durch die Betreiber der 


Reservekraftwerke, die über einen entsprechenden Marktzugang verfügen, an den 


Markt gebracht werden. Dadurch würde das grundlegende Prinzip der Entflechtung 


nicht verletzt. Hinzu kommt, dass parallele Auktionen durch die nationale Netzgesell-


schaft das komplexe Marktsystem zusätzlich verkomplizieren würden. Die Zusatzer-


träge der Betreiber für die Reserveenergie können durch einen geeigneten Mechanis-


mus (vgl. Ausführungen zu Art. 7) verrechnet werden. 


 


Der in Abs. 4 vorgesehene Nachweis des Verbrauchs im Inland ist im vernetzten eu-


ropäischen Stromsystem nicht möglich. Um die Übereinstimmung von Produktion und 


Verbrauch zu jedem Zeitpunkt sicherzustellen, sind die Märkte auf eine hohe Flexibi-


lität angewiesen. Dies gilt erst recht im Fall einer drohenden Mangellage. Wohin eine 


bestimmte Stromlieferung letztlich fliesst, ist dabei nicht nachvollziehbar. Hinzu 


kommt, dass die Betreiberinnen ihren Kraftwerkspark, inkl. Strombezüge, als Ge-


samtpool optimieren. Der Versuch, eine Inlands-Vorgabe umzusetzen, würde den 


Handlungsspielraum der Akteure einschränken und damit die Versorgungssicherheit 


schwächen. Eine solche Vorgabe ist zudem unnötig. Die Einspeisung der erzeugten 


Energie durch die Kraftwerke erfolgt physisch in jedem Fall in der Schweiz. Falls es 


sich um einen auf die Schweiz beschränkten Engpass handelt, würde die Energie auf-


grund der Preissignale letztlich auch in der Schweiz abgesetzt werden. Im Fall eines 


europaweiten Engpasses profitiert die Versorgungslage in der Schweiz ebenfalls von 


einer Einspeisung, selbst wenn gleichzeitig noch Exporte von der Schweiz in den eu-


ropäischen Markt getätigt würden. 
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Art. 7 Entschädigung 


 


Antrag:  


 
2bis (neu) Zusatzerlöse der Bilanzgruppen der Reservekraftwerke durch den marktori-


entierten Einsatz werden als Produkt der erzeugten Energie und dem Day-Ahead-


Strompreis mit der Entschädigung verrechnet. 


 
3 (neu) Falls der Einsatz der Reserve ausserhalb des Bereitschaftsbetriebs nach 


WResV fällt, so werden die Reservebetreiber für die Erstellung der Betriebsbereit-


schaft zusätzlich entschädigt. 


 


Begründung: 


 


Zusatzerlöse der Bilanzgruppen durch den Reservekraftwerkseinsatz, die sich auf-


grund des neu angepassten Art. 6 Abs. 4 ergeben, werden mit der Entschädigung 


verrechnet. Durch eine Verrechnung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, 


dass die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie erzielen. Vorbehalten 


bleibt die Entschädigung von Zusatzkosten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs 


ausserhalb des gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für den Bereit-


schaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Perioden sind zudem allenfalls Anpas-


sungen an den Verträgen mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversor-


gungsgesetzes 


 


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


 


Antrag: 


 


Ziff. ...: Streichen.  


 


Begründung: 


 


Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürli-


chen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung 


nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendig-


keit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swissgrid eine Marktteilname als faktische 


Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten. Die beantragten Ergänzungen von Art. 6 


der ebenfalls vorliegenden Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur 


Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage in 


den neuen Absätzen 3 und 4 erlauben den Verzicht auf die vorgeschlagene Zusatz-


verordnung zum Landesversorgungsgesetz (LVG). 


 


 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  


 


Freundliche Grüsse 


 


 
Christoph Brand 


CEO 


Lukas Schürch 


Head Corporate Public Affairs 


 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 
Organisation / Organizzazione BKW Energie AG 


Adresse / Indirizzo Viktoriaplatz 2 


3013 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma Bern, 15. Oktober 2024 


Dr. Michael Beer                                                         Marc Waldburger        


 


Head of Markets & Regulation                                    Head of Ancillary Services 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Denis Spät 


Head of Strategic Regulatory 


denis.spaet@bkw.ch 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektri-
scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage äussern zu dürfen. Die BKW hat sich bereits in der Stellungnahme vom 21.1.2019 zur 
Revision des StromVG und in der Stellungnahme vom 8.5.2020 zur Vernehmlassung des EnG im Grundsatz für das Konzept einer Speicher- bzw. Energie-
reserve ausgesprochen.Mit Blick auf die unterbreitete Vorlage zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 
für den Markt in einer schweren Strommangellage bitten wir Sie, folgende Aspekte zu berücksichtigen: 


 Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke: Gemäss des Art. 2 Abs. 1 sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder während 
einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt» erzeugen. Das Landesversorgungsgesetz definiert unter Art. 2 Bst. b 
eine «schwere Mangellage» mit der nachfolgenden Definition nicht wirklich präzise: «erhebliche Gefährdung der wirtschaftlichen Landesversorgung 
mit unmittelbar drohenden, grossen volkswirtschaftlichen Schäden oder erhebliche Störung der wirtschaftlichen Landesversorgung». Der Erläute-
rungsbericht führt auf Seite 4 nur aus, dass hohe Preise dabei kein ausreichender Hinweis für eine drohende Mangellage seien. Zusätzlich wird auf 
Seite 2 erwähnt, dass «die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden können». Inso-
fern ist erstens nicht nur der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke durch diese Verordnung sehr unklar definiert, sondern zweitens auch wer 
diese unmittelbar drohende oder eine bestehende schwere Mangellage im Rahmen dieser Verordnung deklariert. Die zusätzlich produzierte Ener-
gie kann die Strommarktpreise senken, was das FAQ zur Vernehmlassung auf Seite 1 ebenfalls ausführt: «Der Einsatz der Reservekraftwerke für 
den Strommarkt ist neben den damit verbundenen Umweltauswirkungen auch mit Wettbewerbsverzerrungen verbunden.» Insofern erleiden die 
privat getätigten Investitionen in Kraftwerke aufgrund der gesunkenen Strommarktpreise Erlöseinbussen, was die Investitionssicherheit hemmt. 
Weiter sinken bei tieferen Strommarktpreisen auch wichtige Anreize zur Nachfragereduktion bzw. -verschiebung. Dieser Effekt führt das FAQ auf 
Seite 3 ebenfalls aus: «Falsche Marktanreize sollen vermieden werden. Marktbasierte Entlastungsmassnahmen (beispielsweise freiwilliges Ab-
schalten bei sehr hohen Preisen) sollen nicht verdrängt werden.» Aufgrund dieser beiden Effekte muss der Einsatzzeitpunkt von Reservekraftwer-
ken ausserhalb der Stromreserve mit äusserster Vorsicht bedacht werden. 
 


 Europarechtliche Konformität: Die europarechtliche Konformität der vernehmlassten Vorlage ist insbesondere im Hintergrund der aktuellen Ver-
handlungen des Stromabkommens zu überprüfen. Der Erläuterungsbericht enthält im Gegensatz zu anderen Erläuterungsberichten keinen Ab-
schnitt «Verhältnis zu EU-Recht» wie z. B. derjenige zur Vernehmlassung der Winterreserveverordnung innerhalb der Stromgesetz-Verordnungen. 
Gemäss Artikel 22 Abs. 2 Bst. a der EU-Verordnung 2019/943 über den Elektrizitätsbinnenmarkt dürfen die Ressourcen der strategischen Reser-
ven nur für den Dispatch genutzt werden, «wenn die Übertragungsnetzbetreiber voraussichtlich ihre Regelreserveressourcen ausschöpfen, um 
Angebot und Nachfrage ins Gleichgewicht zu bringen.» Zudem dürfen laut des Art. 16 der EU-Verordnung 2019/941 über die Risikovorsorge im 
Elektrizitätssektor nicht marktbasierte Maßnahmen «in Stromversorgungskrisen nur als letztes Mittel eingesetzt werden, wenn alle marktbasierten 
Optionen ausgeschöpft sind oder wenn sich eine weitere Verschlechterung der Stromversorgung mit marktbasierten Maßnahmen allein offensicht-
lich nicht verhindern lässt.» Insofern müsste abgeklärt werden, inwiefern die Vernehmlassungsvorlage die EU-Vorgaben erfüllt. Zudem soll Art. 3 
Bst. c der Vernehmlassungsvorlage die Entflechtungsvorschriften der Netzgesellschaft Swissgrid für nicht anwendbar erklären, was hingegen dem 
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Art. 45 der EU-Richtlinie 2019/944 mit Vorschriften über den Elektrizitätsbinnenmarkt widerspricht. Des Weiteren dürfen laut Art. 22 Abs. 2 Bst. d 
der EU-Verordnung 2019/943 die Ressourcen der strategischen Reserve nicht von Stromhandelsmärkten oder Regelreservemärkten vergütet wer-
den, was gemäss bestehendem Art. 11 Abs. 2 der WResV zumindest ausserhalb der Verfügbarkeitsperiode der Fall ist. Im Hintergrund des ange-
strebten Stromabkommens mit vielfältigen Vorzügen ist die Vernehmlassungsvorlage auf die EU-Konformität zu prüfen. 


Für die Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns im Voraus und stehen Ihnen für weitere Auskünfte gerne zur Verfügung. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1: Kommentar 


Abs. 3 (neu) Bevor eine unmittelbar drohende Mangellage 
festgestellt werden kann, beschliesst der Bundesrat min-
destens den Bereitschaftsgrad der Stufe 3. 
 


Abs. 1: Siehe Statement im Eingang des Briefes zu Einsatz-
zeitpunkt der Reservekraftwerke. 


Abs. 3: Die Bereitschaftsgrade der Organisation für Strom-
versorgung in ausserordentlichen Lagen (Ostral) unterschei-
det zwischen vier Bereitschaftsgraden, siehe Grundlageinfor-
mationen ab Seite 14. Der Erläuterungsbericht erwähnt auf 
Seite 2, dass «die Reservekraftwerke grundsätzlich gleich-
zeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt wer-
den können». Die bisherige Definition in der Verordnung und 
auch der Erläuterungsbericht mit dem Zusatz des Wortes 
«grundsätzlich» ist sehr unklar und lässt sehr viel Interpreta-
tionsspielraum offen. Insbesondere ist auch nicht klar defi-
niert, ob mit den Verbrauchslenkungsmassnahmen bereits 
Sparapelle oder erst Kontingentierung gemeint sind. Deshalb 
soll mit dem neuen Absatz 3 ein klares Ereignis definiert 
werden, ab welchem die Reservekraftwerke im Falle einer 
unmittelbar drohenden Mangellage betrieben werden kön-
nen. 


Innerhalb der Energiekrise 2022 galt am 29.6.2022 gemäss 
Aussagen von Michael Wider damals der Bereitschafts-
grad 1. Zudem wurde auch mit Medienmitteilung vom 
31.8.2022 des Bundesrates und der Lancierung der Spar-
kampagne der Bereitschaftsgrad gemäss vorhandenen Infor-
mationen nicht offiziell erhöht, wobei die Kommunikation von 
Einsparappellen eigentlich bereits zum Bereitschaftsgrad 2 
gehört. 


 


Art. 6 Abs. 3 Erläuterungsbericht S. 6: «Es sind sowohl die bekannten 
Auktionsformen (Börse z.B.) als auch durch Swissgrid spe-
ziell organisierte Auktionen möglich (OTC-Geschäfte).“ 


Speziell organisierte Auktionen in Form von OTC-Geschäf-
ten dürften eine Diskriminierung inklusive allfälligen Umver-
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


teilungseffekten aufweisen und auch aufgrund geringerer er-
warteter Teilnahme eine volkswirtschaftliche Ineffizienz. 


Art. 9 Abs. 3 (neu) Abs. 3 (neu) Die nationale Netzgesellschaft informiert über 
eine Plattform für Insiderinformationen gemäss Artikel 6 von 
BATE zum geplanten Betrieb der Reservekraftwerke inklu-
sive Menge und Gebotspreis. 


Die allfällige Massnahme des Betriebs der Reservekraft-
werke wird einen klaren Effekt auf die Day-Ahead-Auktionen 
haben. Insofern ist eine Information seitens Swissgrid zur 
Menge und dem gebotenen Preis erforderlich, sodass eine 
Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer aufgrund eines Wis-
sensvorsprungs ausgeschlossen werden kann. Bereits die 
Ankündigung einer möglichen Aktivierung dürfte den OTC-
Preis für die Kurzfristprodukte beeinflussen. 


Der Verweis auf den entsprechend relevanten Artikel bei 
BATE muss nach Beschluss der Vorlage durch das Parla-
ment nochmals überprüft werden. 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung 


und Forschung (WBF) 


Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) 


CH-3003 Bern 


 
 
Per Mail an: energie@bwl.admin.ch 
 
 
 
 
 
Bern, 21. November 2024 
 
 


 
Stellungnahme zur Vernehmlassung zum Betrieb von Reservekraftwerken 


in einer Strommangellage 


 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir beziehen uns auf die am 21. August 2024 eröffnete Vernehmlassung zur Verord-


nung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für 


den Markt in einer schweren Strommangellage.  


Für die Möglichkeit, Ihnen unsere Position und Überlegungen darlegen zu können, 


möchten wir uns bedanken. Gerne nehmen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme 


wahr und unterbreiten Ihnen unsere Anliegen. 


 


Das Wichtigste in Kürze 
 


▪ Wir beantragen, den Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke klar zu definie-


ren.  


▪ Die Reservekraftwerke sollen zum Einsatz kommen, bevor der Bundesrat zu 


einschneidenden Massnahmen wie Verboten, Verbrauchseinschränkungen 



mailto:energie@bwl.admin.ch





 


 


 


sowie Kontingentierungen greift. Die Reservekraftwerke bezwecken gerade 


die frühzeitige Abwendung ebensolcher Massnahmen.  


 


I. Allgemeine Anmerkungen 


Die Schweizer Zementindustrie begrüsst es, dass das Einsatzgebiet der Reservekraft-


werke erweitert werden soll. In Anbetracht einer möglicherweise unsicheren Versor-


gungslage und der grossen Bedeutung einer sicheren Stromversorgung für die produ-


zierende Schweizer Industrie erachten wir eine möglichst breit abgestützte und techno-


logieoffene Stromreserve als notwendige Voraussetzung. Aus Sicht der produzieren-


den Industrie wäre zudem die Schaffung einer verbindlichen Verbrauchsreserve als 


Teil der Stromreserve essenziell.  


Zu Artikel 2 nehmen wir gerne wie folgt im Detail Stellung:  


II. Anmerkungen zu Art. 2 Abs. 1 


Gemäss Art. 2 Abs. 1 des vorliegenden Entwurfs der Verordnung über den Betrieb der 


Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 


Strommangellage sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder 


während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt» 


erzeugen. Das Landesversorgungsgesetz definiert den Begriff einer «schweren Man-


gellage» als «erhebliche Gefährdung der wirtschaftlichen Landesversorgung mit unmit-


telbar drohenden, grossen volkswirtschaftlichen Schäden oder erhebliche Störung der 


wirtschaftlichen Landesversorgung» (Art. 2 Bst. b LVG). Diese Definition regelt den 


Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke nur unpräzise. Unseres Erachtens wäre es 


aber äusserst wichtig, dass die Verordnung klar regelt, wie eine unmittelbar drohende 


Mangellage definiert ist und welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit die 


Massnahme auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung angeordnet werden kann. 


Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 aus, dass hohe Preise kein ausreichender 


Hinweis für eine drohende Mangellage seien. Zusätzlich wird auf Seite 3 erwähnt, dass 


«die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnah-


men eingesetzt werden können». Sowohl die aktuelle Definition in der Verordnung als 


auch der Wortlaut des Erläuterungsberichts mit der Formulierung «grundsätzlich» ist 







 


 


 


unklar und lässt viel Interpretationsspielraum offen. Darüber hinaus bleibt unklar, ob mit 


«Verbrauchslenkungsmassnahmen» Sparapelle, Verbrauchseinschränkungen oder 


Kontingentierungen gemeint sind.  


Vor diesem Hintergrund erachten wir eine Anpassung und Ergänzung von Art. 2 als an-


gezeigt.  


Antrag Art. 2 Abs. 1 (Änderung und Ergänzung) 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bereits bei einer unmittelbar drohenden oder und 


während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt. 


1bis Die Reservekraftwerke erzeugen elektrische Energie für den Markt bevor der Bun-


desrat Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende Mass-


nahmen ergreift.  


2 […] 


Begründung:  


Aus Sicht der Schweizer Zementindustrie sollten die Reservekraftwerke – gemessen 


an der Eskalationskaskade von OSTRAL – möglichst früh zur Anwendung gelangen, 


um schwere volkswirtschaftliche Beeinträchtigungen und Schäden abzuwenden. Als 


schwere volkswirtschaftliche Schäden und Beeinträchtigungen sind aus unserer Sicht 


auch Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende, hoheitli-


che Massnahmen zu sehen. Aus diesem Grund ist der Bundesrat angehalten, derart 


einschneidende Massnahmen nach Möglichkeit zu vermeiden.  


Wir schlagen deshalb vor Art. 2 dahingehend anzupassen, dass Reservekraftwerke be-


reits bei fehlender Markträumung – analog der Definition im Rahmen der Winterreser-


veverordnung (WResV) – und damit bereits ab Bereitschaftsgrad 2 nicht nur als ergän-


zende Reserve, sondern zusätzlich für den Markt einzusetzen, noch bevor der Bundes-


rat zu den Bereitschaftsgraden 3 und 4 und damit zu Kontingentierungen und ver-


brauchseinschränkenden Massnahmen übergeht. Damit können auch auftretende, 


schwerwiegende Engpässe überbrückt und drohende Mangellagen bereits frühzeitig 


abgewendet werden, noch bevor es zu Massnahmen kommt, die für die Volkswirtschaft 


schädlich sind. Darüber hinaus dürfte ein frühzeitiger Einsatz der Reservekraftwerke 







 


 


 


mitunter den zeitlichen Handlungsspielraum für Bundesrat und Wirtschaft zur Abwen-


dung von schweren Mangellagen erhöhen. 


 


**** 


 


Für die Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns und stehen für Rückfra-


gen und weitere Gespräche jederzeit gerne zur Verfügung. 


 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 
 
Dr. Stefan Vannoni    Dr. Lukas Hetzel 
Direktor     Leiter Kommunikation und Public Affairs 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 
Organisation / Organizzazione Cercl’Air 


 


Adresse / Indirizzo Cercl’Air 
c/o Martin Zeltner 
Amt für Umwelt Kanton Thurgau,  
Abteilungsleiter Luftreinhaltung und Klima, Präsident Cercl’Air 
Verwaltungsgebäude Promenade, 8510 Frauenfeld 
+41 (0) 58 345 52 01, martin.zeltner@tg.ch 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 27. September 2024 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Hans-Peter Tschirren  
Amt für Umwelt und Energie des Kantons Bern 
Leiter Immissionsschutz 
Laupenstrasse 22, 3008 Bern 
+41 31 633 57 66 (direkt), hans-peter.tschirren@be.ch 
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Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Die hier zur Vernehmlassung stehende «Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 
schweren Strommangellage» (ReskwV) dient dazu, die nötigen Rechtsgrundlagen zu schaffen, damit die Reservekraftwerke gemäss Winterreserveverord-
nung (WResV) schon vor einer Strommangellage ergänzend zu den Einsatzmöglichkeiten gemäss WResV durch das UVEK gezielt zur Angebotserhöhung 
auf dem Markt eingesetzt werden dürfen. 


Anträge 


Erleichterung (mildere Emissionsbegrenzungen) 


1) Bestehende Anlagen (Birr, Monthey und Cornaux) 


Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind, darf eine Bewilligung für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines 
Reservekraftwerks zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" unter Anhörung des Standortkantons mit der 
Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 
31.12.26 zu erfolgen hat. 


2) Neuanlagen 


Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt werden. 
 


Begründung 


Die Notwendigkeit der Angebotserhöhung für den Markt (zusätzlich zur WResV) sowie die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbestimmte 
Zeit als nicht anwendbar zu erklären («Schubladen-Verordnung» ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. 


Aus Sicht Luftreinhaltung ergeben sich insbesondere folgende Bedenken und Einwände: 


a) Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen in Anh. 2 Ziffern 834 und 836 Abs. 1 der Luftreinhalte-Verordnung LRV (Art.3 Buch-
stabe b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4 (ReskwV), wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begren-
zen sind, wie dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist: Anh.2, Ziff. 834 und 836, Abs.1 der LRV entspricht dem Vorsorgeprin-
zip und erfüllt «…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar…». 


b) Gesetzesbestimmungen können nicht per Verordnung abgeändert oder ausser Kraft gesetzt werden. Demnach gelten USG, Art. 11, Abs. 3 «Ver-
schärfte Emissionsbegrenzungen», Art. 17, Abs. 1 «Erleichterungen», Abs. 2 «Nicht Überschreiten von Immissionsgrenzwerten», Art. 41, Abs. 4 «Voll-
zugskompetenzen des Bundes» und Art. 44a «Massnahmenpläne» unverändert. Infolgedessen erhalten LRV, Art. 2, Abs. 5 «Übermässige Immissio-
nen», Art. 5 «Verschärfte Emissionsbegrenzungen» sowie Art. 31 ff «Massnahmenplan» ihre Gültigkeit. Darauf abgestützte kantonale Bestimmungen 
können nicht ausser Kraft gesetzt werden.  
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c) Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zuständig (Art. 5). Der Vollzug wird jedoch nicht geregelt, bzw. den Kantonen überlassen. 
Dieses Vorgehen ist weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten Kompetenzordnung nach USG, Art. 41 «Vollzugskompetenzen des 
Bundes» (s.o.). Demgemäss sind die Kantone anzuhören; überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berücksichtigen. 


d) Es fehlen Angaben zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung; die Verordnung soll im Bedarfsfall in Kraft gesetzt wer-
den («Schubladen-Verordnung»), ohne dass eine maximale Geltungsdauer festgelegt wird. Erleichterungen sind nach USG, Art.17 (s.o.) möglich, wenn 
eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall und nicht am Umstand einer generellen 
Mangellage allgemein zu beurteilen ist. In der Praxis orientieren sich Erleichterungen am Sanierungsaufwand, erzielten Nutzen, eingesparten Kosten, 
und Mehreinnahmen, sie werden befristet und nicht wiederkehrend gewährt. Insbesondere sollen sich dadurch keine Wettbewerbsverzerrungen und 
Vorteile gegenüber der Konkurrenz ergeben, die bei der Stromproduktion für den Markt mit grosser Gewissheit zu erwarten sind. Bei Reservekraftwer-
ken ist die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen der LRV technisch möglich. Im Hinblick auf die Langfristigkeit der vorliegenden Ver-
ordnung und der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung, ist die Sanierung von Reservekraftwerke innert angemessener Frist als 
verhältnismässig zu beurteilen, so dass keine oder nur kurzzeitige Erleichterungen zu gewähren sind. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine 
Sanierung bereits heute in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- -  


Artikel 2 


Grundsätze 


Art 2 Abs 1: ergänzen mit "inländischen" 


Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar dro-
henden oder während einer schweren Mangellage elektri-
sche Energie für den inländischen Markt. 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-
gern, insbesondere wenn die Anlagen Erleichterungen von 
bestehenden Umweltschutzgesetzgebungen erhalten haben, 
soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sichergestellt 
sein, dass die so produzierte elektrische Energie aus-
schliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt werden 
darf.  


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-
immungen anderer Erlasse 


Buchstabe b streichen 


 


Die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-
stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären («Schubladen-
Verordnung» ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird 
nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. Sie wider-
spricht den Vorsorge- und Schutzbestimmungen des USG 
und ist praxisfremd. 


Siehe auch Punkt a) und d) unter «Begründung»» 


 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


Titel ergänzen mit «Erleichterungen» -> Emissionsbegren-
zungen - Erleichterungen 


Streichen: 


Die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid sind 
so weit zu begrenzen, wie dies technisch und betrieblich 
möglich und wirtschaftlich tragbar ist. 


 


 


 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


 


Siehe Punkt a) und d) unter «Begründung» 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Neuformulierungen: 


a) Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Im-
missionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 
Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-
noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 
der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


b) Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt 
werden. 


 


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 
bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 
dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 in 
einem nicht LRV-konformen Betrieb betrieben werden. Spä-
testens ab 1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform 
betrieben werden. Es bleibt somit genügend Zeit, diese Anla-
gen im Sinne der Umweltschutzgesetzgebung zu ertüchti-
gen. 


Gemäss Artikel 17 Absatz 1 USG dürfen die Immissions-
grenzwerte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im 
Einzelfall nicht überschritten werden. 


Bevor eine stationäre Anlage oder eine Verkehrsanlage, aus 
der erhebliche Emissionen zu erwarten sind, errichtet oder 
saniert wird, kann die Behörde vom Inhaber eine Immissi-
onsprognose verlangen (Artikel 28 LRV, Immissionsprog-
nose). 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 
der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


Ergänzungen: 
a) Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtig die kantonalen Um-
weltschutzmassnahmen. 


b) Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luftrein-
haltebehörde mitgeteilt. 


Siehe Punkt b) unter «Begründung» 


Siehe Punkt c) unter «Begründung » 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-
tung und Lieferung 


- -  


Artikel 7 


Entschädigung 


- -  


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-
genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-
nalen Netzgesellschaft 


-- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 
Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung: 


Ziffer 2: Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 
ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF 
3003 Bern 
 
energie@bwl.admin.ch 


Kaiserstuhl, 20. November 2024 
 
 
Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung  
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 
 
Stellungnahme der Eidgenössischen Kommission für Lufthygiene (EKL)  
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als beratendes Organ des Bundesrates befasst sich die Eidgenössische Kommission für Lufthygiene 
EKL hauptsächlich mit wissenschaftlich-methodischen Fragen der Luftreinhaltung und den Auswirkun-
gen von Luftschadstoffen auf Mensch und Umwelt. Sie berät diesbezüglich das Departement für Um-
welt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) sowie das Bundesamt für Umwelt (BAFU). Die Ver-
ordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke betrifft die Lufthygiene unmittelbar; so sollen Ausnah-
men und Erleichterungen im Luftreinhalterecht ermöglicht werden, mit unerwünschten, aktuell nicht zu-
lässigen Auswirkungen auf die Luftqualität. Im Sinne unseres Mandats nehmen wir die Gelegenheit 
wahr, uns im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung zu äussern. 


Die hier zur Vernehmlassung stehende Verordnung sei notwendig, damit Reservekraftwerke, wie sie 
bereits im Rahmen der Winterreserveverordnung (WResV, SR 734.722) zur Stromversorgung beitragen 
sollten, im Hinblick auf eine Strommangellage frühzeitig und unter erleichterten Bedingungen, insbe-
sondere im Luftreinhalterecht, für den Markt zum Einsatz gebracht werden können. Es geht im Speziel-
len um die bestehenden Reservekraftwerke in Birr, Monthey und Cornaux, für die in der Winterreserve 
befristete Erleichterungen (bis 31.12.2026) erlassen wurden – wobei das Kraftwerk Monthey die Vor-
schriften der Luftreinhalte-Verordnung (LRV) bereits erfüllt. 


Die EKL hat bereits im Rahmen ihrer Stellungnahme zur Winterreserve (18.11.2022) darauf hingewie-
sen, dass Ausnahmen auf das Winterhalbjahr 2022 / 2023 einmalig zu befristen seien. Eine Verlänge-
rung der befristeten Ausnahmeregelung kann aus lufthygienischer und gesundheitlicher Sicht keines-
falls verantwortet werden. Deshalb sind für die vorliegende Verordnung über den Betrieb von Reserve-
kraftwerken Angaben zur Befristung aufzunehmen, die längstens bis 31.12.2026 dauern dürfen. 
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Der Einsatz von nicht LRV-konformen Reservekraftwerken zur Stromproduktion für den Markt ist nicht 
nur aus lufthygienischer Sicht nicht vertretbar, sondern führt auch zu einer Marktverzerrung, indem ge-
setzeskonforme Kraftwerke bereits bei drohender Knappheit konkurrenziert werden. 


Überdies orientieren sich unsere Überlegungen zur vorliegenden Verordnung am geltenden Umwelt-
recht und an dessen bewährten Vollzug, der den kantonalen Luftreinhaltebehörden obliegt. 


Die LRV entspricht dem aktuellen Stand der Technik. Demnach können bestehende Reservekraftwerke 
so nachgerüstet werden, dass sie die Emissionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umwelt-
bestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig und vertretbar.  


Die geltende Gesetzgebung (USG Art. 17 und LRV Art. 11) ermöglicht die einzelfallweise Erleichterung 
bei Unverhältnismässigkeit der Sanierung. Dabei wird eine Erleichterung befristet, ausnahmsweise und 
keineswegs wiederkehrend gewährt. Überschreitungen von Immissionsgrenzwerten sind in jedem Fall 
zu vermeiden und können nicht durch Erleichterungen oder Aufheben kantonaler Bestimmungen hin-
genommen werden. 


Bei neuen Anlagen besteht keine Notwendigkeit für Erleichterungen. Die Einhaltung der vorsorglichen 
Emissionsbegrenzungen der LRV ist verhältnismässig, technisch und betrieblich möglich und wirtschaft-
lich tragbar. 


Wir erachten den Vollzug und die Umsetzung der zur Vernehmlassung stehenden Verordnung zudem 
als unzweckmässig und unzureichend geregelt. Das UVEK erteilt die Betriebsbewilligung, in der die 
Grenzwerte, weitere Auflagen und Gültigkeit festgehalten werden. Es fehlen Bestimmungen über die 
Zuständigkeit für Überwachung und Sicherstellung der Konformität, respektive sie sind den Kantonen 
überlassen. 


Die Anhörung der Kantone und Berücksichtigung ihrer Umweltbestimmungen im Rahmen des Bewilli-
gungsverfahrens ist deshalb unerlässlich. 


 


Um die vorgenannten Anliegen zu erfüllen, beantragen wir folgende Anpassungen: 


Antrag 1. Art. 3, Bst. b streichen und Art. 4 streichen. 
 
Begründung: 
Die LRV entspricht dem Stand der Technik. Es ist technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich 
tragbar, neue Anlagen so zu errichten, dass sie die Bestimmungen der LRV einhalten. Für bestehende 
Anlagen können die zuständigen Behörden gemäss Art. 11 LRV individuelle, zeitlich befristete Erleich-
terungen gewähren und den gesetzeskonformen Betrieb unter Berücksichtigung der Verhältnismässig-
keit und der gebotenen Ausnahmeregelung herbeizuführen. 
 
 
Antrag 2. Art. 5:  
Abs. 3 «Luftreinhaltung» ist zu streichen und der Absatz zu ergänzen mit folgendem Text: 
Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhaltebehörden an und berücksichtigt die kantonalen 
Umweltschutzmassnahmen.  
 
Begründung:  
Kantonale Bestimmungen zur Luftreinhaltung, insbesondere zur Vermeidung übermässiger Immissio-
nen, können nicht aufgehoben werden (USG, Art. 14). Die Ergänzung trägt der USG-Bestimmung Rech-
nung. 
 
Antrag 3: Art 11, Abs. 2 ist zu ergänzen: Sie gilt bis zum 31.12.2026 
 
Begründung: 
Siehe einleitende Bemerkungen. 
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Für allfällige Rückfragen wenden Sie sich bitte an das Sekretariat der EKL info@ekl.admin.ch,  
Herrn Ron Kappeler (Tel. 058 463 56 73) 


Namens der Eidgenössischen Kommission für Lufthygiene bedanken wir uns für die Aufmerksamkeit, 
die Sie unserer Stellungnahme entgegenbringen. 


 


Mit freundlichen Grüssen 


 


 


 


Dr. Brigitte Buchmann 
Präsidentin der Eidgenössischen Kommission für Lufthygiene EKL 


 


 


 


 


 
 
 
Kopie an: 
Mitglieder der EKL 
GS UVEK 
Frau Dr. Katrin Schneeberger, Direktorin BAFU 
BAFU, Abteilung Luftreinhaltung und Chemikalien 
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041-00258: Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeu-


gung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage; Stellungnahme 


der ElCom 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Die ElCom begrüsst es, dass dem Bundesrat mit der Verordnung über den Betrieb der Reservekraft-
werke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage gestützt 
auf das Landesversorgungsgesetz die Option eingeräumt wird, die bestehenden Reservekraftwerke 
bei eine unmittelbar drohenden oder eingetretenen Strommangellage im Rahmen der Bewirtschaf-
tungsmassnahmen nach Abwägung der wirtschaftlichen Folgen einzusetzen. Im Gegensatz zu einer 
Normallage könnten in dieser Situation Reservekraftwerke bereits dann eingesetzt werden, bevor der 
Markt rein technisch versagt («nicht mehr schliesst»). Dies ist aus folgenden Gründen nötig und sinn-
voll:  


- Erstens können die einschneidenden Auswirkungen der gleichzeitigen verbrauchslenkenden 
Bewirtschaftungsmassnahmen, wie der Verbrauchseinschränkungen sowie der Kontingentie-
rung, auf die Bevölkerung und Wirtschaft abgeschwächt werden.  


- Zweitens haben verbrauchslenkenden Massnahmen gerade den Zweck, den Marktmechanis-
mus auch in einer sehr angespannten Situation nach Möglichkeit weiter aufrechtzuerhalten – 
ohne die vorliegende Rechtsanpassung würden die einschneidenden Bewirtschaftungsmass-
nahmen dazu führen, dass die Reservekraftwerke gerade nicht eingesetzt werden könnten.   


- Drittens bleibt die Hürde für den Einsatz der Reservekraftwerke weiterhin hoch, da die Einlei-
tung von Bewirtschaftungsmassnahmen explizit durch den Bundesrat beschlossen werden 
muss. 


Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme. 


Aktenzeichen / Referenz: ElCom-041-258/1/3 


Bern, 13. November 2024 


per E-Mail 


Bundesamt für wirtschaftliche 


Landesversorgung BWL 


Bernastrasse 28 


3003 Bern 
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ElCom-D-D1DA3401/19 


Aktenzeichen: ElCom-041-258/1/3   


Freundliche Grüsse 


 


Eidgenössische Elektrizitätskommission  


Werner Luginbühl 


Präsident ElCom 


Urs Meister 


Geschäftsführer ElCom 
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Gruppe Grosser Stromkunden Haselmattenstrasse 24 r.ambort@stromkunden.ch 
 3904 Naters Tel: +41 (0)52 539 19 88 
 


Ihre Ansprechperson: 


Roger Ambort 


+41 (0)52 539 19 88 


r.ambort@stromkunden.ch 


Dokument: 


SN_2024_ResKraftV_Web.docx 


Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, 


Bildung und Forschung WBF 


3003 Bern 


per E-Mail an: energie@bwl.admin.ch   


Naters, 21. November 2024 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den 


Markt in einer schweren Strommangellage 


Stellungnahme 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Per E-Mail vom 21. August 2024 haben Sie uns über die Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 


zum Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage. Sie geben den Vernehmlassungsadressaten die Möglichkeit, bis am 21. 


November 2024 schriftlich Stellung zu nehmen, was wir hiermit gerne tun. 


Die Mitglieder der GGS haben zusammengenommen einen Stromverbrauch von rund 8 TWh und 


verfolgend das Ziel eines richtig funktionierenden Strommarkts, in welchem Industrie und 


Dienstleistungsunternehmen von wettbewerbsfähigen Strompreisen profitieren können.  


Die GGS nimmt wohlwollend zur Kenntnis und begrüsst, dass die damalige Forderung zur präventiven 


Nutzung der Reservekraftwerke gemäss GGS-Stellungnahme vom 25. August 2023 zuhanden der 


WResV mit der vorliegenden Verordnung umgesetzt werden soll.  


Eine möglichst unveränderte Inkraftsetzung des vorliegenden Entwurfs ist angezeigt. 


Zur Vorlage äussern wir uns wie folgt: 
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Art. 2 Grundsätze 
1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden (Bereitschaftsgrad 2) oder 


während einer bestehenden schweren Mangellage (Bereitschaftsgrad 4) elektrische Energie für den 


Markt.  


2 Sie erzeugen keine elektrische Energie die zusätzlich zur für die ggf. kontrahierten ergänzenden 


Reserve bereitgestellt wird.  


Begründung: 


Um einen volkswirtschaftlichen Schaden aufgrund von Bewirtschaftungsmassnahmen vorzubeugen, 


ist es richtig, dass die vorliegende Verordnung die Winterreserve um zwei flankierende Eigenschaften 


ergänzt. Einerseits als Präventivmassnahme zur Vermeidung einer drohenden Strommangellage 


bereits ab Bereitschaftsgrad 2 und andererseits als zusätzliches Instrument während einer 


ausgerufenen Strommangellage ab Bereitschaftsgrad 4 zur Verzögerung von einschneidenden 


Bewirtschaftungsmassnahmen wie die Kontingentierung. Die Ergänzung der Bereitschafgraden schärft 


den möglichen Einsatzzeitpunkt der Kraftwerke und gibt dem Bundesrat den erforderlichen Spielraum 


ab BG2.  


Zur Gewährleistung von wirtschaftlich günstigen Reservekraftwerken und zur Minderung der 


Umweltbelastung muss eine polyvalente Nutzung der Kraftwerke sowohl bei der Stromreserve als 


auch zur Verhinderung einer Mangellage erlaubt sein.  


 


 


Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Argumente. 


Freundliche Grüsse 


 


Serge Gaudin      Roger Ambort 


Präsident      Geschäftsführer 
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Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke 


Sehr geehrter Damen und Herren,  


Die IG Detailhandel bedankt sich für die Gelegenheit einer Stellungnahme zur Verordnung über den 
Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 
Strommangellage. 
Die Mitglieder der IG Detailhandel (Coop, Denner, Migros) sind als systemrelevante Versorger in 
verschiedensten Bereichen auf eine verlässliche Elektrizitätsversorgung angewiesen. Für die 
Mitglieder der IG Detailhandel ist es von zentraler Bedeutung, dass die Güter des täglichen Bedarfs 
sowie die angebotenen Dienstleistungen den Menschen in der Schweiz stets zur rechten Zeit, in 
ausreichender Menge und optimaler Qualität sowie auf kosteneffiziente Weise zur Verfügung stehen.  


Bei einer drohenden oder vorliegenden Strommangellage muss es möglich sein, die 
Reservekraftwerke zur Vermeidung oder Minderung von Versorgungsengpässen und 
volkswirtschaftlichem Schaden einzusetzen. Es ist erfreulich, dass die im August 2023 im Rahmen 
der Stellungnahme zur Änderung der Winterreserveverordnung WResV eingebrachten Punkte zum 
Betrieb der Reservekraftwerke vom Bund aufgenommen und mit der Verordnung über den Betrieb 
der Reservekraftwerke umgesetzt wurden.  


Da der Bundesrat über den Einsatz des Reservekraftwerks zur Produktion zusätzlicher Energie zur 
Angebotserhöhung in einer schweren Strommangellage entscheidet, kann eine Abwägung 
verschiedener Interessen gewährleistet werden. Die vorliegende Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke wird daher von der IG Detailhandel ausdrücklich unterstützt. 


Wir würden es sehr begrüssen, wenn die Entscheidung über den Einsatzzeitpunkt der 
Reservekraftwerke unter Einbezug der Wirtschaft getroffen wird. Das Ziel sollte dabei sein, 
Bewirtschaftungsmassnahmen zu vermeiden. 


Freundliche Grüsse 


 
 


Maja Freiermuth 
Leiterin Geschäftsstelle IG Detailhandel 


Nino Kaufmann 
Arbeitsgruppe Umwelt/Energie IG Detailhandel, 
Wirtschaftspolitik Coop 


 


Bern, 21.11.2024  


Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundeshaus Nord 
CH-3003 Bern 
 
Per E-Mail an:  energie@bwl.admin.ch 
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Eidgenössisches Departement für  
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
 
 
Per E-Mail: energie@bwl.admin.ch  
 
 
 
Zürich, 21. November 2024 
 
 
Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 


elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage  


 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Interessengemeinschaft der energieintensiven Branchen unseres Landes (IGEB) repräsen-
tiert rund 16.4% Prozent der Strom- und 15.8 Prozent des Gasendverbrauchs der Schweizer 
Industrie, was rund 5 Prozent des Strom- und 5.4 Prozent der Erdgasverbrauchs der Schweiz 
entspricht. Die IGEB vertritt jene Branchen und Betriebe, bei welchen der Energiekostenanteil 
gemessen an der Bruttowertschöpfung besonders hoch ist und die Strom- sowie Gasendpreise 
im internationalen Standortwettbewerb dementsprechend existentielle Bedeutung haben. In 
der IGEB sind die Branchenverbände der Papier-, Karton-, Folien-, Glas-, Ziegel-, Zement- und 
Giesserei-Industrie sowie Einzelbetriebe der Stahl-, Chemie-, Holzfaser- und Gasindustrie verei-
nigt. 
 
 
Vielen Dank für die Möglichkeit, zu den obengenannten Vorlagen Stellung nehmen zu können. 
Wir äussern uns dazu wie folgt:  
 


 
Die IGEB erachtet den Ansatz, dass neben einer ergänzenden Reserve mit Reservekraftwer-
ken, WKK-Anlagen und Notstromgruppen das Einsatzgebiet der Reservekraftwerke erweitert 
wird als sinnvoll. In Anbetracht einer möglicherweise unsicheren Versorgungslage und der 
grossen Bedeutung einer sicheren Stromversorgung für die produzierende Schweizer Indust-
rie erachten wir eine möglichst grosse Ausweitung der teilnehmenden Akteure an der 


Das Wichtigste in Kürze 


 


• Der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke ist klar zu definieren.  


• Die Reservekraftwerke sollen zum Einsatz kommen, bevor der Bundesrat zu einschneidenden  


Massnahmen wie Verbote und Verbrauchseinschränkungen sowie Kontingentierungen greift und 


zur frühzeitigen Abwendung ebensolcher Massnahmen.  
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Stromreserve für kritische Versorgungssituationen als notwendig. Wichtig ist dabei aus Sicht 
der produzierenden Industrie nach wie vor, dass die Nachfragereduktion nicht fakultativ, 
sondern als ebenwürdiger Teil der Stromreserve verbindlich aufgenommen wird. 
 
Reservekraftwerke frühzeitig nutzen zur Abwendung von volkswirtschaftlichen Schäden 
Gemäss Art. 2 Abs. 1 des vorliegenden Entwurfs der Verordnung über den Betrieb der Re-
servekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strom-
mangellage sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder während 
einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt»  erzeugen. Das 
Landesversorgungsgesetz definiert eine «schwere Mangellage» nur unpräzise: «erhebliche 
Gefährdung der wirtschaftlichen Landesversorgung mit unmittelbar drohenden, grossen 
volkswirtschaftlichen Schäden oder erhebliche Störung der wirtschaftlichen Landesversor-
gung» (Art. 2 Bst. b LVG). Somit ist der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke nicht ein-
deutig definiert. Es ist aber äusserst wichtig, dass die Verordnung klar regelt, wie eine un-
mittelbar drohende Mangellage definiert ist und welche Voraussetzungen erfüllt sein müs-
sen, damit die Massnahme auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung angeordnet 
werden kann. 
 
Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 aus, dass hohe Preise kein ausreichender Hinweis 
für eine drohende Mangellage seien. Zusätzlich wird auf Seite 3 erwähnt, dass «die Reserve-
kraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt wer-
den können». Sowohl die aktuelle Definition in der Verordnung als auch der Wortlaut des 
Erläuterungsberichts mit der Formulierung «grundsätzlich» ist unklar und lässt viel Interpre-
tationsspielraum zu. Darüber hinaus bleibt unklar, ob mit «Verbrauchslenkungsmassnah-
men» Sparapelle, Verbrauchseinschränkungen oder Kontingentierungen gemeint sind. Aus 
diesem Grund erachten wir eine Anpassung und Ergänzung von Art. 2 des vorliegenden Ver-
ordnungsentwurf als erforderlich.  
 
 
Antrag Art. 2 Abs. 1 (Änderung und Ergänzung) 
1 Die Reservekraftwerke erzeugen bereits bei einer unmittelbar drohenden oder und wäh-
rend einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt. 
 
1bis Die Reservekraftwerke erzeugen elektrische Energie für den Markt bevor der Bundesrat 
Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende Massnahmen er-
greift.  
 
2 […] 
 
Begründung:  
Aus Sicht der IGEB sollten die Reservekraftwerke – gemessen an der Eskalationskaskade von 
OSTRAL – möglichst früh zur Anwendung gelangen, um schwere volkswirtschaftliche Beein-
trächtigungen und Schäden abzuwenden. Als schwere volkswirtschaftliche Schäden und Be-
einträchtigungen sind aus Sicht der produzierenden Schweizer Industrie auch Kontingentie-
rungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende, hoheitliche Massnahmen zu se-
hen. Aus diesem Grund ist der Bundesrat angehalten solch einschneidende Massnahmen 
möglichst zu vermeiden. Daher schlagen wir vor Art. 2 entsprechend anzupassen und Reser-
vekraftwerke bereits bei fehlender Markträumung – analog der Definition im Rahmen der 
Winterreserveverordnung (WResV) – und damit bereits ab Bereitschaftsgrad 2 nicht nur als 



https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/308/de#art_2
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ergänzende Reserve einzusetzen, sondern zusätzlich für den Markt einzusetzen, noch bevor 
der Bundesrat zu den Bereitschaftsgraden 3 und 4 und damit zu Kontingentierungen und 
verbrauchseinschränkenden Massnahmen übergeht. Damit können auch auftretende, 
schwerwiegende Engpässe überbrückt und allfällig drohende Mangellagen bereits frühzeitig 
abgewendet werden, noch bevor es zu Massnahmen kommt, die für die Volkswirtschaft 
schädlich sind. Darüber hinaus dürfte ein frühzeitiger Einsatz der Reservekraftwerke mitun-
ter den zeitlichen Handlungsspielraum für Bundesrat und Wirtschaft zur Abwendung von 
schweren Mangellagen erhöhen.  
 
 


Freundliche Grüsse  


                    
Stephan Sollberger                                                                              Carla Hirschburger 
Präsident               Geschäftsführerin 
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Kopie  


Betreff Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat, 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Wir danken Ihnen, dass Sie uns die Möglichkeit einer Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der 


Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


einräumen.  


Als systemrelevante Versorgerin der Bevölkerung in verschiedensten Bereichen ist die Migros auf eine 


verlässliche Elektrizitätsversorgung angewiesen. Für uns ist es von zentraler Bedeutung, dass die Güter 


des täglichen Bedarfs sowie die von uns angebotenen Dienstleistungen den Menschen in der Schweiz 


stets zur rechten Zeit, in ausreichender Menge und optimaler Qualität sowie auf kosteneffiziente Weise zur 


Verfügung stehen.  


Es ist erfreulich, dass die im August 2023 im Rahmen der Stellungnahme zur Änderung der Winterreser-


veverordnung WResV eingebrachten Punkte zum Betrieb der Reservekraftwerke vom Bund aufgenommen 


und mit der Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke umgesetzt wurden. Damit wurde eine 


solide Grundlage geschaffen, wofür wir Ihnen unseren Dank aussprechen. 


Die Vorlage über den Betrieb der Reservekraftwerke unterstützen wir. Bei einer drohenden oder vorliegen-


den Strommangellage muss es möglich sein, die Reservekraftwerke zur Vermeidung oder Minderung von 


Versorgungsengpässen und volkswirtschaftlichem Schaden einzusetzen.  


Wir würden es sehr begrüssen, wenn die Entscheidung über den Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke 


unter Einbezug der Wirtschaft durch das vom Bundesrat eingerichtete "Sounding Board Energiemangel-


lage" des BWL getroffen wird. Das Ziel sollte dabei sein, Bewirtschaftungsmassnahmen zu vermeiden. 


Fazit: 


• Wir unterstützen die Vorlage über den Betrieb der Reservekraftwerke 
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Migros-Genossenschafts-Bund 


 


 


 


 


 


 


 


• Wir würden es sehr begrüssen, wenn die Entscheidung über den Einsatzzeitpunkt der Reservekraft-


werke unter Einbeziehung der Wirtschaft durch das vom Bundesrat eingerichtete "Sounding Board 


Energiemangellage" des BWL getroffen wird. 


 


Wir danken für die Kenntnisnahme und für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen bei der weiteren 


Bearbeitung der Vorlage. 


 


Freundliche Grüsse 


 


Migros-Genossenschafts-Bund 


 


 


Rainer Deutschmann 


Leiter Direktion Sicherheit & Verkehr 


Leiter Nationaler Krisenstab Migros-Gruppe 


 


 
Roland Stadler 


Leiter Abteilung Energiebeschaffung 


 








Eidgenössisches Departement für Wirtschaft
Bildung und Forschung
3003 Bern
Elektronisch an: eD_elgie.@.bWl=adEdn,ch


Olivier Schneider
+41 61 415 4468
@primeo-energie.ch


Münchenstein, 22. Oktober 2024/OSC


Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur
Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren
Strommangellage


Sehr geehrte Damen und Herren


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reserve-
kraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strom-
mangellage Stellung nehmen zu können. Wir nehmen diese Gelegenheit gerne wahr.


Grundsätzlich unterstützen wir die vom Bundesrat vorgelegte Verordnung über den
Betrieb der Reservekraftwerke. Wichtig erscheint uns darauf hinzuweisen, dass die
Abfolge, wann ein Reservekraftwerk zum Einsatz gelangt, sowie das Zusammenspiel der
unterschiedlichen Massnahmen klar geregelt werden müssen. Hierbei unterstützen wir
die Reihenfolge der Bereitschaftsgrade: Sparappelle (BG 2), Reservekraftwerke (BG 3),
OSTRAL (BG4) und sind der auch der Meinung, dass Reservekraftwerke nicht vor dem BG
3 zum Einsatz kommen sollten (aber spätestens vor der Kontingentierung). Dabei sollte
der BG 3 nicht zu spät taxiert werden.


Für die Zukunft gilt es aber, auch andere Möglichkeiten als diejenige eines Reservekraft-
werks in Betracht zu ziehen. Primeo Energie ist der Ansicht, dass insbesondere mehr
hinsichtlich einer generellen Stromsparaktion gemacht werden sollte. Mit einem
grösseren finanziellen Anreiz und flächendeckender Werbung würden sich gut 5 % (400
MW) einsparen.


Ein anderer Ansatz wäre das «Demand Side Response» Prinzip. In Frankreich und Italien
finden jedes Jahr Ausschreibungen statt, bei welchen Grosskunde zu einem bestimmten
Preis den Verbrauch drosseln oder gar einstellen. Die Vorteile dieses Ansatzes sind
besonders finanzieller Natur. Es bedarf nämlich keiner Vorinvestitionen in ein Kraftwerk,
das eigentlich nie laufen sollte.


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für allfällige
Rückfragen oder Diskussion gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Dominik Baier
Leiter Corporate Services


Olivier Schneider
Public Affairs








Zürich, 01. November 2024 


Bundesrat  
Guy Parmelin 
WBF 
3003 Bern 
energie@bwl.admin.ch 


BETRIEB DER RESERVEKRAFTWERKE BEI STROMMANGELLAGE 
Stellungnahme zur neuen Verordnung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren 
 
Wir bedanken uns für die Einladung zur Teilnahme an der Vernehmlassung der 
Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 
für den Markt in einer schweren Strommangellage. Auch für die Schweizerische 
Energie-Stiftung ist die Abwendung einer schweren Strommangellage zentral. Wir 
fordern jedoch die Überarbeitung des vorliegenden Verordnungsentwurfs. Für uns ist 
entscheidend, dass besser definiert wird, was eine drohende Strommangellage ist und 
wann sie eine Intervention erfordert. Dies auch angesichts des Entscheids des 
Bundesverwaltungsgerichts vom Februar 2024, das die drohende Strommangellage im 
Winter 2022/2023 als zu wenig belegt ansah. Wir teilen diese Einschätzung und 
schlagen vor, dass die diese neue Verordnung dann greift, wenn der 4. Schritt der 
Massnahmen-Kaskade im Fall einer Strommangellage bereits umgesetzt wurde. Wir 
fordern, dass die Interventionsmöglichkeiten auf die Wasserkraftreserve, die 
Verbrauchsreserve und die gesamte ergänzende Reserve erweitert wird und nur 
zusammen mit Verbrauchslenkungsmassnahmen erlassen werden darf.  


Nachfolgend finden Sie unsere Kommentare im Detail.  


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vorschläge und Anliegen und stehen 
für Fragen gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 


Léonore Hälg 
Leiterin Fachbereich Erneuerbare Energien & Klima 
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1. Allgemeine Bemerkungen 


Die Schweizerische Energie-Stiftung SES unterstützt das Bestreben Massnahmen zu 
ergreifen, bevor die Stromversorgung zusammenbricht. Bereits in der Vernehmlassung 
zur Winterreserveverordnung haben wir unsere Zweifel geäussert, dass die fehlende 
Markträumung ein geeignetes Kriterium zur Definition einer Strommangellage ist. Dass 
der Bundesrat nun ein angebotsseitiges Instrument zur Abwendung einer 
Strommangellage schaffen will, ist verständlich. Nichtsdestotrotz ist der vorliegende 
Verordnungsentwurf aus unserer Sicht nicht gänzlich zielführend. Es braucht zusätzlich 
Präzisierungen und Einschränkungen, damit die Reservekraftwerke nicht vorschnell und 
nur im äussersten Notfall eingeschaltet werden. Anders als bei Produkten, wie 
Medikamente oder Getreide, die einfach in Pflichtlagern gehalten werden können und 
deren Verwendung keine zusätzlichen negativen Externalitäten verursachen, hat der 
Betrieb der Reservekraftwerke erhebliche Umwelt- und Klimaauswirkungen, die nicht 
einfach rückgängig gemacht werden können und deshalb nur unter grösster Vorsicht 
überhaupt verursacht werden sollen. Ausserdem sollen auch andere Stromreservearten 
mit der vorliegenden Verordnung abgerufen werden und für den Strommarkt 
produzieren können. Schliesslich fordern wir, dass die Reservekraftwerke zwingend nur 
zusammen mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden dürfen. 


In Anbetracht der zahlreichen produktionsseitigen Massnahmen und Instrumente, die 
der Bundesrat in den letzten zwei Jahren zur Abwendung und Bewältigung einer 
Strommangellage erlassen hat, fordern wir, dass die im Stromgesetz von Volk und 
Parlament vorgesehene Verbrauchsreserve auch umgesetzt wird, was in den 
Verordnungsentwürfen, die kürzlich in der Vernehmlassung waren, noch nicht so 
vorgesehen war. Der einseitige Fokus auf die Produktionsvergrösserung in der 
Prävention vor Stromengpässen ist teuer, umweltschädlich und unverständlich. Die 
grossen stromverbrauchenden Unternehmen sind ausserordentlich abhängig von einer 
sicheren Stromversorgung und willens, ihren Beitrag dazu zu leisten. Dies sollte der 
Bund anerkennen, nutzen und entsprechend honorieren. 
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2. Detailkommentare 


Definition «drohende Strommangellage» 


Wir fordern die genaue Definition, was eine «Strommangellage» bedeutet und wann sie 
«drohend» oder «schwer» ist. Zwar ist die schwere Mangellage im 
Landesversorgungsgesetz definiert, auf dessen Basis der Bundesrat im Dezember 2022 
die WResV erliess und dem Reservekraftwerk Birr die Bewilligung erteilte. Das 
Bundesverwaltungsgericht entschied im Nachgang jedoch, dass das UVEK nicht 
darlegen konnte, auf welcher Grundlage die schwere Strommangellage angenommen 
werden konnte.1 Wir erachten es deshalb als äussert wichtig, dass zum jetzigen 
Zeitpunkt in der Verordnung klar definiert wird, was eine Strommangellage ist und 
wann eine Intervention erforderlich ist. 


 


Art. 1 


Diese Verordnung gilt für die Reservekraftwerke Wasserkraftreserve, 
Verbrauchsreserve und die ergänzende Reserve nach der Winterreserveverordnung 
vom 25. Januar 2023 (WResV). 


Begründung 


Aus unserer Sicht ist nur ein Betrieb der Reservekraftwerke für den Strommarkt auf Basis 
des LVG nicht gerechtfertigt. Genau für den Fall einer Strommangellage nach LVG wurden 
die Reservemöglichkeiten in der WResV und mit dem Stromgesetz auch im StromVG 
geschaffen. Der Bundesrat soll auch im Fall einer drohenden Strommangellage die 
Wasserreserve, die Verbrauchsreserve und die gesamte ergänzende Reserve in Betrieb 
nehmen können. Mit der vorliegenden Vorlage geht es ja darum, eine fehlende 
Markträumung zu verhindern. Wird sie wie angedacht umgesetzt, kämen die 
Reservekraftwerke immer vor den anderen Reservevorkehrungen (Wasser-, Verbrauchs- 
und weitere ergänzende Reserve) zum Einsatz, was aus ökologischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht sinnvoll ist. Auch können wir die Begründung für 
die Ausnahme der Notstromgruppen und WKK-Anlagen im erläuternden Bericht nicht 
nachvollziehen. Betreiber:innen solcher Anlagen werden dafür vergütet, dass sie im Fall 
einer (drohenden) Strommangellage – d.h. im äussersten Notfall – ihre Anlagen dem 
Gesamtsystem zur Verfügung stellen.  


 
1 BVGer (23.02.2024), Urteil A-1706/2023 vom 19. Februar 2024. Medienmitteilung «Fehlende 
Voraussetzungen für Reservekraftwerk Birr». 



https://www.bvger.ch/de/newsroom/medienmitteilungen/fehlende-voraussetzungen-fuer-reservekraftwerk-birr-1223

https://www.bvger.ch/de/newsroom/medienmitteilungen/fehlende-voraussetzungen-fuer-reservekraftwerk-birr-1223
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Art. 2 Grundsätze  


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder während einer 
bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt, falls Schritt 4 der 
Massnahmen im Fall einer Strommangellage bereits umgesetzt wird. 


 


Begründung 


Der Bund hat eine Kaskade von möglichen Massnahmen auf der Verbrauchsseite 
beschlossen, die bei einer Strommangellage umgesetzt wird.2 Erst wenn der 4. Schritt 
dieser Kaskade zur Umsetzung kommt, darf von einer schweren Mangellage ausgegangen 
werden. Da der Betrieb der Reservekraftwerke erhebliche negative Konsequenzen für die 
Bevölkerung, die Umwelt und das Klima mit sich zieht, ist aus unserer Sicht deren Betrieb 
erst gerechtfertigt, wenn bereits verbrauchssenkende Massnahmen umgesetzt sind. 


 


 
2 Generalsekretariat GS-WBF (23.22.2022). Die Massnahmen im Fall einer Strommangellage im 
Überblick. 



https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74042.pdf

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74042.pdf
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Thema  Stellungnahme von Swisscom zur Vernehmlassung bzgl. Verordnung zum Betrieb von Reservekraftwerken in einer Strommangellage 


Sehr geehrter Herr Bundesrat, 


sehr geehrte Damen und Herren 


Namens Swisscom (Schweiz) AG (nachfolgend "Swisscom") möchten wir gerne im Rahmen der Vernehm-


lassung betreffs Verordnung zum Betrieb von Reservekraftwerken in einer Strommangellage Stellung neh-


men. Swisscom wäre als Telekommunikationsunternehmen von einer Strommangellage direkt betroffen 


und muss aufgrund verschiedener Rechtserlasse Vorbereitungsmassnahmen treffen. Nachfolgende Be-


merkungen beziehen sich jedoch nur auf wenige Themenbereiche der vorliegenden Verordnungsvorlage. 


Aus Sicht Swisscom muss bei einer sich abzeichnenden Strommangellage so früh wie möglich jedes adä-


quate Mittel eingesetzt werden, damit der Bundesrat nicht gezwungen ist, stufenweise weitere einschnei-


dendere Massnahmen zur Stromverbrauchsreduktion, wie Verbote und Verbrauchseinschränkungen sowie 


Kontingentierungen, in Kraft zu setzen. Der richtige Zeitpunkt für den Einsatz der Reservekraftwerke ist 


deshalb vor Inkraftsetzung derartiger Massnahmen und sollte in der Verordnung klar festgelegt sein. 


Mit Hilfe oben erwähnter Mittel dürften auch die oft als "ultima ratio" bezeichneten und in Zyklen ablau-


fenden Netzabschaltungen obsolet werden, deren schädliche Auswirkungen auf elektronische Geräte un-


absehbar sind, faktisch die gesamte Bevölkerung und alle Wirtschaftsbereiche treffen würden (Lebensmit-


tel- und Medikamentenversorgung, Finanztransaktionen, Personen- und Güterverkehr, Wasserversorgung 


und Abwasserreinigung, Telekommunikation, etc.). Ausserdem würde die Volkswirtschaft über eine län-


gere Zeit auch nach Ende der Netzabschaltungen aufgrund von Wiederherstellungsarbeiten massiv beein-


trächtigt. Diese letzte Massnahme mittels Netzabschaltungen sollte wegen der unwägbaren Auswirkun-


gen in den bestehenden Szenarien fallen gelassen werden. Als "ultima ratio" zur Stromverbrauchseduktion 


sollten neu die Kontingentierungsmassnahmen gelten. 


In diesem Sinne verweisen wir auch auf die Anträge und Positionen in den Stellungnahmen der economie-


suisse und der Gruppe Grosser Stromkunden (GGS). 
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Für die Berücksichtigung unserer Bemerkungen in der vorliegenden Stellungnahme bedanken wir uns bes-


tens. 


 


 


Freundliche Grüsse 


Swisscom (Schweiz) AG 


 


 


        


 


Thomas Stemmler      Martin Ghermi 


Head of Regulatory & Policy     Senior Regulatory Manager 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Swissgrid AG 


Adresse / Indirizzo Bleichemattstrasse 31, Postfach, 5001 Aarau 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 18. November 2024 


 


 


Yves Zumwald                                           Nell Reimann 


CEO                                                           Head of Market 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, 
Emailadresse und Telefonnummer) / Personne de 
contact (prénom, nom, fonction, adresse e-mail et 
numéro de téléphone) / Persona di contatto (nome, 
cognome, funzione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Dr. Markus Straub, Senior Specialist Regulatory Affairs 


markus.straub@swissgrid.ch Tel. 058 580 35 30 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 


  



mailto:markus.straub@swissgrid.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch





 
 


3/8 


 
 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wenn eine Strommangellage eintritt und Bewirtschaftungsmassnahmen nach LVG in Kraft gesetzt werden, ergibt es volkswirtschaftlich Sinn, die 
Reservekraftwerke zu aktivieren, um Verbrauchseinschränkungen abzumildern. Swissgrid kann auch den präventiven Einsatz von Reservekraftwerken im 
Falle einer unmittelbar drohenden schweren Strommangellage nachvollziehen. Dem Stromsystem kann so bereits frühzeitig, d.h. vor dem Nicht-Schliessen 
des Day-Ahead-Marktes, zusätzliche Energie zugeführt werden. Gemäss Bericht der ElCom «Aktualisierung der Berechnung zur Sicherstellung der 
Versorgungssicherheit 2025» zu Händen des UVEK vom 28. Juli 2023 kann ein präventiver Einsatz von Reservekraftwerken unter bestimmten 
Szenarienannahmen verhindern, dass «Energy not supplied» eintritt. Nach diesen Analysen wäre ein präventiver Einsatz sogar effektiver als ein kurativer 
nach Eintritt der Mangellage. Die im Verordnungsentwurf vorgesehene direkte Vermarktung der zusätzlichen Energie aus den Reservekraftwerken wäre 
aus technischer Sicht (Wirkungsgrad) auch effizienter als die Verwendung der Energie für die präventive Aufstockung der Wasserkraftreserve nach Art. 19 
Abs. 3 WResV. Swissgrid erachtet jedoch zwei Punkte der Vorlage als kritisch.  


1) Der Auslöser insbesondere für den präventiven Einsatz der Reservekraftwerke nach LVG ist zu klären 


Die ElCom kann den oben erwähnten präventiven Abruf der Reservekraftwerke gemäss WResV anordnen, wenn eine grosse Wahrscheinlichkeit besteht, 
dass die Wasserkraftreserve ohne diese Massnahmen im späteren Verlauf des Winters ihren Zweck nicht erfüllen kann. Der Auslöser für die Inkraftsetzung 
der vorliegenden Vernehmlassungsvorlage für den präventiven Abruf der Reservekraftwerke vor Eintritt einer Mangellage ist jedoch nicht definiert und die 
Erläuterungen sind unklar:  


«Dabei sollen die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden können, um im Bedarfsfall die 
Auswirkungen letzterer auf Bevölkerung und Wirtschaft abzumildern und Massnahmenverschärfungen oder weitergehende Bewirtschaftungsmassnahmen 
wie Netzabschaltungen zu vermeiden oder deren Einführung zumindest zu verzögern.» (S. 3) 


«Der Einsatz ist allerdings nur im Falle einer unmittelbar drohenden oder bereits bestehenden Strommangellage möglich, hohe Preise sind dabei kein 
ausreichender Hinweis auf eine drohende Mangellage.» (S. 4) 


Diese Formulierungen lassen offen, zu welchem Zeitpunkt aufgrund welcher Kriterien die Verordnung in Kraft gesetzt wird. Nicht eindeutig ist 
zudem, welche Vollzugsinstanz den Akteuren die konkrete Anordnung erteilt, die Reservekraftwerke in Betriebsbereitschaft zu versetzen, die 
Verfügbarkeit zu melden, die Kraftwerke abzurufen und die Energie zu vermarkten. In einer angespannten Versorgungslage kann der Zeitpunkt für die 
Auslösung einer Interventionsmassnahme entscheidend sein. Das Risiko, zu früh oder zu spät zu handeln, darf nicht auf Akteure der Strombranche 
überwälzt werden. Dies umso mehr, als auch der Verordnungsgeber davon ausgeht, dass der Einsatz der Reservekraftwerke für den Strommarkt mit 
Wettbewerbsverzerrungen verbunden ist (vgl. FAQ zur Vorlage). Der Entscheid für den effektiven Einsatz der Reservekraftwerke gemäss dieser 
Verordnung hat deshalb durch eine Instanz des Bundes zu erfolgen (vgl. unseren Antrag und Ausführungen zu Art. 2). Auch ohne Verantwortung 
für den Entscheid über den Zeitpunkt der Aktivierung der Reservekraftwerke trägt Swissgrid für den Fall, dass der Abruf für gewisse Stakeholder zum 
falschen Zeitpunkt erfolgte, zudem ein Reputationsrisiko. Dies weil Swissgrid gemäss Art. 1a der «Verordnung über die Organisation zur Sicherstellung der 
wirtschaftlichen Landesversorgung im Bereich der Elektrizitätswirtschaft (VOEW)» vom Bundesrat mit der Erstellung eines Monitoringsystems beauftragt 
wurde und damit als Datenlieferant fungiert. 


Zudem weisen wir daraufhin, dass auch das Zusammenspiel zwischen den verschiedenen Vorgaben zur Absicherung gegen «kritische 
Versorgungsengpässe und -ausfälle» (WResV) und gegen eine «unmittelbar bevorstehende oder bestehende schwere Mangellage» 
(Vernehmlassungsvorlage) zu klären ist (vgl. hierzu auch Art. 8m StromVG der Vorlage 24.033 «Stromversorgungsgesetz (Stromreserve). Änderung). 
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2) Die etablierten Verantwortlichkeiten der Akteure der Strombranche nach Schweizer und EU-Recht sind beizubehalten. Die Vermarktung der 
elektrischen Energie der Reservekraftwerk hat nicht durch Swissgrid, sondern durch die Betreiber bzw. deren Bilanzgruppen zu erfolgen. 


Operativ wäre Swissgrid auf Basis der bestehenden Prozesse im Zusammenhang mit der Stromreserve grundsätzlich in der Lage, die Vermarktung der 
elektrischen Energie der Reservekraftwerke abzuwickeln. Regulatorisch ist damit jedoch die Aufhebung des im Art. 18 Abs. 6 StromVG verankerten Verbots 
für Tätigkeiten in den Bereichen Elektrizitätserzeugung, -verteilung oder -handel verbunden. Insbesondere aus der Perspektive der europäischen 
Strommarktregulierung und der Stromverhandlungen mit der EU ist dies nicht vertretbar, soweit der grenzüberschreitende Handel betroffen ist. Die 
Erläuterungen zur Vorlage enthalten auch nicht wie üblich einen Rechtsvergleich mit dem europäischen Recht. Im EU-Recht gibt es für Mitgliedstaaten 
zwar kein explizites Verbot, das Entflechtungsgebot vorübergehend aufzuheben, soweit die Auswirkungen nur den nationalen Markt betreffen. Sobald 
jedoch der grenzüberschreitende Handel betroffen ist, benötigen die Mitgliedstaaten eine Ausnahmegenehmigung, welche bei den Regulatoren und 
anschliessend der Europäischen Kommission beantragt werden muss.  


Trotz des vorgesehenen «Exportverbots» (Art. 6 Abs. 4) kann ein Einfluss auf den grenzüberschreitenden Handel nicht ausgeschlossen werden. Der 
Einsatz der Reservekraftwerke kann insbesondere einen Einfluss auf die Preise im Intraday-Handel haben. Somit wäre die Vermarktung durch Swissgrid 
nicht EU-Rechtskonform bzw. bedürfte (bei Abschluss eines Stromabkommens) einer Ausnahmegenehmigung.   


Swissgrid lehnt die Rolle der Vermarkterin von Reservekraftwerkstrom vor Schliessen des Marktes ab, weil Marktinterventionen nicht vom 
Übertragungsnetzbetreiber, sondern von Behörden erfolgen sollten, insbesondere wenn diese Interventionen sich zu Ungunsten von anderen 
Marktakteuren auswirken können. Auch hat der Abschluss des Stromabkommens erste Priorität. Die vollständige Einbindung in die europäischen Markt- 
und Netzbetriebsprozesse ist das wirksamste Instrument für die Aufrechterhaltung der Schweizer Stromversorgungssicherheit und die Prävention einer 
Mangellage. Es würde dem Sinn und Zweck des vorliegenden Verordnungsentwurfs zuwiderlaufen, wenn er wegen fehlender EU-
Rechtskompatibilität den Abschluss des Stromabkommens behindert. Offenbar ist das Thema Einsatz von Reservekraftwerken das in den 
Stromverhandlungen noch umstrittene Thema (vgl. NZZ vom 6. November 2024).   


Die Vorlage enthält im Weiteren nicht umsetzbare Vorgaben. Zum einen ist die zusätzliche Energie der Reservekraftwerke zur ausschliesslichen Nutzung in 
der Schweiz bestimmt. Die Erläuterungen erwähnen richtigerweise, dass die vollständige Kontrolle dieser Vorgabe aufgrund der Gegebenheiten des 
Strommarktes nicht möglich ist. Da bei einem Abruffall voraussichtlich auch in umliegenden Ländern eine Knappheitssituation herrscht, ist ein zumindest 
teilweises Abfliessen der aus der Reserve produzierten Energie ins Ausland aus physikalischen Gründen nicht zu verhindern. Nicht umsetzbar ist zum 
anderen, dass Swissgrid gemäss Erläuterungen die Reservekraftwerke «in Kenntnis … aller technischen und rechtlichen Restriktionen» abruft. Swissgrid 
hat keine Kenntnis aller potenziellen rechtlichen Restriktionen auf kommunaler, kantonaler, schweizerischer oder europäischer Ebene. Es kann auch nicht 
Aufgabe von Swissgrid sein, zu überprüfen, ob die Betreiber von Reservekraftwerken bspw. die Vorgaben nach Art. 4 und 5 der vorliegenden Verordnung 
erfüllen.  


Eine naheliegende Lösung wäre, dass nicht Swissgrid, sondern die Betreiber der Reservekraftwerke bzw. deren Bilanzgruppen die Energie 
vermarkten. Sollte das BWL dennoch an der im Verordnungsentwurf vorgesehenen Rolle von Swissgrid festhalten, hat es sicherzustellen, dass 
dadurch kein neuer Stolperstein für die Stromverhandlungen mit der EU entsteht. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 2 1 Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 
drohenden oder während einer bestehenden schweren 
Mangellage elektrische Energie für den Markt. 


2 (neu) Der Einsatz der Reservekraftwerke erfolgt mit 
Inkraftsetzung und über die Geltungsdauer der 
Verordnung. 


3 (neu) Die Reservekraftwerke erzeugen während dieser 
Zeit keine elektrische Energie für die ergänzende 
Reserve. 


Abs. 1: Wie in den einleitenden Bemerkungen angemerkt, ist 
der Auslöser für den Einsatz der Reservekraftwerke zu 
präzisieren. Beispielsweise sollte der Einsatz nicht vor den 
Sparappellen, jedoch vor den Kontingentierungen erfolgen. 
Wir beantragen entsprechende Überarbeitungen und 
Ergänzungen der Verordnung und der Erläuterungen. 


Zudem weisen wir daraufhin, dass, sollte es im Rahmen 
einer schweren Mangellage zu einer Angebotslenkung 
kommen, der Markt aufgehoben wäre. Folglich könnten die 
Reservekraftwerke auch nicht mehr Elektrizität «für den 
Markt» erzeugen. Die Reservekraftwerke wären in diesem 
Fall gleich wie alle anderen Kraftwerke zu behandeln. 
Diesbezüglich erscheint der aktuelle Wortlaut von Abs. 1 
noch widersprüchlich resp. vermischt verschiedene 
Sachverhalte.  


Abs. 2: Basierend auf den vorliegenden Unterlagen vermutet 
Swissgrid: Es ist die Intention des Verordnungsgebers, dass 
nach Inkraftsetzung der Verordnung die Reservekraftwerke 
unmittelbar und bis zur Aufhebung der Verordnung 
durchgehend Elektrizität erzeugen und diese vermarktet 
wird. Sofern dies zutrifft, ist dies explizit in der Verordnung 
zu regeln (vgl. Antrag). 


Im Verlauf einer Mangellage können sich zudem Fragen zum 
weiteren Einsatz von Reservekraftwerken ergeben. 
Vorstellbar ist z.B., dass eine gewisse Entspannung der 
Versorgungslage eintritt, wodurch die Verordnung zwar noch 
nicht unmittelbar aufzuheben ist, jedoch kein Dauerbetrieb 
der Reservekraftwerke mehr angezeigt erscheint. Auch 
dieser Entscheid hat durch eine Instanz des Bundes zu 
erfolgen – bspw. durch eine Anpassung der Verordnung. Wir 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


beantragen eine entsprechende Klärung.  


Abs. 3: Die Bestimmung entspricht im Grundsatz dem 
bisherigen Abs. 2.  


Art. 3  Folgende Bestimmungen sind nicht anwendbar: 


a. Artikel 11 Absätze 1 und 2bis und 18 WResV;  
b. Anhang 2 Ziffern 834 und 836 Absatz 1 der 


Luftreinhalte-Verordnung vom 16. Dezember 1985; 


c. Artikel 18 Absatz 6 des Stromversorgungsgesetzes 
vom 23. März 2007 


Bst. a: Die vorgesehene Aufhebung von Art. 11 Abs. 2bis 
WResV erscheint aus rechtsstaatlicher Sicht schwer 
nachvollziehbar. Es ist nicht ersichtlich, weshalb die WResV 
explizit einen Einsatz der Reservekraftwerke für betriebliche 
Eigennutzungen «selbst bei einer schweren Mangellage» 
vorsieht, vorliegende Verordnung dies aber wieder aufhebt.  


Bezüglich Aufhebung von Art. 18 WResV weisen wir 
daraufhin, dass dies nach unserem Verständnis nur 
hinsichtlich der Reservekraftwerke gelten soll. Dies ist zu 
präzisieren. Art. 18 WResV regelt auch den Einsatz der 
Stromreserve im Sinne des Abrufs der Wasserkraftreserve, 
der Notstromgruppen und der WKK-Anlagen. Nach unserem 
Verständnis ist es vorliegend nicht Intention des 
Verordnungsgebers, dies aufzuheben. Faktisch würde sonst 
die WResV gesamthaft aufgehoben.  


Bst. c: Vergleiche die einleitenden Bemerkungen. 


Die Entflechtung, also die Trennung von Netzbetrieb und 
Stromproduktion, stellt einen zentralen Grundsatz des 
Stromversorgungsgesetzes und EU-Rechts dar. Es ist kein 
überwiegender Grund ersichtlich, weshalb dieser Grundsatz 
vorliegend aufgehoben werden sollte. Vielmehr ist der 
Abschluss eines Stromabkommens zwischen der Schweiz 
und der EU als überwiegender Grund anzusehen, von dieser 
Aufhebung abzusehen. Die vollständige Einbindung in die 
europäischen Markt- und Netzbetriebsprozesse ist das 
wirksamste Instrument für die Aufrechterhaltung der 
Schweizer Stromversorgungssicherheit und die Prävention 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


einer Mangellage.  


Art. 6 3 Die nationale Netzgesellschaft vermarktet die elektrische 
Energie mittels Auktionen im Schweizer Strommarkt und 
ruft sie bei den Betreibern entsprechend deren 
Meldungen zur Verfügbarkeit ab weist die Betreiber 
entsprechend deren Meldungen zur Verfügbarkeit an, 
dem Schweizer Strommarkt die notwendige Energie 
zur Verfügung zu stellen.   


  
4 Die Betreiber müssen vermarkten die abgerufene 


elektrische Energie der über ihre Bilanzgruppe der 
nationalen Netzgesellschaft liefern. Die gelieferte 
elektrische Energie ist zum Verbrauch im Inland 
bestimmt.  


 


Vergleiche die einleitenden Bemerkungen.  


  


 


Art. 7 1 Die Betreiber der Reservekraftwerke werden für die 
Betriebsbereitschaft und die Lieferungen entschädigt.  


3 (neu) Die Erlöse der Bilanzgruppen durch die 
Vermarktung der abgerufenen Energie werden der 
nationalen Netzgesellschaft erstattet. 


Abs. 1: Präzisierung im Sinne von Art. 6 Abs. 1 der 
vorliegenden Verordnung sowie von Art. 20 Abs. 3 Bst. b 
WResV. Die Vergütung der Betriebsbereitschaft hat dabei 
nur so weit zu erfolgen, wie dies nicht bereits durch 
Bestimmungen der WResV abgedeckt ist (keine doppelte 
Entschädigung).  


Abs. 3: Die Bestimmung ergibt sich aus den Änderungen in 
den Art. 3 und 6. Die Erlöse sind das Produkt des Day-
ahead-Marktpreises und der erzeugten Energiemenge. 


 


Art. 10 Die Einnahmen und Ausgaben nach Artikel 7 sowie der 
Vollzugsaufwand der nationalen Netzgesellschaft 
werden mit den Kosten der Stromreserve nach Artikel 
22 WResV verrechnet.  


Resultiert aus dem Verkauf der zusätzlich produzierten 
elektrischen Energie ein Gewinn oder Verlust, so ist dieser 
mit den Kosten der Stromreserve nach Artikel 22 WResV 


Der Antrag ergibt sich aus den Änderungen in Art. 7.   
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


zu verrechnen. 


Anhang 1 des 
Landesversorgungsgesetzes 


Der Bundesrat kann folgende Bestimmungen 
vorübergehend für nicht anwendbar erklären: 


... den Artikel 18 Absatz 6 des Stromversorgungsgesetzes 
vom 23. März 2007 


Vergleiche einleitende Bemerkungen und Bemerkungen zu 
Art. 3. 
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Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke 


zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 


Strommangellage – Stellungnahme  
 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken Ihnen für die Einladung zur Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung.  


Swissmem ist der führende Verband für KMU und Grossunternehmen der schweizerischen Tech-


Industrie. Swissmem fördert die nationale und die internationale Wettbewerbsfähigkeit ihrer über 


1'400 Mitgliedsfirmen durch eine wirkungsvolle Interessenvertretung, bedarfsgerechte Dienstleistun-


gen, eine gezielte Vernetzung sowie eine arbeitsmarktgerechte Aus- und Weiterbildung der Mitar-


beiterinnen und Mitarbeiter.  


Die Schweizer Tech-Industrie ist eine vielseitige und innovative Hightech-Branche, die in sämtlichen 


Lebens- und Wirtschaftsbereichen leistungsstarke Lösungen anbietet. Sie erwirtschaftet 7% des 


Bruttoinlandproduktes und nimmt damit in der schweizerischen Volkswirtschaft eine Schlüsselstel-


lung ein. Die Branche ist mit rund 330'000 Beschäftigten die grösste industrielle Arbeitgeberin der 


Schweiz und leistet mit Ausfuhren im Wert von über CHF 70 Milliarden rund 26% der gesamten Gü-


terexporte. Rund 57% der ausgeführten Güter der Tech-Industrie werden in die EU exportiert. 


 


 


Allgemeine Bemerkungen   


Es kann nicht sein, dass bei einer drohenden Strommangellage in der Wirtschaft Verbrauchs-Kon-


tingente verfügt werden (z.B. als vorbeugende Massnahme, um eine fehlende Markträumung auf 


dem Strommarkt zu verhindern), während die teure Stromreserve mit den Reservekraftwerken noch 


nicht zum Einsatz kommt. Oberstes Ziel muss es sein, in einer drohenden oder bereits festgestell-


ten Strommangellage einen volkswirtschaftlichen Schaden abzuwenden und, im Ereignisfall, auf ein 


Minimum zu reduzieren. Dazu soll mit dieser Vorlage, in Ergänzung zur Winterreserveverordnung 


(WResV), die mit Reservekraftwerken produzierte Energie auch in den Strommarkt eingespeist wer-


den können.  


Swissmem begrüsst die vorliegende Verordnung, welche künftig auf der Grundlage des Landesver-


sorgungsgesetzes ein Abruf der Reservekraftwerke ermöglicht, bevor der Strommarkt zusammen-


bricht. Die Kontingentierung der Wirtschaft muss die letzte aller Notmassnahmen sein, um eine 
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Mangellage zu bewältigen. Mit der neuen Vorlage verfügt der Bundesrat im Vergleich zum gelten-


den Recht über mehr Flexibilität und eine weitere Interventionsmassnahme, um in einer Stromman-


gellage zu reagieren, bevor der Markt nicht mehr schliesst und die nachgefragte Menge der Elektri-


zität das Angebot an der Strombörse übersteigt.  


 


 


Detailbemerkungen   


 


Änderungsantrag zu Art. 2 Abs. 1bis (neuer Absatz): 
1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder während einer beste-


henden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt.  


 
1bis Die Reservekraftwerke erzeugen elektrische Energie für den Markt, bevor der Bundesrat 


Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende Massnahmen er-


greift.  


 


Begründung:  


Die Reservekraftwerke werden von Bevölkerung und Wirtschaft als Stromreserve-Versiche-


rung finanziert. Entsprechend muss die Versicherung greifen, bevor der Bundesrat mit Kontin-


gentierungen zu einseitigen, einschneidenden Massnahmen zulasten der Stromverbraucher 


greift. Die Kontingentierung der Industrie muss im Fall einer Strommangellage so lange wie 


möglich vermieden werden.  


 


Änderungsantrag zu Art. 9 Abs. 3 (neuer Absatz): 
3 Die nationale Netzgesellschaft informiert über eine Plattform für Insiderinformationen ge-


mäss Artikel 6, BATE, zum geplanten Betrieb der Reservekraftwerke inklusive Menge und 


Gebotspreis.  


 


Begründung:  


Werden unter dem Landesversorgungsgesetz Reservekraftwerke abgerufen und damit Strom 


für den Markt produziert, können Marktpreiseffekte nicht ausgeschlossen werden. Entspre-


chend müssen die Abrufinformationen transparent und für alle Marktteilnehmer, also auch für 


die marktberechtigte Verbraucher, diskriminierungsfrei verfügbar sein. Marktverzerrungen in-


folge eines Informationsvorsprungs resp. infolge von Informationsdefiziten sind zu verhindern.  


 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Fragen steht Ihnen Philipp Bregy 


gerne zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 


 


      


 


Dr. Stefan Brupbacher   Philipp Bregy 


Direktor Swissmem   Ressortleiter Energie 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 
Organisation / Organizzazione Verband Schweizerischer Elektrizitätsunternehmen VSE 


Adresse / Indirizzo Hintere Bahnhofstrasse 10 
5000 Aarau 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 21.11.2024 


 


Michael Frank                            Nadine Brauchli 
Direktor                                      Bereichsleiterin Energie 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Kristin Brockhaus, Senior Expertin Energiewirtschaft und Regulierung 
kristin.brockhaus@strom.ch, +41 62 825 25 20  


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 


  



mailto:kristin.brockhaus@strom.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Der VSE dankt Ihnen für die Möglichkeit, zum Entwurf der Verordnung Stellung nehmen zu können. Er äussert sich dazu wie folgt: 


• Kriterien / Definition einer unmittelbar drohenden Mangellage fehlen: Gemäss Art. 2 Abs. 1 der vorliegenden Verordnung sollen die 
Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt» 
erzeugen. Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 nur aus, dass hohe Preise dabei kein ausreichender Hinweis auf eine drohende Mangellage seien. 
Insofern ist der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke durch diese Verordnung sehr unklar definiert – es fehlen klare Kriterien einer «unmittelbar 
drohenden Mangellage». Da die fehlende Markträumung als Kriterium wegfällt, bietet es sich an, die bestehende Massnahmenkaskade von OSTRAL 
als Grundlage zu verwenden. 


• Der Einsatz der RKW muss mit der Abfolge und dem Zusammenspiel der unterschiedlichen Massnahmen (OSTRAL, WResV, diese 
Verordnung) vorgängig klar geregelt sein. Gemäss den heute vorgesehenen Strombewirtschaftungsmassnahmen werden diese kaskadenartig 
eingesetzt, mit zunehmender Eingriffstiefe: Sparappelle, Verbrauchseinschränkungen, Kontingentierungen und zuletzt Netzabschaltungen. Der VSE 
spricht sich dafür aus, dass die Reservekraftwerke in dieser Kaskade nicht vor den Sparappellen zum Einsatz kommen, aber spätestens vor den 
Kontingentierungen. Das Zusammenspiel der verschiedenen Verbrauchseinschränkungen mit dem Einsatz der Reservekraftwerke hat eine stark 
politische Dimension. Der Bundesrat sollte dieses vorgängig klären und ausdrücklich festhalten, welche Anwendungen ggf. vor und welche erst nach 
dem Einsatz von Reservekraftwerken eingeschränkt würden.  


• Winterreserveverordnung sieht bereits vorzeitigen Abruf der Reservekraftwerke vor: Es muss bedacht werden, dass die 
Winterreserveverordnung bereits einen vorzeitigen Abruf der Reservekraftwerke – d.h. vor fehlender Markträumung – vorsieht, nämlich zur Aufstockung 
der Wasserkraftreserve (Art. 19 Absatz 3 WResV). Es fragt sich, ob diese Möglichkeit nicht ausreichend wäre, eine Mangellage zu verhindern. Die 
vorliegende Verordnung muss entsprechend mit der WResV abgestimmt sein, sodass das Zusammenspiel zwischen einem vorzeitigen Abruf der 
Reservekraftwerke gemäss Art. 19 Abs. 3 WResV und dieser Verordnung klar ist (vgl. hierzu auch Art. 8m StromVG der Vorlage 24.033 
«Stromreserve»).  


• Marktverzerrungen vermeiden: Der frühzeitige Einsatz der Reservekraftwerke, d.h. bei noch funktionierendem Markt, führt zu Marktverzerrungen. 
Insbesondere werden aufgrund des dann erweiterten Angebots die Anreize, die hohe Marktpreise zur Nachfragereduktion setzen, reduziert. Diesen 
Effekt führt der Erläuterungsbericht auf Seite 3 ebenfalls aus: «Falsche Marktanreize sollen vermieden werden. Marktbasierte Entlastungsmassnahmen 
(beispielsweise freiwilliges Abschalten bei sehr hohen Preisen) sollen nicht verdrängt werden.» Daher ist es umso wichtiger, ein klares Kriterium, wie 
oben erwähnt, für den Abruf zu definieren und Abrufe dementsprechend so spät wie möglich vorzusehen. 


• Kein Ausserkraftsetzen der Unbundling-Regeln: Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol 
von wettbewerblichen Tätigkeiten, stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Dieser Grund-
satz darf nicht unterhöhlt werden, indem Swissgrid eine Marktteilnahme als faktische Betreiberin von Kraftwerken gestattet wird. Die Teilnahme am 
Markt muss nach wie vor durch die Betreiberinnen der Kraftwerke erfolgen. 
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• Europarechtliche Konformität herstellen: Die europarechtliche Konformität der vernehmlassten Vorlage ist insbesondere vor dem Hintergrund der 
aktuellen Verhandlungen des Stromabkommens zu überprüfen. Der Erläuterungsbericht enthält – im Gegensatz zu anderen Erläuterungsberichten – 
keinen Abschnitt «Verhältnis zu EU-Recht», wie z.B. derjenige zur Vernehmlassung der Winterreserveverordnung innerhalb der Stromgesetz-Verord-
nungen. Gemäss Artikel 22 Abs. 2 Bst. a der EU-Verordnung 2019/943 über den Elektrizitätsbinnenmarkt dürfen die Ressourcen der strategischen 
Reserven nur für den Dispatch genutzt werden, «wenn die Übertragungsnetzbetreiber voraussichtlich ihre Regelreserveressourcen ausschöpfen, um 
Angebot und Nachfrage ins Gleichgewicht zu bringen.» Zudem dürfen laut des Art. 16 der EU-Verordnung 2019/941 über die Risikovorsorge im Elektri-
zitätssektor nicht-marktbasierte Massnahmen «in Stromversorgungskrisen nur als letztes Mittel eingesetzt werden, wenn alle marktbasierten Optionen 
ausgeschöpft sind oder wenn sich eine weitere Verschlechterung der Stromversorgung mit marktbasierten Massnahmen allein offensichtlich nicht ver-
hindern lässt.» Insofern müsste abgeklärt werden, inwiefern die Vernehmlassungsvorlage die EU-Vorgaben erfüllt. Des Weiteren dürfen laut Art. 22 
Abs. 2 Bst. d der EU-Verordnung 2019/943 die Ressourcen der strategischen Reserve nicht von Stromhandelsmärkten oder Regelreservemärkten 
vergütet werden, was gemäss bestehendem Art. 11 Abs. 2 der WResV zumindest ausserhalb der Verfügbarkeitsperiode der Fall ist. Schliesslich soll 
Art. 3 Bst. c der Vernehmlassungsvorlage die Entflechtungsvorschriften für die Netzgesellschaft Swissgrid für nicht anwendbar erklären. Dieses Ausser-
kraftsetzen der Unbundling-Regeln widerspricht im Grundsatz dem Art. 45 der EU-Richtlinie 2019/944 mit Vorschriften über den Elektrizitätsbinnen-
markt.  


• Der Einsatz des Kraftwerksparks obliegt bis zum Eintritt einer Angebotslenkung (Bewirtschaftungsmassnahme nach OSTRAL) allein der 
Stromwirtschaft: Im Normalbetrieb obliegt es den Unternehmen der Stromwirtschaft, über den (wirtschaftlichen) Einsatz ihrer Kraftwerke für die 
Versorgung im Inland und den Export zu entscheiden. Nach unserem Verständnis bleibt diese Situation aufrechterhalten, bis das Angebot im Rahmen 
einer OSTRAL-Situation hoheitlich gelenkt wird.  


• Regelungslücke für Einsatz der Reservekraftwerke für den Fall, dass der Markt ausser Kraft gesetzt wird, schliessen: Mit der vorliegenden 
Verordnung soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Reservekraftwerke auch in einem funktionierenden Markt einzubringen, sofern sich eine 
Strommangellage abzeichnet oder vorherrscht. Falls der Strommarkt im Rahmen der Strommangellage (Bewirtschaftungsmassnahmen nach OSTRAL, 
wie Angebotslenkung) aufgehoben wird, gibt es keinen Markt mehr. Der Einsatz der Reservekraftwerke sowie die Hoheit über die Steuerung der 
Kraftwerke in dieser Situation gilt es noch zu klären. Gemäss unserem Verständnis muss diese Hoheit OSTRAL übertragen werden (Steuerung der 
RKW während Angebotslenkung durch zentrale operative Stelle (ZOS)). 


 



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0943#d1e2869-54-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0941#d1e1424-1-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0944#d1e3837-125-1
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 2 Grundsätze 1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 
drohenden oder während einer bestehenden schweren 
Mangellage, die mit einem Reserveeinsatz gemäss der 
WResV sehr wahrscheinlich nicht vermieden werden 
kann, elektrische Energie für den Markt.  


Die WResV definiert bereits mehrere Fälle, in denen die Re-
servekraftwerke abgerufen werden können, u.a. auch einen 
vorzeitigen Abruf. Daher muss hier ergänzt werden, dass die 
vorliegende Verordnung nur zum Zug kommen darf, wenn 
eine schwere Mangellage nicht mit einem Reserveeinsatz 
gemäss WResV vermieden werden kann.  


 


Art. 2 Grundsätze 3 (neu) Eine unmittelbar drohende Mangellage kann erst 
nach dem Beschluss von Sparappellen und vor den Kon-
tingentierungen festgestellt werden.  


 


Der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke stellt einen Ein-
griff und eine Verzerrung des Marktes dar. Bei steigenden 
Preisen und eingeschränkter Verfügbarkeit von Kraftwerks-
kapazitäten oder in Situationen zunehmender Marktverwer-
fungen, wie sie etwa in der Energiekrise 2022/23 zu be-
obachten waren, dürfte der politische Druck auf den Bundes-
rat zunehmen, einen vorzeitigen Abruf der Reservekraft-
werke gemäss dieser Verordnung anzuordnen. Um unge-
rechtfertigte Markteingriffe zu vermeiden, ist zwingend eine 
Mindestvoraussetzung zu definieren, die erfüllt sein muss, 
damit der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke angeord-
net werden kann. Die bestehende Massnahmenkaskade von 
OSTRAL soll hierfür als Grundlage dienen: Die Reservekraft-
werke sollen erst nach dem Ausrufen von Sparappellen, 
aber vor den Kontingentierungen zum Einsatz kommen.  


 


Art. 2 Grundsätze 4 (neu) Der Einsatz der Reservekraftwerke gemäss dieser 
Verordnung erfolgt mit deren Inkraftsetzung und endet 
mit deren Ausserkraftsetzung. 


Aus dem Verordnungs- bzw. Erläuterungstext geht nicht ein-
deutig hervor, ob die Inkraftsetzung der Verordnung durch 
den Bundesrat in jedem Fall auch einer unmittelbaren An-
weisung entspricht, die Reservekraftwerke abzurufen, sobald 
dies betrieblich und technisch möglich ist. 


In einer angespannten Versorgungslage kann der Zeitpunkt 
für die Auslösung einer Interventionsmassnahme entschei-
dend sein. Das Risiko, zu früh oder zu spät zu handeln, darf 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


nicht auf Akteure der Strombranche überwälzt werden. Dies 
umso mehr, als auch der Verordnungsgeber davon ausgeht, 
dass der Einsatz der Reservekraftwerke für den Strommarkt 
auch mit Wettbewerbsverzerrungen verbunden ist (vgl. Er-
läuterungsbericht). Der Entscheid für den effektiven Einsatz 
der Reservekraftwerke gemäss dieser Verordnung hat daher 
durch eine Instanz des Bundes zu erfolgen. Eine Option 
wäre, in der Verordnung klarzustellen, dass durch die Inkraft-
setzung der Verordnung durch den Bundesrat auch explizit 
und unmittelbar die Anweisung zum Einsatz der Reserve-
kraftwerke, sobald technisch und betrieblich möglich, erfolgt. 
Alternativ müsste in der Verordnung geregelt werden, dass 
dieser Entscheid bspw. an den Fachbereich Energie des 
Bundesamtes für wirtschaftliche Landesversorgung delegiert 
wird.  


Diese Verordnung muss spätestens ausser Kraft gesetzt, 
wenn die Bewirtschaftungsverordnungen Elektrizität ausser 
Kraft gesetzt werden. 


Art. 3 Nichtanwendbarkeit von 
Bestimmungen anderer Er-
lasse 


Folgende Bestimmungen sind nicht anwendbar: 
a. Artikel 11 Absatz Absätze 1 und 2bis und Artikel 18 
WResV; 


Art. 11 Abs. 2bis WResV regelt, dass Reservekraftwerke, die 
in einen Geschäftsbetrieb eingebunden sind, vom Betreiber 
innerhalb und ausserhalb der Verfügbarkeitsperiode und 
selbst bei einer schweren Mangellage für eine betriebliche 
Eigennutzung eingesetzt werden dürfen, sofern sie die Emis-
sionsgrenzwerte und die kantonalen Vorschriften einhalten. 
Es ist nicht ersichtlich, warum diese Regelung bei einem Ein-
satz der Reservekraftwerke gemäss WResV gelten soll, bei 
einem Einsatz der gleichen Kraftwerke gemäss dieser Ver-
ordnung aber ausser Kraft gesetzt sein soll. Im Sinne der 
Konsistenz muss diese Regelung auch im Rahmen dieser 
Verordnung Gültigkeit behalten.  
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Bzgl. der Ausserkraftsetzung des Art. 18 WResV möchten 
wir darauf hinweisen, dass damit der Abrufmechanismus 
auch für die Wasserkraftreserve ausser Kraft gesetzt wird 
und daher die Wasserkraftreserve nicht zum Einsatz kom-
men kann, solange die vorliegende Verordnung gilt. 


Art. 3 Nichtanwendbarkeit von 
Bestimmungen anderer Er-
lasse 


c. Streichen Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Über-
tragungsnetzes im natürlichen Monopol von wettbewerbli-
chen Tätigkeiten, stellt den zentralen Grundsatz der Markt-
öffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU 
dar. Dieser Grundsatz darf nicht unterhöhlt werden, indem 
Swissgrid eine Marktteilnahme als faktische Betreiberin von 
Kraftwerken gestattet wird. 


 


Art. 6 Betriebsbereitschaft, 
Vermarktung, Lieferung 


3 Die nationale Netzgesellschaft weist die Betreiber ent-
sprechend deren Meldungen zur Verfügbarkeit an, dem 
Schweizer Strommarkt die notwendige Energie zur Ver-
fügung zu stellen vermarktet die elektrische Energie mit-
tels Auktionen im Schweizer Strommarkt und ruft sie bei 
den Betreibern entsprechend deren Meldungen zur Ver-
fügbarkeit ab.  


Anstatt dass Swissgrid die Energie vermarktet und damit die 
Entflechtungsvorgaben unterhöhlt werden, sollen die Betrei-
ber der Reservekraftwerke selbst die produzierte Energie 
vermarkten.  


 


Art. 6 Betriebsbereitschaft, 
Vermarktung, Lieferung 


4 Die Betreiber vermarkten müssen die abgerufene elektri-
sche Energie über ihre der Bilanzgruppe der nationalen 
Netzgesellschaft liefern. Die gelieferte elektrische Ener-
gie ist zum Verbrauch im Inland bestimmt.  


Gemäss der Anpassung in Abs. 3 sind es die Betreiber der 
Reservekraftwerke, die die Energie über ihre Bilanzgruppe 
vermarkten.  


Die von den Reservekraftwerken gemäss dieser Verordnung 
produzierte Energie soll mindestens zum Maximalwert des 
restlichen am Strommarkt angebotenen Stroms vermarktet 
werden. 


 


Art. 7 Entschädigung 3 (neu) Die Erlöse der Bilanzgruppen durch die Vermark-
tung der abgerufenen Energie werden der nationalen 


Die Erlöse der Bilanzgruppen durch den Reservekraft-
werkseinsatz, die sich aufgrund des angepassten Art. 6 Abs. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Netzgesellschaft erstattet. Diese Erlöse sind das Produkt 
des Day-ahead-Markpreises und der erzeugten Energie-
menge. 


4 ergeben, sind an Swissgrid zu entrichten. Swissgrid ver-
rechnet diese ggü. den Endverbrauchern mit tarifsenkender 
Wirkung im Tarifbestandteil Stromreserve (vgl. Art. 10 dieser 
Verordnung).   


Art. 7 Entschädigung 4 (neu) Falls der Einsatz der Reservekraftwerke ausserhalb 
der Verfügbarkeitsperiode nach WResV stattfindet, so 
werden die Reservekraftwerksbetreiber für die Erstellung 
der Betriebsbereitschaft zusätzlich entschädigt.  


Zusatzkosten, die aufgrund eines Bereitschaftsbetriebs aus-
serhalb der vorgesehenen Verfügbarkeitsperiode entstehen, 
werden den Betreibern entschädigt. Für den Bereitschaftsbe-
trieb ausserhalb der vorgesehenen Verfügbarkeitsperiode 
sind zudem allenfalls Anpassungen der Vereinbarungen mit 
den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig.  


 


Art. 9 Informationspflicht der 
nationalen Netzgesellschaft 


3 (neu) Die nationale Netzgesellschaft informiert über eine 
Plattform für Insiderinformationen gemäss Artikel 6 BATE 
zum geplanten Betrieb der Reservekraftwerke inklusive 
der zu produzierenden Energiemengen und den zugehö-
rigen Vermarktungspreisen. 


Die Information über den (allfälligen) Abruf der Reservekraft-
werke wird einen klaren Effekt auf die Day-Ahead-Auktionen 
haben. Insofern ist eine Information seitens Swissgrid zur 
Menge und dem gebotenen Preis erforderlich, sodass eine 
Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer aufgrund eines Wis-
sensvorsprungs ausgeschlossen werden kann. Bereits die 
Ankündigung einer möglichen Aktivierung dürfte den OTC-
Preis für die Kurzfristprodukte beeinflussen. 


Der Verweis auf den entsprechend relevanten Artikel im 
BATE muss nach Beschluss der Vorlage durch das Parla-
ment nochmals überprüft werden. 


 


Art. 10 Verwendung von Ge-
winn oder Verlust 


Streichen, neu: Die Einnahmen und Ausgaben nach Artikel 
7 sowie der Vollzugsaufwand der nationalen Netzgesell-
schaft werden mit den Kosten der Stromreserve nach Arti-
kel 22 WResV verrechnet. 


Die Formulierungsanpassung ergibt sich aus den Änderun-
gen bei Art. 7. 


 


Verordnung über die Ände-
rung einer Bestimmung des 


Verordnung streichen Siehe Begründung bei Art. 3 Bst. c.  
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Landesversorgungsgeset-
zes 


 





		Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali

		Art. 2 Grundsätze






 


VSG | Verband der Schweizerischen Gasindustrie | Grütlistrasse 44 | Postfach | 8027 Zürich | +41 44 288 31 31 | vsg@gazenergie.ch | gazenergie.ch 


Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
 
per E-Mail an  
energie@bwl.admin.ch  
 
 
Zürich, 21. November 2024 
 
Vernehmlassungsverfahren zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Er-
zeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage:  
Stellungnahme des VSG 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke 
zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage Stellung 
nehmen zu können.  
 
Die Mitgliedsunternehmen des VSG sind der Überzeugung, dass es sinnvoll sein kann, Reser-
vekraftwerke (RKW) zur Vermeidung einschneidender Massnahmen im Falle einer drohenden 
schweren Strommangellage einzusetzen. Gleichzeitig möchten wir als Verband der Gasin-
dustrie uns nicht im Detail zu Regelungen des Strommarktes äussern und schliessen uns 
grundsätzlich der Stellungnahme von economiesuisse an. 
 
Mit dieser Stellungnahme möchten wir aus der Perspektive der Mitgliedsunternehmen des VSG 
vor allem nachfolgende Inhalte hervorheben: 
 
1. Wir gehen davon aus, dass die Einsatzplanung, der Abruf und die Brennstoffwahl von RKW 


immer, jedoch insbesondere im Falle einer (drohenden) Gas-Mangellage, sehr sorgfältig 
abgewogen werden. Abzuwägen sind zumindest die Interessen der Versorgungssicherheit 
mit Strom, der Versorgungssicherheit mit Gas und der Minimierung der Emission von Stick-
oxiden, Kohlenmonoxid wie auch Kohlendioxid. 


 
Im Verordnungsentwurf, wie auch im erläuternden Bericht, wird nicht darauf eingegangen, 
dass – ohne abweichende Vorgaben in Gesetz oder Verordnung – Zweistoff-RKW im Fall einer 
(drohenden) Gas-Mangellage der Umschaltung von Zweistoffanlagen von Gas auf Öl unter-
liegen. Dies steht im Einzelfall bereits im Widerspruch zu Art. 4, wo geregelt ist, dass die Emis-
sionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begrenzen sind, «wie dies technisch und 
betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist». Im Regelfall sollen RKW also richtigerweise 
mit Gas betrieben werden, da so erhebliche Emissionen vermieden werden können. 
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Aus Sicht des VSG ist im Rahmen dieses Verordnungsprozesses eine Möglichkeit zur Abwä-
gung vorzusehen, ob Zweistoff-RKW als Zweistoffanlagen, als nicht geschützte Kunden, als 
geschützte Kunden, oder als eigene Kundenkategorie im Zusammenhang mit einer (drohen-
den) Gas-Mangellage einzustufen sind. Wir sind davon überzeugt, dass dies nicht fest vorge-
geben werden sollte, da auf diese Art insbesondere eine Abwägung zwischen den Interessen 
der Versorgungssicherheit mit Strom, der Versorgungssicherheit mit Gas und der Minimierung 
der Emission von Stickoxiden, Kohlenmonoxid wie auch Kohlendioxid im Einzelfall möglich 
bliebe. 
 
Für ausschliesslich mit Gas betriebene RKW gilt gleiches (siehe WResV, Art. 6 Abs. 2 lit. A unter 
1.). Reservekraftwerke sollten in besonderen Situationen also im Sinne «grundlegender sozialer 
Dienste» eingestuft werden können, da ggf. ohne ihren Einsatz ein Blackout im Stromversor-
gungssystem drohen würde. 


 
2. Art. 12 der WResV bevollmächtigt das BFE dazu, «im Falle von unangemessenen Tarifen für 


die Nutzung der Rohrleitungen für die Zufuhr der Energieträger einen kostenbasierten Tarif 
festzulegen». Im hier vorliegenden Verordnungsentwurf fehlt der Hinweis darauf, dass der 
erheblich erweiterte Einsatzzweck zu einer höheren Wahrscheinlichkeit der Nutzung der 
Rohrleitungen führt und nicht einer Benachteiligung weiterer Nutzer der Rohrleitungen füh-
ren darf. 


 
Wie bereits in unseren Gesprächen mit dem BFE und unseren Stellungnahmen zur WResV und 
zur «Stromreserve» ausgeführt (s. u.), lehnen wir es ab, dass die Endverbraucherinnen und End-
verbraucher im Gasmarkt die Kosten für die Vorhaltung von Gasnetzkapazitäten für RKW tra-
gen. RKW haben einen eindeutigen Einsatzzweck im Strommarkt, insbesondere im Anwen-
dungsbereich der hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 
 
Wir beantragen, dass mit dieser Verordnung gewährleistet wird, dass Betreiber von RKW ver-
pflichtet werden, Gasnetzkapazitäten für zumindest für die Monate Januar bis März verbind-
lich zu buchen. Nur so kann gewährleistet werden, dass im Falle eines erforderlichen Einsatzes 
die RKW im Sinne dieser Verordnung betrieben werden können (siehe insbesondere Art. 4). 
Ohne Buchung von Gasnetzkapazitäten, zumindest in den Wintermonaten Januar bis März, 
kann ein sicherer Einsatz der RKW nicht gewährleistet werden und sämtliche Kosten der trotz-
dem erforderlichen Kapazitätsvorhaltung im Gasnetz würden durch die Endverbraucherinnen 
und Endverbraucher im Gasmarkt getragen werden. 


 
3. Der Erläuternde Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahren beinhaltet in Ab-


schnitt 3.3 eine Argumentation, die – übertragen auf Zweistoffanlagen im Gasmarkt – ge-
nau die Forderung des VSG unterstützt, dass Investitionen in Zweistoffanlagen gefördert 
werden sollten bzw. die Zusatzkosten von den Gaskonsumentinnen und Gaskonsumenten 
getragen werden sollten.  
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Wir erwarten, dass eine grundsätzliche Gleichstellung von Massnahmen zur Erhöhung der Ver-
sorgungssicherheit bei Gas mit der bei Strom ermöglicht wird. Hierzu sind wir gerne weiterhin 
bereit, Vorschläge zu erarbeiten und mit Ihnen zu diskutieren. Die von uns bisher vorgebrach-
ten Vorschläge zur Erhöhung der Versorgungssicherheit der Nutzung von Rohrleitungen könn-
ten wir z. B. so anpassen, dass eine Finanzierung über Netzentgelte stattfindet, um eine ver-
gleichbare Vorgehensweise wie bei den RKW zu erhalten. 
 
 
Zusätzlich verweisen wir auf unsere Stellungnahme zur WResV vom 18.11.2022 (insbesondere 
die dortige Argumentation unter 2. und 3.) und weiter unsere Stellungnahme zur «Stromre-
serve» vom September 2023 (insbesondere die dortigen Ausführungen zur Abgrenzung von 
RKW gegenüber im Strommarkt eingesetzten Erzeugungsanlagen und zu Art. 8b). 
 
Für weitere Erläuterungen und Abstimmungen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 


 
Daniela Decurtins 
Direktorin 
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Patrick Hofstetter 
Hohlstrasse 110 
Postfach 
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Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 
für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit, an diesem Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen. 
 
Der WWF ist sich bewusst, dass eine unterbruchsfreie sichere Stromversorgung ein hohes Gut ist und 
engagiert sich entsprechend. 
 
Wir fordern die grundlegende Überarbeitung des vorliegenden Verordnungsentwurfs, da der aktuelle 
Entwurf zu viele Fragen offenlässt und so kontraproduktiv wäre. Dies auch angesichts des Entscheids 
des Bundesverwaltungsgerichts vom Februar 2024, das die drohende Strommangellage im Winter 
2022/2023 als zu wenig belegt ansah. Wir teilen diese Einschätzung und schlagen vor, dass diese 
neue Verordnung erst dann greift, wenn der 4. Schritt der Massnahmen-Kaskade im Fall einer 
Strommangellage bereits umgesetzt wurde.  
 
Die Reservefragen sollten von den Bewirtschaftungsfragen besser getrennt werden. Da mit der nun in 
der UREK-N diskutierten Nachfragereserve hier neue Fakten und Abgrenzungen geschaffen werden, 
empfehlen wir einen neuen Verordnungsentwurf erst aufzulegen, wenn die Gesetzesarbeiten 
abgeschlossen sind. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vorschläge und Anliegen und stehen für Fragen 
gerne zur Verfügung.  
 
Wir stehen für Fragen gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 


        
Dr. Elgin Brunner      Dr. Patrick Hofstetter                                                   
Leiterin Transformational Programmes    Fachgruppenleiter Klima und Energie                         
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Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur 
Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


 
1. Allgemeine Bemerkungen 


Wir unterstützen das Bestreben Massnahmen zu ergreifen, bevor die Stromversorgung 
zusammenbricht. Dass der Bundesrat nun ein angebotsseitiges Instrument zur Abwendung einer 
Strommangellage schaffen will, ist verständlich. Nichtsdestotrotz ist der vorliegende 
Verordnungsentwurf aus unserer Sicht nicht zielführend und gibt nicht die nötigen Marktsignale. Es 
braucht zusätzlich Präzisierungen und Einschränkungen, damit die Reservekraftwerke nicht vorschnell, 
sondern eben rechtzeitig zum Zuge kommen. Anders als bei Produkten, wie Medikamente oder 
Getreide, die einfach in Pflichtlagern gehalten werden können und deren Verwendung keine 
zusätzlichen negativen Externalitäten verursachen, hat der Betrieb der Reservekraftwerke erhebliche 
Umwelt- und Klimaauswirkungen, die nicht einfach rückgängig gemacht werden können und deshalb 
nur unter grösster Vorsicht überhaupt verursacht werden sollen. Ausserdem sollen auch andere 
Stromreservearten mit der vorliegenden Verordnung abgerufen werden und für den Strommarkt 
produzieren können. Schliesslich fordern wir, dass die Reservekraftwerke zwingend erst nach ersten 
Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden dürfen. 


In Anbetracht der zahlreichen produktionsseitigen Massnahmen und Instrumente, die der Bundesrat in 
den letzten zwei Jahren zur Abwendung und Bewältigung einer Strommangellage erlassen hat, fordern 
wir, dass die im Stromgesetz von Volk und Parlament vorgesehene Verbrauchsreserve auch umgesetzt 
wird, was in den Verordnungsentwürfen, die kürzlich in der Vernehmlassung waren, noch nicht so 
vorgesehen war. Der einseitige Fokus auf die Produktionsvergrösserung in der Prävention vor 
Stromengpässen ist teuer, umweltschädlich und unverständlich. Die grossen stromverbrauchenden 
Unternehmen sind ausserordentlich abhängig von einer sicheren Stromversorgung und willens, ihren 
Beitrag dazu zu leisten. Dies sollte der Bund anerkennen, nutzen und entsprechend honorieren. 


 


2. Detailkommentare 


Definition «drohende Strommangellage» 


Wir fordern die genaue Definition, was eine «Strommangellage» bedeutet und wann sie «drohend» oder 
«schwer» ist. Zwar ist die schwere Mangellage im Landesversorgungsgesetz definiert, auf dessen Basis 
der Bundesrat im Dezember 2022 die WResV erliess und dem Reservekraftwerk Birr die Bewilligung 
erteilte. Das Bundesverwaltungsgericht entschied im Nachgang jedoch, dass das UVEK nicht darlegen 
konnte, auf welcher Grundlage die schwere Strommangellage angenommen werden konnte.1 Wir 
erachten es deshalb als äussert wichtig, dass zum jetzigen Zeitpunkt in der Verordnung klar definiert 
wird, was eine Strommangellage ist und wann eine Intervention erforderlich ist.  


 


 
1 BVGer (23.02.2024), Urteil A-1706/2023 vom 19. Februar 2024. Medienmitteilung «Fehlende Voraussetzungen für 
Reservekraftwerk Birr». 
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Art. 1 


Änderungsantrag 


Diese Verordnung gilt für die Reservekraftwerke Wasserkraftreserve, Verbrauchsreserve und die 
ergänzende Reserve nach der Winterreserveverordnung vom 25. Januar 2023 (WResV). 


Begründung 


Aus unserer Sicht ist nur ein Betrieb der Reservekraftwerke für den Strommarkt auf Basis des LVG nicht 
gerechtfertigt. Genau für den Fall einer Strommangellage nach LVG wurden die Reservemöglichkeiten 
in der WResV und mit dem Stromgesetz auch im StromVG geschaffen. Der Bundesrat soll auch im Fall 
einer drohenden Strommangellage die Wasserreserve, die Verbrauchsreserve und die gesamte 
ergänzende Reserve in Betrieb nehmen können. Mit der vorliegenden Vorlage geht es ja darum, eine 
fehlende Markträumung zu verhindern. Wird sie wie angedacht umgesetzt, kämen die 
Reservekraftwerke immer vor den anderen Reservevorkehrungen (Wasser-, Verbrauchs- und weitere 
ergänzende Reserve) zum Einsatz, was aus ökologischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht 
sinnvoll ist. Auch können wir die Begründung für die Ausnahme der Notstromgruppen und WKK-Anlagen 
im erläuternden Bericht nicht nachvollziehen. Betreiber:innen solcher Anlagen werden dafür vergütet, 
dass sie im Fall einer (drohenden) Strommangellage – d.h. im äussersten Notfall – ihre Anlagen dem 
Gesamtsystem zur Verfügung stellen.  


 


Art. 2 Grundsätze 


Änderungsantrag 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder während einer bestehenden 
schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt, falls Schritt 4 der Massnahmen im Fall einer 
Strommangellage bereits umgesetzt wird. 


 


Begründung 


Der Bund hat eine Kaskade von möglichen Massnahmen auf der Verbrauchsseite beschlossen, die bei 
einer Strommangellage umgesetzt wird.2 Erst wenn der 4. Schritt dieser Kaskade zur Umsetzung kommt, 
darf von einer schweren Mangellage ausgegangen werden. Da der Betrieb der Reservekraftwerke 
erhebliche negative Konsequenzen für die Bevölkerung, die Umwelt und das Klima mit sich zieht, ist aus 
unserer Sicht deren Betrieb erst gerechtfertigt, wenn bereits verbrauchssenkende Massnahmen 
umgesetzt sind. 


 


 
2 Generalsekretariat GS-WBF (23.22.2022). Die Massnahmen im Fall einer Strommangellage im Uǆ berblick. 
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041.1-00128: Verordnung über den Betrieb der Resewekraftwerke zur Erzeugung
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage
– Vernehmlassung


Sehr geehrte Damen und Herren


Wir beziehen uns auf die am 21. August 2024 eröffnete Vernehmlassung des WBF/BWL be-
treffend die Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage (nachfolgend: RKVV-Einsatzver-
ordnung) und führen hierzu gerne Folgendes aus:


Einleitende Bemerkungen


1. Die Wettbewerbskommission (WEKO) nimmt gemäss Art. 46 Abs. 2 KG1 Stellung zu Ent-
würfen von wirtschaftsrechtlichen Erlassen des Bundes oder anderen Bundeserlassen, die
den Wettbewerb beeinflussen können. Ihren gesetzmässigen Auftrag wahrnehmend, be-
schränkt sich die WEKO vorliegend auf eine Stellungnahme zu den aus wettbewerblicher Sicht
relevanten Punkten. Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass nicht kommentierte Verord-
nungsbestimmungen aus anderen Überlegungen zu unterstützen oder abzulehnen wären.


2. Die WEKO orientiert sich bei der Beurteilung der geplanten Verordnungsänderungen am
Grundsatz, dass Regulierungen generell wettbewerbsneutral auszugestalten sind. Dies be-
deutet, dass Staatseingriffe nicht ohne zwingendes Erfordernis Marktteilnehmer bevorzugen
oder benachteiligen sollten. Dabei ist insbesondere auf die Technologieneutralität bzw. Tech-


1 Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen vom 6.10.1995 (Kartellgesetz, KG;
SR 251)


Wettbewerbskommission Sekretariat
Haltwylstrasse 4, CH-3003 Bern
Tel. +41 58 462 20 40, Fax +41 58 462 20 53
weko@weka.admin.ch
www.weko.admin.ch







nologieoffenheit von Erlassen und Massnahmen zu achten. Andernfalls besteht die Gefahr,
dass die Verbreitung neuer erwünschter Technologien verunmöglicht wird.


Einsatz der Reservekraftwerke im Falle einer schweren Strommangellage


Antrag:


Der Erlass der RKVV-Einsatzverordnung und die damit einhergehende Verwendung der Re-
servekraftwerke zur Produktion von elektrischer Energie auf dem Strommarkt ist aus wettbe-
werblicher Sicht nur unter der Voraussetzung akzeptierbar, dass regulatorisch sichergestellt
ist, dass deren Betreiber aufgrund solcher Kraftwerkseinsätze keinen Gewinn erzielen können.
Zudem müssen sämtliche die Betriebskosten übersteigenden Gewinne aufgrund des Verkaufs
der von Reservekraftwerken produzierten elektrischen Energie auf dem Strommarkt zuguns-
ten der inländischen Netzkundinnen und Netzkunden verwendet werden, welche die Reserve-
kraftwerke finanziert haben.


Es sei im Anschluss an die Vernehmlassung mit Unterstützung des Bundesamts für Justiz
näher abzuklären, ob die Rechtsgrundlagen auf Gesetzesstufe im LVG2 und im StromVG3 für
den Erlass der in Art. 6 bis 10 der RKW-Einsatzverordnung vorgesehenen Vorgaben ausrei-
chend sind. Sollte dies der Fall sein, sei dies im erläuternden Bericht zur RKW-Einsatzver-
ordnung zu begründen. Sollten die Rechtsgrundlagen im LVG und im StromVG für die rechtli-
che Durchsetzbarkeit der Verpflichtungen in der RKW-Einsatzverordnung nicht genügen oder
sollten hinsichtlich der Gesetzmässigkeit dieser Bestimmungen auf Verordnungsstufe Risiken
bestehen, sei bis zur erforderlichen Anpassung der formalgesetzlichen Grundlagen auf den
Erlass der RKVV-Einsatzverordnung zu verzichten.


In Art. 7 Abs. 2 der RKW-Einsatzverordnung sei festzuhalten, dass die RKW-Betreiber keine
Pauschale für die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft ihrer Anlagen entschädjgt erhalten.4


Begründung:


3. Gemäss dem geltenden Recht sind Reservekraftwerke als ergänzende Reserve Bestand-
teil der in der WResV5 geregelten Stromreserve (vgl. Art. 1 Abs. 2 Bst. b WResV). Die Strom-
reserve steht zum Abruf frei, wenn an der Strombörse für den Folgetag die nachgefragte
Menge Elektrizität das Angebot übersteigt (fehlende Markträumunf, Art. 18 Abs. 1 WResV).
Die Verantwortlichen der Bilanzgruppen, deren Nachfrage nicht gedeckt werden kann, können
ihren Bedarf bei der Swissgrid AG für den Folgetag (day-ahead) anmelden. Die Swissgrid AG
nimmt den Abruf der Reserve diskriminierungsfrei vor , ähnlich wie wenn sie Systemdienstleis-
tungen abruft.7 Die Bilanzgruppen , die einen Abruf veranlasst haben, zahlen der Netzgesell-
schaft den Marktpreis für den Abrufzeitraum und ein Aufgeld analog zum Preis für Ausgleich-
senergie (Art. 21 Abs. 1 WResV). Im erläuternden Bericht zur Revision der WResV vom Okto-


2 Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung vom 17.6.2016 (Landesversorgungsgesetz, LVG;
SR 531)
3 Bundesgesetz über die Stromversorgung vom 23.3.2007 (Stromversorgungsgesetz, StromVG; SR 734.7)
4 Dieser Antrag wird nur für den Fall gestellt, dass die Rechtsgrundlagen im LVG und im StromVG für den Erlass
der RKW-Einsatzverordnung ausreichend sind.
5 Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve für den Winter vom 25.1.2023 (Winterreserveverordnung,
WResV; 734.722).
6 An der Strombörse werden täglich Angebot und Nachfrage für jede Stunde des Folgetags abgeglichen. In aller
Regel gibt es jeweils genügend Angebote, um die Nachfrage decken zu können. In einer Knappheitssituation
kann es jedoch vorkommen, dass für einzelne Stunden die Nachfrage das gesamte Angebot übersteigt. In die-
sem Fall findet eine zweite Auktionsrunde statt, in der die Marktteilnehmer die Gelegenheit haben, zusätzliche
Produktion anzubieten bzw. die Nachfrage zu reduzieren. Sollte in dieser zweiten Runde die Nachfrage für das
Marktgebiet Schweiz immer noch nicht gedeckt werden können (fehlende Markträumung), stünde die Stromre-
sen/e zur Verfügung; vgl. BFE, Erläuterungen zur Verordnung über die Errichtung einer Wasserkraftreserve
(WResV) vom 7.9.2022, S. 8.
7 BFE, Erläuterungen zur Verordnung über die Errichtung einer Wasserkraftreserve (WResV) vom 7.9.2022, S. 8.
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ber 2022 wurde festgehalten, dass Reservekraftwerke (als Teil der ergänzenden Reserve) nur
für die Stromreserve im Einsatz stehen und nicht für den Markt Strom produzieren dürfen .8


4. Vorliegend ist angedacht, dass der Bundesrat im Falle einer schweren Strommangellage,
oder sofern eine solche unmittelbar bevorstehen sollte, eine befristete Verordnung über den
Betrieb von Reservekraftwerken zur Erzeugung von elektrischer Energie im Markt in Kraft set-
zen kann. Gemäss dieser Verordnung sollen die Betreiber der Reservekraftwerke ihre Anlagen
in Betrieb nehmen und den Strom an die nationale Netzgesellschaft Swissgrid AG abtreten.
Die Swissgrid AG soll zur Abnahme und Vermarktung dieser Energie im Schweizer Strom-
markt verpflichtet werden. Die aus den Reservekraftwerken gelieferte Energie ist zum Ver-
brauch in der Schweiz bestimmt. Die Betreiber der Reservekraftwerke (RKW-Betreiber) sollen
für den produzierten Strom analog zu den Vorgaben in Art. 20 m?esv eine Entschädigung
erhalten (Art. 7 Abs. 1 und 2 RKW-Einsatzverordnung). Resultiert aus dem Verkauf der zu-
sätzlichen Energie ein Gewinn , so soll dieser zugunsten der Endkundinnen und Endkunden
mit den Kosten der Stromreserve verrechnet werden (Art. 10 RKW-Einsatzverordnung).


5. Da der Bundesrat bereits bei einer unmittelbar bevorstehenden Strommangellage gestützt
auf das LVG Interventionsmassnahmen anordnen kann, könnte eine Verordnung über den
RKW-Einsatz in Kraft gesetzt werden, bevor die Stromreserve gestützt auf die WResV abruf-
bar ist. Mit dieser zusätzlich angedachten Interventionsmassnahme sollen mögliche Bewirt-
schaftungsmassnahmen in einer Strommangellage abgeschwächt und/oder zeitlich hinausge-
schoben werden. Gemäss den Erläuterungen müsse ein Einsatz der Reservekraftwerke für
den Markt verhältnismässig sein und eine Interessensabwägung vorgenommen werden. Fal-
sche Marktanreize seien zu vermeiden. Marktbasierte Entlastungsmassnahmen (beispiels-
weise freiwilliges Abschalten bei sehr hohen Preisen) dürften nicht verdrängt werden. Die
RKW-Einsatzverordnung werde erst dann zum Einsatz kommen, wenn eine schwere Mangel-
lage, welche die Wirtschaft nicht selbst bewältigen kann , unmittelbar drohe oder bereits be-
stehe.9


6. Somit würde es der Erlass der RKW-Einsatzverordnung ermöglichen, die Reservekraft-
werke bereits vor einer länger andauernden Markträumung und der Anwendbarkeit der
WResV in Betrieb zu setzen, um den Eintritt einer schweren Strommangellage zeitlich hinaus-
zuschieben und/oder einschneidendere Bewirtschaftungsmassnahmen des Bundesrats ge-
stützt auf das LVG in einer schweren Mangellage abzuschwächen. Im Falle einer länger an-
dauernden Markträumung wäre höchstwahrscheinlich bereits zuvor eine schwere Stromman-
gellage eingetreten. In einer solchen Situation hätte der Bundesrat sowohl gestützt auf die
WWF?esV als auch gestützt auf die RKW-Einsatzverordnung die Möglichkeit, Reservekraftwerke
zu nutzen, um zusätzlichen Strom in der Schweiz zugunsten der Inlandversorgung zu produ-
zieren. Es ist davon auszugehen, dass das heutige Regime gestützt auf die WResV in dieser
Situation nicht mehr zur Anwendung käme, da die Reservekraftwerke bereits vorgängig ge-
stützt auf die RKW-Einsatzverordnung in Betrieb gesetzt werden könnten. Eigenständige Be-
deutung hätte die aktuelle Regulierung in der WResV betreffend den Einsatz der Reservekraft-
werke nach Erlass der RKW-Einsatzverordnung nur noch, falls eine Markträumung lediglich in
Bezug auf einzelne Stunden vorliegen würde, ohne dass gleichzeitig die Voraussetzungen für
eine unmittelbar bevorstehende Strommangellage gegeben wären.


7. Die Wettbewerbsbehörderl haben bislang den Standpunkt vertreten, dass die im Rahmen
der Stromreserve im Anwendungsbereich der WResV vorzuhaltenden Reservekapazitäten
nicht auf dem freien Markt veräussert werden dürfen. Ein Einsatz von Reservekraftwerken im
Strommarkt könnte – je nach konkreter regulatorischer Ausgestaltung – zu aus Wettbewerbs-


8 BFE, erläuternder Bericht zur Verordnung über eine Stromreserve für den Winter (Winterreserveverordnung,
WResV) vom Oktober 2022 (nachfolgend: erläuternder Bericht in der Vernehmlassung zur WResV 2022), S. 2
9 Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer
schweren Strommangellage, erläuternder Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens vom 21.8.2024
(nachfolgend: erläuternder Bericht zur RKW-Einsatzverordnung), S. 3.
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sicht nicht hinnehmbaren neuen Verzerrungen in den Märkten für Stromproduktion, -handel
und -versorgung führen.


8. Die Vorhaltung durch die Betreiber von Reservekraftwerken im Rahmen der Stromreserve
wird diesen gemäss dem Regime in der WF?esVmit dem Erlös für die Teilnahme an der Strom-
reserve abgegolten (vgl. Art. 8 Abs. 3 Bst. a und Art. 10 WResV). Die EICom bezifferte in ihrem
Bericht vom 30. November 2021 zuhanden des Bundesrats («Konzept Spitzenlast-Gaskraft-
werk zur Sicherstellung der Netzsicherheit in ausserordentlichen Notsituationen») die mittel-
fristigen Investitionskosten für die Reserve-Gaskraftwerke auf insgesamt maximal rund
700 Mio. bis 900 Mio. Franken, sofern von einer Leistung von insgesamt bis zu 1000 MW
ausgegangen wird.10 Der Bau von neuen Reservekraftwerken wird insofern von allen Netznut-
zerinnen und Netznutzern in der Schweiz vorfinanziert. Ohne diese finanzielle Unterstützung
könnten neu erstellte Reservekraftwerke im Falle einer unmittelbar bevorstehenden schweren
Mangellage keinen Strom produzieren; sie wären ohne diese finanzielle Unterstützung gar
nicht erst gebaut worden . Gestützt auf die WResV haben die RKW-Betreiber zudem eine Ga-
rantie, dass sämtliche ihrer Produktionskosten beim Abruf von Strom gedeckt sind (vgl. Art. 20
WResV)


9. Inländische Konkurrentinnen in den Märkten für Stromproduktion erhalten gestützt auf die
WResV keine zusätzliche finanzielle Entschädigung und haben keine vergleichbaren Kosten-
deckungsgarantien wie die Betreiber von Reservekraftwerken. Allerdings wird der Bau von
inländischen erneuerbaren Produktionskapazitäten gestützt auf die Energiegesetzgebung des
Bundes mit finanziellen Unterstützungsleistungen wie der kostendeckenden Einspeisevergü-
tung, Investitionsbeiträgen und künftig der gleitenden Marktprämie gefördert. Dabei werden
bereits aktuell teils bis zu 60 Prozent der anfallenden Investitionskosten nach der Inbetrieb-
nahme der Anlagen vergütet.11 Dies wird über den Netzzuschlagsfonds von den Netznutzerin-
nen und Netznutzern in der Schweiz finanziert. Insofern sind die Märkte für Stromproduktion,
-handel und -versorgung aufgrund der geltenden Regulierungsvorgaben bereits heute stark
verzerrt. Davon profitieren in erster Linie die inländischen Produzenten von erneuerbaren
Energien. Aufgrund weiterer vom Parlament beschlossener Änderungen im Bundesgesetz
über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (sog. «Mantelerlass») werden
inländische Produktionsanlagen von erneuerbaren Energien künftig zu Lasten der Endkundin-
nen und Endkunden zusätzlich finanziell gefördert.12


10. Falls eine Mangellage unmittelbar bevorsteht und gestützt auf die RKW-Einsatzverord-
nung die von den Netzkunden finanzierten Reservekraftwerke Strom für den Markt produzie-
ren, werden die Preise angesichts des beschränkten Angebots voraussichtlich sehr hoch sein.
Das zusätzliche Angebot aufgrund der Produktion der Reservekraftwerke könnte daher in die-
ser Situation einen preisdämpfenden Effekt auf die Strompreise haben, wodurch andere Ak-
teurinnen auf den Strommärkten ihre Produkte allenfalls zu einem entsprechend tieferen Preis
absetzen würden. Insofern könnte der zeitlich vorgeschobene Einsatz der Reservekraftwerke
und die Veräusserung des abgerufenen Stroms auf dem Markt in einer solchen Konstellation
dazu führen, dass die Gewinne anderer Akteure auf den Strommärkten etwas geringfügiger
ausfallen werden.


11 . Zudem ist aus Wettbewerbssicht zu berücksichtigen, dass die Inbetriebsetzung der Reser-
vekraftwerke gestützt auf die RKW-Einsatzverordnung dazu führen wird, dass weitere ein-
schneidendere Bewirtschaftungsmassnahmen zum Nachteil der Endkundinnen und Endkun-
den und weiterer Akteurinnen auf den Strommärkten (z. B. Verbrauchsreduktionen für be-


10 Erläuternder Bericht in der Vernehmlassung zur WResV 2022, S. 3.
11 Vgl. z.B. Art. 19 ff., Art. 25 Abs. 3, Art. 26 Abs. 3, Art. 27 Abs. 2, Art. 27a Abs. 2, Art. 27b Abs. 2, Art. 33 Abs. 1
und 53 Abs. 2 des Energiegesetzes vom 30.9.2016 (EnG; SR 730.0).
12 Vgl. Bundesgesetz über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien vom 29.9.2023 (Änderung-
des Energiegesetzes und des Stromversorgungsgesetzes), Schlussabstimmungstext; https://www.parla-
ment.ch/centers/eparl/curia/2021 /20210047/Schlussabstimmungstextc7,201'7,20SN%20D.pdf (1 5.11.2024).
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stimmte Verwendungszwecke, Kontingentierungen und Netzabschaltungen) gestützt auf das
LVG zur Verhinderung oder Beseitigung einer Mangellage zeitlich hinausgeschoben oder ab-
geschwächt werden könnten. Dadurch würden sich die mit Bewirtschaftungsmassnahmen ein-
hergehenden Wettbewerbsverzerrungen entsprechend reduzieren und der volkswirtschaftli-
che Schaden im Falle der Anordnung solcher Massnahmen würde geringfügiger ausfallen. Zu
berücksichtigen ist weiter, dass die Betreiber der Reservekraftwerke gestützt auf die RKVV-
Einsatzverordnung aufgrund der Produktion ihrer Anlagen für den Strommarkt keinen Gewinn
erzielen sollen (vgl. Art. 10 RKW-Einsatzverordnung). Vielmehr sollen die Erträge, welche die
Produktionskosten übersteigen, die Kosten der Netznutzerinnen und Netznutzer für die Strom-
reserve senken. Dass von den Endkundinnen und Endkunden vorfinanzierte Reservekraft-
werke im Falle einer unmittelbar bevorstehenden schweren Mangellage eingesetzt werden
sollen, um noch weitergehende Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern und den volkswirt-
schaftlichen Schaden zu reduzieren, ist grundsätzlich nachvollziehbar.


12. Aus wettbewerblicher Sicht ist die vorgesehene Konzeption in der RWK-Einsatzverord-
nung vor diesem Hintergrund nur akzeptierbar, wenn aufgrund hinreichender Rechtsgrundla-
gen im L VG und im StromVG sichergestellt ist, dass die RKW-Betreiber aufgrund des vorzei-
tigen Abrufs aus ihren Kraftwerken keinen Gewinn erzielen können. Zudem muss auf Geset-
zesebene gewährleistet sein, dass sämtliche die Betriebskosten der Reservekraftwerke
übersteigenden Beträge kostenmindernd zugunsten der diese vorfinanzierenden Netzkundin-
nen und Netzkunden eingesetzt werden. Daher sollte im Anschluss an die Vernehmlassung
mit Unterstützung des Bundesamts für Justiz näher abgeklärt werden, ob die Rechtsgrundla-
gen im LVG und StromVG für den Erlass der in Art. 6 bis 10 der RKW-Einsatzverordnung
angedachten Vorgaben ausreichend sind. Wenn Zweifel darüber bestehen, ob sich die ge-
wünschte Interventionsmassnahme unter diesen Voraussetzungen auf bestehende formalge-
setzliche Grundlagen stützen lässt, sollte aus wettbewerblicher Sicht auf die Inkraftsetzung
RKW-Einsatzverordnung bis zum Erlass der für die Durchsetzung erforderlichen Gesetzesbe-
stimmungen verzichtet werden.


13. Im Fall einer unmittelbar drohenden oder bereits bestehenden schweren Mangellage kann
der Bundesrat zeitlich begrenzte wirtschaftliche Interventionsmassnahmen ergreifen, um die
Versorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen sicherzustellen (Art. 31 Abs. 1
LVG). In Bezug auf lebensnotwendige Güter – bei Strom, der einheitlich bepreist werden soll,
handelt es sich um eine solches Gut (vgl. Art. 4 Abs. 2 Bst. a LVG) – kann der Bundesrat
gemäss Art. 31 Abs. 2 LVG etwa Vorschriften erlassen über die Beschaffung, Zuteilung, Ver-
wendung und den Verbrauch (Bst. a). Gemäss Art. 33 Abs. 2 LVG kann der Bundesrat für
solche Güter Vorschriften über die Begrenzung von Margen erlassen . Hingegen hat der Bun-
desrat gestützt auf diese Bestimmungen im LVG keine Befugnisse, Vorgaben über die Höhe
der Bepreisung von lebensnotwendigen Gütern zu erlassen.


14. Sofern gestützt auf die Rechtsgrundlagen im LVG und im StromVG nicht gewährleistet ist,
dass die angedachte Konzeption in der RKW-Einsatzverordnung im Streitfall rechtlich durch-
gesetzt werden kann, besteht ein Risiko für aus Wettbewerbssicht nicht hinnehmbare zusätz-
liche Marktverzerrungen zugunsten der RKVV-Betreiber. Es ist nicht ausgeschlossen, dass ein
RKW-Betreiber gegen die Einbehaltung des Gewinns für den Verkauf von Strom aus seinem
Kraftwerk bei der Swissgrid AG und die Verwendung des Gewinns zur Reduktion der Kosten
für die Stromreserve Beschwerde erheben wird. Vor der definitiven Beschlussfassung über die
RKW-Einsatzverordnung im Bundesrat muss daher rechtlich fundiert geklärt werden, ob auf
Verordnungsstufe die Gewinne aufgrund des Verkaufs des Stroms am Markt anderen Akteu-
ren als den RKW-Betreibern zugesprochen werden können. Zudem erscheint es fraglich, ob
Gewinne oder Verluste aufgrund der Veräusserung von Strom gestützt auf die RKW-
Einsatzverordnung mit den Kosten für die Stromreserve verrechnet und in das Netznutzungs-
entgelt eingerechnet werden können. Dies müsste sich auf die formalgesetzlichen Rechts-
grundlagen im StromVG stützen lassen. Zurzeit finden sich in den Erläuterungen zur RKW-
Einsatzverordnung keinerlei Ausführungen zur Gesetzmässigkeit der geplanten Bestimmun-
gen auf Verordnungsstufe.
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15. In Art. 7 Abs. 2 der RKW-Einsatzverordnung ist festgehalten, dass Art. 20 Abs. 3 und 4
WResV analog zur Anwendung gelangen sollen. Gemäss dieser Bestimmung werden den
RKW-Betreibern mit der Abrufentschädigung folgende Kosten vergütet: die einsatzabhängigen
Kosten des Betriebs, etwa die Kosten für den Einsatz des Personals und das für den Betrieb
benötIgte Wasser, sowie eine Pauschale für die Tage, an denen die Anlagen in Betriebsbe-
reitschaft sein müssen. Vor diesem Hintergrund stellt sich aus Sicht der Rechtsanwendung die
Frage, ob der Bundesrat gestützt auf das LVG befugt ist, die Höhe der Entschädigung der
RKW-Betreiber für den abgerufenen Strom (als lebenswichtiges Gut in einer Strommangel-
lage) analog der Vorgaben in der WResV zu regeln, wie dies in der RKW-Ersatzverordnung
zurzeit angedacht ist.


16. RKVV-Bertreiber können nur im Rahmen von Art. 38 LVG entschädigt werden. Daher ist es
fraglich, ob gestützt auf das LVG den Betreibern der Reservekraftwerke eine Pauschale für
die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft ihrer Anlagen zugesprochen werden kann; die be-
treffenden Aufwände werden den RKVV-Betreibern bereits aufgrund ihrer Teilnahme an der
Stromreserve entschädigt (vgl. Art. 10 Abs. 4 WResV sowie vorne, Rz 4). Insofern erscheint
es zweifelhaft, ob diese Unternehmen einen gewichtigen nicht zumutbaren Nachteil erleiden
würden, falls sie gestützt auf die RKW-Einsatzverordnung keine erneute Entschädigung für die
Reservevorhaltung erhalten sollten (vgl. Art. 38 Abs. 1 Bst. b LVG). Generell stellt sich die
Frage, ob gestützt auf das LVG die Bezahlung bestimmter Kosten zugunsten der Betreiber der
Reservekraftwerke auf Verordnungsstufe verankert werden kann. Eine solche Mehrfachbelas-
tung der Endkundinnen und Endkunden für dieselbe Tätigkeit würde zu neuen Ineffizienzen
und zusätzlichen Verzerrungen führen.


Preis für die Lieferung von Strom aus Reservekraftwerken, der von der Swissgrid AG
vermarktet wird


Antrag:


Es sei in einer zusätzlichen Bestimmung in der RKW-Einsatzverordnung hinreichend zu ver-
ankern , dass der von der Swissgrid AG zu vermarktende Strom aus Reservekraftwerken mit-
tels Auktionen oder anderer geeigneter wettbewerbsorientierter Preisbildungsverfahren zu
veräussern ist.13


Begründung:


17. Gemäss den Erläuterungen werde die Swissgrid AG die gestützt auf die RKVV-Einsatzver-
ordnung von den Reservekraftwerken produzierte Energie im und für den Schweizer Markt
vermarkten. Die Vermarktung erfolge mittels AuktIonen. Mit Auktionen seien sowohl die be-
kannten Auktionsformen (z. B. Börse) als auch durch die Swissgrid AG speziell organisierte
Auktionen (OTC-Geschäfte) gemeint. Auktionen würden dazu führen, dass der Markt den
Preis für die zusätzlich verfügbare Energie bestimme. Solange der Strommarkt noch funktio-
niert, soll nicht in die Preisbildung eingegriffen werden. Die Swissgrid AG verfüge über das
Know-how um solche Verkäufe abzuwickeln.14


18. Aus Wettbewerbssicht ist es grundsätzlich zu begrüssen, dass für die Veräusserung von
auf dem Markt via Swissgrid AG zur Verfügung gestellter Energie Auktionen durchgeführt wer-
den sollen. Damit wird auch in einer angespannten Versorgungslage sichergestellt, dass der
Preis unter Wettbewerbsbedingungen zu Stande kommt. Allerdings besteht bislang basierend
auf dem vorliegenden Verordnungsentwurf keine Rechtsgrundlage, welche eine entspre-
chende Verpflichtung der Swissgrid AG vorsehen würde. Die WEKO beantragt daher, dass die
Ausführungen in den Erläuterungen betreffend Gewährleistung der wettbewerbs-orientierten


13 Dieser Antrag wird nur für den Fall gestellt, dass die Rechtsgrundlagen im LVG und im StromVG für den Erlass
der RKW-Einsatzverordnung ausreichend sind.
14 Erläuternder Bericht, S. 6.
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Preisfestsetzung mittels Auktionen oder anderer geeigneter wettbewerbsorientierter Preisbil-
dungsverfahren hinreichend in der RKW-Einsatzverordnung verankert werden.


19. Ohne eine ausdrückliche Verankerung im Verordnungsrecht wäre diese Verpflichtung ge-
genüber der Swissgrid AG rechtlich nicht durchsetzbar und wettbewerbsorientierte Preise für
den von den Reservekraftwerken produzierten Strom könnten nicht gewährleistet werden.


Wir bedanken uns für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung dieser Anliegen.


Mit freundlichen Grüssen


Wettbewerbskommission


h... )\.h5bloÜ 93
Dr. Laura Melusine Baudenbacher
Präsidentin


Prof. Dr. Patrik Ducrey
Direktor
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Vernehmlassungsverfahren bezüglich der Verordnung über den Betrieb 


der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt 


in einer schweren Strommangellage 


 


Sehr geehrte Damen und Herren  


 


Die Schweizer Ziegeleiunternehmen stellen Backsteine und Dachziegel für die Schwei-


zer Bauwirtschaft her und decken den Inlandbedarf weitestgehend ab. Des Weiteren ist 


auch der Bereich Feinkeramik Teil des Verbandes, wobei dieser Hersteller der einzige 


international tätige Produzent von Sanitärkeramik in der Schweiz darstellt. Bei den Zie-


geleiunternehmen handelt es sich um typische kleinere Familienunternehmen, welche 


teilweise seit über 150 Jahren Ziegeleiprodukte herstellen. Die Herstellung von Back-


steinen und Dachziegeln ist ein energieintensiver Produktionsprozess und daher auf 


eine stabile und ausreichende Versorgung mit Strom und Gas angewiesen. Unsere In-


dustrie wäre folglich von einer Mangellage im Energiebereich entsprechend früh und 


schwerwiegend betroffen, weshalb eine gesicherte Energieversorgung für uns essenzi-


ell ist. 


 


Gerne nehmen wir zu der obengenannten Vorlage wie folgt Stellung: 


 


 


Ziegelindustrie Schweiz erachtet den Ansatz, dass neben einer ergänzenden Re-


serve mit Reservekraftwerken, WKK-Anlagen und Notstromgruppen das Einsatzge-


biet der Reservekraftwerke erweitert wird, als sinnvoll. In Anbetracht einer möglicher-


weise unsicheren Versorgungslage und der grossen Bedeutung einer sicheren 


Stromversorgung für die produzierende Schweizer Industrie erachten wir eine 


Das Wichtigste in Kürze 


 


• Der Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke ist klar zu definieren.  


• Die Reservekraftwerke sollen zum Einsatz kommen, bevor der Bundesrat zu ein-


schneidenden Massnahmen wie Verbote und Verbrauchseinschränkungen sowie 


Kontingentierungen greift und zur frühzeitigen Abwendung ebensolcher Massnah-


men.  



mailto:energie@bwl.admin.ch
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möglichst grosse Ausweitung der teilnehmenden Akteure an der Stromreserve für kri-


tische Versorgungssituationen als notwendig. Wichtig ist dabei aus Sicht der produ-


zierenden Industrie nach wie vor, dass die Nachfragereduktion nicht fakultativ, son-


dern als ebenwürdiger Teil der Stromreserve verbindlich aufgenommen wird. 


 


Reservekraftwerke zur Abwendung von volkswirtschaftlichen Schäden  


frühzeitig nutzen 


Gemäss Art. 2 Abs. 1 des vorliegenden Entwurfs der Verordnung über den Betrieb 


der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar dro-


henden oder während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie 


für den Markt» erzeugen. Das Landesversorgungsgesetz definiert eine «schwere 


Mangellage» mit der nachfolgenden Definition nur unpräzise: «erhebliche Gefähr-


dung der wirtschaftlichen Landesversorgung mit unmittelbar drohenden, grossen 


volkswirtschaftlichen Schäden oder erhebliche Störung der wirtschaftlichen Landes-


versorgung» (Art. 2 Bst. b LVG). Somit ist der Einsatzzeitpunkt der Reservekraft-


werke nicht eindeutig definiert. Es ist aber äusserst wichtig, dass die Verordnung klar 


regelt, wie eine unmittelbar drohende Mangellage definiert ist und welche Vorausset-


zungen erfüllt sein müssen, damit die Massnahme auf der Grundlage der vorliegen-


den Verordnung angeordnet werden kann. 


 


Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 aus, dass hohe Preise kein ausreichender 


Hinweis für eine drohende Mangellage seien. Zusätzlich wird auf Seite 3 erwähnt, 


dass «die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit Verbrauchslenkungs-


massnahmen eingesetzt werden können». Sowohl die aktuelle Definition in der Ver-


ordnung als auch der Wortlaut des Erläuterungsberichts mit der Formulierung 


«grundsätzlich» ist unklar und lässt viel Interpretationsspielraum zu. Darüber hinaus 


bleibt unklar, ob mit «Verbrauchslenkungsmassnahmen» Sparapelle, Verbrauchsein-


schränkungen oder Kontingentierungen gemeint sind. Aus diesem Grund erachten 


wir eine Anpassung und Ergänzung von Art. 2 des vorliegenden Verordnungsentwurf 


als erforderlich.  


 


Antrag Art. 2 Abs. 1 (Änderung und Ergänzung) 
1 Die Reservekraftwerke erzeugen bereits bei einer unmittelbar drohenden oder und 


während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt. 


 
1bis Die Reservekraftwerke erzeugen elektrische Energie für den Markt bevor der Bun-


desrat Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende  


Massnahmen ergreift.  


 
2 […] 


 


Begründung:  


Aus Sicht von Ziegelindustrie Schweiz sollten die Reservekraftwerke – gemessen an 


der Eskalationskaskade von OSTRAL – möglichst früh zur Anwendung gelangen, um 


schwere volkswirtschaftliche Beeinträchtigungen und Schäden abzuwenden. Als 


schwere volkswirtschaftliche Schäden und Beeinträchtigungen sind aus unserer Sicht 


auch Kontingentierungsmassnahmen oder andere verbrauchseinschränkende, ho-


heitliche Massnahmen zu sehen. Aus diesem Grund ist der Bundesrat angehalten 



https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/308/de#art_2
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solch einschneidende Massnahmen nach Möglichkeit zu vermeiden. Daher schlagen 


wir vor Art. 2 entsprechend anzupassen und Reservekraftwerke bereits bei fehlender 


Markträumung – analog der Definition im Rahmen der Winterreserveverordnung 


(WResV) – und damit bereits ab Bereitschaftsgrad 2 nicht nur als ergänzende Re-


serve einzusetzen, sondern zusätzlich für den Markt einzusetzen, noch bevor der 


Bundesrat zu den Bereitschaftsgraden 3 und 4 und damit zu Kontingentierungen und 


verbrauchseinschränkenden Massnahmen übergeht. Damit können auch auftretende, 


schwerwiegende Engpässe überbrückt und drohende Mangellagen bereits frühzeitig 


abgewendet werden, noch bevor es zu Massnahmen kommt, die für die Volkswirt-


schaft schädlich sind. Darüber hinaus dürfte ein frühzeitiger Einsatz der Reservekraft-


werke mitunter den zeitlichen Handlungsspielraum für Bundesrat und Wirtschaft zur 


Abwendung von schweren Mangellagen erhöhen.  
 


Für die wohlwollende Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen viel-


mals. 


 


 


Freundliche Grüsse 


Ziegelindustrie Schweiz 


 


 


 


 


 


Michael Fritsche  Benjamin Schmid 


Präsident      Geschäftsführer 
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Vernehmlassung zum Betrieb von Reservekraftwerken in einer Strommangellage 


 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit uns im Rahmen des oben erwähnten Vernehmlassungsverfah-
rens zur geplanten erweiterten Einsatzmöglichkeit für die Reservekraftwerke äussern zu können. 
 
Die Aargauische Industrie- und Handelskammer (AIHK) ist die Stimme der Aargauer Wirtschaft in Poli-
tik und Gesellschaft und setzt sich für gute unternehmerische Rahmenbedingungen ein. Gleichzeitig 
beraten und begleiten wir unsere Mitgliedfirmen und bieten ihnen verschiedene Dienstleistungen wie 
Rechts- und Exportberatung, Netzwerkveranstaltungen und Seminare an. Unsere mehr als 2100 Mit-
gliedfirmen beschäftigen rund ein Drittel der Arbeitnehmenden im Kanton. 
 
Die AIHK begrüsst, dass sich der Bund mit der vorliegenden Vorlage für die Stärkung der Versorgungs-
sicherheit engagiert. Aus Wirtschaftssicht ist es im Grundsatz sehr erstrebenswert, dass Reservekraft-
werke bei einer drohenden Strommangellage künftig (noch) flexibler eingesetzt werden können. Letzt-
lich entspricht es einer Forderung der AIHK, dass sämtliche zur Verfügung stehenden Mittel ausge-
schöpft werden, um im Falle einer drohenden Mangellage die damit verbundenen negativen volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen auf den Werkplatz Schweiz abzuwenden. 
 
Mit der vorgeschlagenen Lösung sind wir jedoch insofern nicht einverstanden, als dass Swissgrid – als 
nationale Netzbetreibergesellschaft – in dieser Variante eine nur unscharf umrissene Rolle als Marktak-
teur zukommt. Dies ist unserer Ansicht nach nur schwer mit dem sogenannten Grundsatz des Unbund-
lings, also der Entflechtung von Netzbetreiber und Energieversorger, zu vereinbaren. Insofern könnten 
sich durch die vorgeschlagene Lösung einerseits Probleme bei den laufenden Verhandlungen über ein 
Stromabkommen mit der Europäischen Union ergeben, andererseits sind Marktverzerrungen zu be-
fürchten. Aus diesem Grund ist – sofern Swissgrid weiterhin eine Marktakteurrolle zufallen soll – eine 







Aktiv für die Unternehmen 
www.aihk.ch 


Entfelderstrasse 11, Postfach, CH-5001 Aarau, +41 (0)62 837 18 18, info@aihk.ch 


Präzisierung der Regeln anzustreben hinsichtlich der Einsatzindikatoren («wann kommen sie zum Ein-
satz») sowie der Einsatzdauer («wann endet der Einsatz») der Reservekraftwerke. 
 
Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei Rückfragen 
gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
AARGAUISCHE INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER 
Geschäftsstelle 
 
 
 
Beat Bechtold Philippe Tschopp 
Direktor Juristischer Mitarbeiter 
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aeesuisse ▪ Falkenplatz 11 ▪ 3012 Bern 


 
Departement für Wirtschaft,  
Bildung und Forschung WBF, 
Bundesamt für wirtschaftliche  
Landesversorgung, BWL  


 


Per Mail: energie@bwl.admin.ch  


 


 


Bern, 21. November 2024 


 
Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den 
Markt in einer schweren Strommangellage 
 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zur Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren 
Strommangellage. 


 


Allgemeine Information zur aeesuisse 


Als Dachverband der Wirtschaft für erneuerbare Energien und Energieeffizienz vertreten wir die 
Interessen von 40 Branchenverbänden und damit rund 42'500 Unternehmen in der Schweiz, die in 
den Bereichen erneuerbare Energien und Energieeffizienz engagiert sind. In ihrem Sinne stehen 
wir ein für eine fortschrittliche und nachhaltige Energie- und Klimapolitik. Wir unterstützen den 
Bundesrat in seinem Netto-Null-Emissionsziel bis 2050 und wir treten ein für eine konsequente 
und beschleunigte Umsetzung der Energiestrategie 2050. 
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Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke: Gemäss Art. 2 Abs. 1 der vorliegenden Verordnung 
sollen die Reservekraftwerke «bei einer unmittelbar drohenden oder während einer bestehenden 
schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt» erzeugen. Es fehlen klare Kriterien, wann 
eine solche Lage droht bzw. eingetreten ist. Im Erläuterungsbericht wird auf Seite 4 darauf hinge-
wiesen, dass hohe Preise als Hinweis nicht ausreichen. Das Landesversorgungsgesetz definiert 
unter Art. 2 Bst. b eine «schwere Mangellage» nicht sehr präzise als «erhebliche Gefährdung der 
wirtschaftlichen Landesversorgung mit unmittelbar drohenden, grossen volkswirtschaftlichen 
Schäden oder erhebliche Störung der wirtschaftlichen Landesversorgung». Auf Seite 2 wird 
zudem festgehalten, dass «die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig mit 
Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden können». Insofern ist nicht nur der 
Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke durch diese Verordnung unklar definiert, sondern auch 
wer diese unmittelbar drohende oder bestehende schwere Mangellage im Rahmen dieser 
Verordnung deklariert. Die zusätzlich produzierte Energie kann die Strommarktpreise senken, was 
das FAQ zur Vernehmlassung auf Seite 1 ebenfalls ausführt: «Der Einsatz der Reservekraftwerke 
für den Strommarkt ist neben den damit verbundenen Umweltauswirkungen auch mit 
Wettbewerbsverzerrungen verbunden.» Insofern erleiden die privat getätigten Investitionen in 
Kraftwerke aufgrund der gesunkenen Strommarktpreise Erlöseinbussen, was die 
Investitionssicherheit mindert. Auch schwächen sich bei tieferen Strommarktpreisen wichtige 
Anreize zur Nachfragereduktion bzw. -verschiebung ab. Auch diesen Effekt umschreibt das FAQ 
auf Seite 3: «Falsche Marktanreize sollen vermieden werden. Marktbasierte 
Entlastungsmassnahmen (beispielsweise freiwilliges Abschalten bei sehr hohen Preisen) sollen 
nicht verdrängt werden.»  Der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke stellt jedoch eindeutig eine 
Verzerrung des Marktes dar. Es müssen deshalb klare Kriterien in Abs. 1 und 3 (neu) definiert 
werden, wann der vorzeitige Abruf der Reservekraftwerke angeordnet werden kann. Insbesondere 
müssen die Abfolge der unterschiedlichen Massnahmen (OSTRAL, WResV, Verordnung über den 
Betrieb der Reservekraftwerke) klar geregelt sein. Aus Sicht der aeesuisse bietet sich der 
OSTRAL-Bereitschaftsgrad 3 als passender Indikator für eine schwere Mangellage an. Es darf 
zudem nicht sein, dass CO2-intensive Reservekraftwerke vor Abruf der Wasserkraftreserve in 
Betrieb genommen werden. 


Europarechtliche Konformität: Die europarechtliche Konformität der vernehmlassten Vorlage ist 
insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Verhandlung des Stromabkommens zu 
überprüfen. Der Erläuterungsbericht enthält im Gegensatz zu anderen Erläuterungsberichten (z.B. 
zur WResV) keinen Abschnitt zum «Verhältnis zu EU-Recht». Gemäss Artikel 22 Abs. 2 Bst. a der 
EU-Verordnung 2019/943 über den Elektrizitätsbinnenmarkt dürfen die Ressourcen der 
strategischen Reserven nur für den Dispatch genutzt werden, «wenn die 
Übertragungsnetzbetreiber voraussichtlich ihre Regelreserveressourcen ausschöpfen, um 
Angebot und Nachfrage ins Gleichgewicht zu bringen.» Zudem dürfen laut Art. 16 der EU-
Verordnung 2019/941 über die Risikovorsorge im Elektrizitätssektor nicht marktbasierte 
Massnahmen «in Stromversorgungskrisen nur als letztes Mittel eingesetzt werden, wenn alle 
marktbasierten Optionen ausgeschöpft sind oder wenn sich eine weitere Verschlechterung der 
Stromversorgung mit marktbasierten Maßnahmen allein offensichtlich nicht verhindern lässt.» 
Insofern müsste abgeklärt werden, inwiefern die Vernehmlassungsvorlage die EU-Vorgaben erfüllt. 
So will auch Art. 3 Bst. c der Vernehmlassungsvorlage die Entflechtungsvorschriften der 
Netzgesellschaft Swissgrid für nicht anwendbar erklären, was wiederum Art. 45 der EU-Richtlinie 



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0943#d1e2869-54-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0943#d1e2869-54-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0941#d1e1424-1-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0941#d1e1424-1-1

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0944#d1e3837-125-1
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2019/944 mit Vorschriften über den Elektrizitätsbinnenmarkt widerspricht. Des Weiteren dürfen 
laut Art. 22 Abs. 2 Bst. d der EU-Verordnung 2019/943 die Ressourcen der strategischen Reserve 
nicht von Stromhandelsmärkten oder Regelreservemärkten vergütet werden, was gemäss 
bestehendem Art. 11 Abs. 2 der WResV zumindest ausserhalb der Verfügbarkeitsperiode der Fall 
ist. Damit ein dringend benötigtes Stromabkommen mit der EU realisiert werden kann, bitten wir 
um umfassende Prüfung der Vernehmlassungsvorlage auf EU-Konformität. 


 


Artikelweise Änderungsanträge 
 


Antrag – Art. 2 – Grundsätze 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder während einer 
bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für den Markt zur Deckung des 
inländischen Bedarfs. Voraussetzung für den Abruf der Reservekraftwerke ist die 
vorgängige Anordnung verbrauchsseitiger Massnahmen durch den Bundesrat. 


3 (neu) Eine unmittelbar drohende Mangellage ist gegeben, wenn die wirtschaftliche 
Landesversorgung des Bundes dem Bundesrat die Inkraftsetzung der 
Bewirtschaftungsverordnungen Elektrizität (BVO) beantragt (Bereitschaftsgrad 3). 


 


Begründung des Antrags: 


Abs. 1: Es fehlen klare Kriterien, wann es sich um eine unmittelbar drohende oder eine bestehende 
schwere Mangellage handelt. Der frühzeitige Einsatz der Reservekraftwerke führt in einem noch 
funktionierenden Markt zu Marktverzerrungen. Insbesondere werden dann aufgrund des grösseren 
Angebots die Anreize hoher Marktpreise zur Nachfragereduktion reduziert. 


Abs. 3: Die Organisation für Stromversorgung in ausserordentlichen Lagen (OSTRAL) 
unterscheidet zwischen vier Bereitschaftsgraden (siehe Grundlageinformationen ab Seite 14). Der 
Erläuterungsbericht erwähnt auf Seite 2, dass «die Reservekraftwerke grundsätzlich gleichzeitig 
mit Verbrauchslenkungsmassnahmen eingesetzt werden können». Diese Definition mit dem Zusatz 
«grundsätzlich» lässt sehr viel Interpretationsspielraum offen. Es ist insbesondere unzureichend 
definiert, ob unter Verbrauchslenkungsmassnahmen bereits Sparapelle oder erst Kontingentierung 
verstanden werden. Mit dem neuen Absatz 3 soll eindeutig definiert werden, ab wann die 
Reservekraftwerke im Falle einer unmittelbar drohenden Mangellage betrieben werden können. 


 


 


Antrag – Art. 3 – Nichtanwendbarkeit von Bestimmungen anderer Erlasse 


Folgende Bestimmungen sind nicht anwendbar: 


a. Artikel 11 Absätze 1 und 2bis und 18 WResV; 


b. Anhang 2 Ziffern 834 und 836 Absatz 1 der Luftreinhalte-Verordnung vom 16. 
Dezember 1985; 


c. Artikel 18 Absatz 6 des Stromversorgungsgesetzes vom 23. März 2007. 


 



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0944#d1e3837-125-1

https://www.ostral.ch/de/media/2784/download
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Begründung des Antrags: 


Buchstabe c führt zu einer Erweiterung der Kompetenzen der Swissgrid. Swissgrid wird faktisch 
als Betreiberin von Kraftwerken definiert und kann Energiehandel betreiben (wenn auch nur 
vorübergehend). Dies widerspricht Art. 45 der EU-Richtlinie 2019/944 mit Vorschriften über den 
Elektrizitätsbinnenmarkt. 


 


 


Antrag – Art. 6 – Betriebsbereitschaft, Vermarktung und Lieferung 


3 Die nationale Netzgesellschaft vermarktet die elektrische Energie mittels Auktionen im 
Schweizer Strommarkt und ruft sie bei den Betreibern entsprechend deren Meldungen zur 
Verfügbarkeit ab weist die Betreiber entsprechend deren Meldungen zur Verfügbarkeit 
an, dem Schweizer Strommarkt die notwendige Energie zur Verfügung zu stellen. 


4 Die Betreiber müssen vermarkten die abgerufene elektrische Energie der über ihre 
Bilanzgruppe der nationalen Netzgesellschaft liefern. Die gelieferte elektrische Energie ist zum 
Verbrauch im Inland bestimmt. 


 


Begründung des Antrags: 


Abs. 3: Speziell organisierte Auktionen in Form von OTC-Geschäften dürften eine Diskriminierung 
inklusive allfälligen Umverteilungseffekten und aufgrund geringerer erwarteter Teilnahme eine 
volkswirtschaftliche Ineffizienz aufweisen. Wir beantragen mindestens die Anpassung des 
Erläuterungsberichts auf Seite 6: «Es sind sowohl die bekannten Auktionsformen (Börse z.B.) als 
auch durch Swissgrid speziell organisierte Auktionen möglich (OTC-Geschäfte).“ 


Abs. 4: Der europäische Strommarkt ist eng vernetzt. Der in Absatz 4 vorgesehene Nachweis des 
Verbrauchs im Inland ist gar nicht möglich. Zudem sind die Märkte – insbesondere bei einer 
Mangellage – auf hohe Flexibilität angewiesen. Wohin eine bestimmte Stromlieferung letztlich 
fliesst, ist dabei nicht nachvollziehbar. Der Versuch, eine Inlandsvorgabe umzusetzen, würde den 
Handlungsspielraum der Akteure einschränken und die Versorgungssicherheit schwächen. 


 


 


Antrag – Art. 9 – Informationspflicht der nationalen Netzgesellschaft 


1-2 … 


3 (neu) Die nationale Netzgesellschaft informiert über eine Plattform für 
Insiderinformationen gemäss Artikel 6 BATE zum geplanten Betrieb der 
Reservekraftwerke inklusive Menge und Gebotspreis. 


 


Begründung des Antrags: 


Die allfällige Massnahme des Betriebs der Reservekraftwerke wird einen klaren Effekt auf die Day-
Ahead-Auktionen haben. Insofern ist eine Information seitens Swissgrid zur Menge und dem 
gebotenen Preis erforderlich, sodass eine Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer aufgrund eines 
Wissensvorsprungs ausgeschlossen werden kann. Bereits die Ankündigung einer möglichen 
Aktivierung dürfte den OTC-Preis für die Kurzfristprodukte beeinflussen. 


Der Verweis auf den entsprechend relevanten Artikel bei BATE muss nach Beschluss der Vorlage 
durch das Parlament nochmals überprüft werden. 



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0944#d1e3837-125-1
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LVG – Antrag – Anhang 1  


Der Bundesrat kann folgende Bestimmungen vorübergehend für nicht anwendbar erklären:  


... den Artikel 18 Absatz 6 des Stromversorgungsgesetzes vom 23. März 2007  


 


 


Begründung des Antrags: 


Die Entflechtung, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol 
von der Produktion, stellt nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU den zentralen 
Grundsatz der Marktöffnung dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz auszusetzen 
und Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten. Zudem 
widerspricht diese Änderung des LVG dem Art. 45 der EU-Richtlinie 2019/944 mit Vorschriften 
über den Elektrizitätsbinnenmarkt. Die beantragten Ergänzungen unter Art. 6 Abs. 3 und 4 der 
Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den 
Markt in einer schweren Strommangellage erlauben den Verzicht auf die vorgeschlagene 
Zusatzverordnung zum Landesversorgungsgesetz (LVG).  


 


 


 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung dieser Stellungnahme bei der Weiterbehandlung dieses 
Geschäftes und stehen für Rückfragen jederzeit zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


 


Priska Wismer-Felder   Christoph Schaer     Stefan Batzli 


Co-Präsidentin    Co-Präsident     Geschäftsführer 


  



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0944#d1e3837-125-1



















 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione scienceindustries 


Wirtschaftsverband Chemie Pharma Life Sciences 


Adresse / Indirizzo Nordstrasse 15, Postfach, CH-8021 Zürich 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma Zürich, 19. November 2024 
 
Michael Matthes, Vizedirektor 


 
 
 
Anna Bozzi, Leiterin Umwelt und Nachhaltigkeit 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Anna Bozzi, Leiterin Umwelt und Nachhaltigkeit 


T +41 44 368 17 64 


M +41 76 523 59 71 


E-Mail: anna.bozzi@scienceindustries.ch  


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 


  



mailto:anna.bozzi@scienceindustries.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Sehr geehrter Herr Bundesrat, 


sehr geehrte Damen und Herren, 


mit Ihrem Schreiben vom 21. August 2024 haben Sie uns eingeladen, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 


Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns für diese Möglichkeit, welche wir hiermit gerne wahrneh-


men. 


scienceindustries vertritt über 250 innovative und exportorientierte Mitgliedsunternehmen der Chemie-, Pharma- und Life-Sciences-Industrie, die sich im 


globalen Markt dem Wettbewerb stellen. Die Organisation setzt sich für attraktive Rahmenbedingungen am Forschungs-, Produktions- und Unternehmens-


standort Schweiz ein. Unsere Mitglieder sind auf Energie zur Herstellung ihrer Produkte angewiesen und benötigen eine zuverlässige sowie wettbewerbsfä-


hige Stromversorgung ohne Unterbrechungen. Für die chemisch-pharmazeutische Industrie hat eine stabile Energieversorgung zu international konkurrenz-


fähigen Preisen höchste Priorität. 


Wir begrüssen grundsätzlich die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Wasserkraftreserve sowie die ergänzende Reserve, die auf Reservekraft-


werken, WKK-Anlagen und Notstromgruppen basiert. Angesichts einer möglicherweise unsicheren Versorgungslage und der zentralen Bedeutung einer 


stabilen Stromversorgung für die chemisch-pharmazeutische Industrie befürworten wir eine möglichst breite Beteiligung an der Stromreserve, um in kriti-


schen Versorgungssituationen flexibel reagieren zu können. 


Zur vorliegenden Vorlage haben wir zwei Anträge / Bemerkungen: 


1. Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke: 


Gemäss Art. 2 Abs. 1 sollen Reservekraftwerke bei drohender oder bestehender Mangellage elektrische Energie bereitstellen. Dieser Punkt ist aus 


unserer Sicht zentral wichtig und wir unterstützen diesen Ansatz ausdrücklich. scienceindustries stellt jedoch fest, dass die Definition der «schwe-


ren Mangellage» im Landesversorgungsgesetz unklar bleibt, wodurch der Einsatzzeitpunkt nicht eindeutig geregelt ist. Klare Kriterien für eine un-


mittelbar drohende Mangellage und für den Einsatzzeitpunkt sind jedoch aus unserer Sicht dringend erforderlich, um Planungssicherheit zu ge-


währleisten. Der Erläuterungsbericht führt auf Seite 4 aus, dass hohe Preise kein ausreichender Hinweis für eine drohende Mangellage seien, 


während die Formulierung «grundsätzlich» in Bezug auf Verbrauchslenkungsmassnahmen unpräzis bleibt. Insbesondere ist auch nicht klar defi-


niert, ob mit den Verbrauchslenkungsmassnahmen Sparappelle, Verbrauchseinschränkungen oder Kontingentierung gemeint sind. scienceindust-


ries fordert daher die Ergänzung eines Absatzes 3, der den Einsatzzeitpunkt der Reservekraftwerke bei drohender Mangellage präzisiert. 


 


2. Keine Bevorzugung einzelner Marktteilnehmer: 


Der mögliche Betrieb von Reservekraftwerken wird sich deutlich auf die Day-Ahead-Auktionen auswirken. Daher muss Swissgrid Informationen zur 


Menge und zum gebotenen Preis bereitstellen, um sicherzustellen, dass kein Marktteilnehmer durch einen Wissensvorsprung bevorzugt wird. 


Schon die Ankündigung einer möglichen Aktivierung könnte den OTC-Preis für Kurzfristprodukte beeinflussen. 
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen Ihnen für weitere Ausführungen gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse, 


Michael Matthes, Vizedirektor 


Anna Bozzi, Leiterin Umwelt und Nachhaltigkeit 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 2 (Grundsätze) Neuer Abs. 3: 


(neu) 3 Vor Feststellung einer unmittelbar drohenden Man-


gellage kommuniziert der Bundesrat Einsparappelle an die 


Öffentlichkeit und setzt den Bereitschaftsgrad Stufe 3 in 


Kraft. Die Feststellung einer unmittelbar drohenden Mangel-


lage erfolgt bevor der Bundesrat den Bereitschaftsgrad 


Stufe 4 mit Bewirtschaftungsmassnahmen anordnet.  


 


Aus Sicht von scienceindustries sollten die Reservekraft-


werke als erste Schutzmassnahme greifen, bevor der Bun-


desrat einschneidende Massnahmen wie Verbrauchsein-


schränkungen, Verbote oder Kontingentierungen im Bereit-


schaftsgrad 4 einführt. Der Betrieb solcher Massnahmen 


hätte erhebliche wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgen 


und könnte zu massiven Kosten führen. Da die Reservekraft-


werke durch Beiträge der Wirtschaft und Bevölkerung finan-


ziert werden, müssen sie im Sinne einer Versicherungsleis-


tung eingesetzt werden, um eine Versorgungssicherheit zu 


gewährleisten und drastische Eingriffe möglichst lange zu 


vermeiden. 


 


Art. 9 (Informationspflicht der 


nationalen Netzgesellschaft) 


Neuer Abs. 3 


(neu) 3 Die nationale Netzgesellschaft informiert über eine 


Plattform gemäss Art. 6 des Bundesgesetzes über die Auf-


sicht und Transparenz auf den Energiegrosshandelsmärk-


ten (BATE) zum geplanten Betrieb der Reservekraftwerke, 


einschliesslich Angaben zur Menge und zum Gebotspreis 


Diese Informationen sind bereitzustellen, um Transparenz zu 


gewährleisten und sicherzustellen, dass kein Marktteilneh-


mer durch Wissensvorsprünge bevorzugt wird.  


 


    


    


 








 


 


 


 


 


 


Herr Bundesrat Guy Parmelin 


Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 


Bundeshaus Ost 


3003 Bern 


 


  


per E-Mail: energie@bwl.admin.ch 


 


 


Bern, 11.10.2024 


 


 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Ener-


gie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


_____________________________________________________________________ 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem im Titel genannten Thema wie folgt Stellung 


nehmen zu dürfen. 


 


Einleitende Bemerkungen 


Die vorliegende Verordnung stellt eine wirtschaftliche Interventionsmassnahme auf 


der Grundlage des LVG dar und ermöglicht den Betrieb der in der WResV definierten 


Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Strommarkt. Die Reserve-


kraftwerke sollen zur Verminderung der Schwere der Mangellage und somit zur Abschwä-


chung der Auswirkungen auf Bevölkerung und Wirtschaft zusätzliche Energie dem Strom-


markt zuführen können und stehen für die Dauer der Verordnung nicht als ergänzende Re-


serve nach WResV zur Verfügung. Die Stellungnahme von strasseschweiz beschränkt sich 


auf die Elemente der Vorlage, die den Strassenverkehr betreffen. Betreffend die technischen 


Details befürworten wir die Position des VSE. 


 


Generelle Bemerkungen 


strasseschweiz ist grundsätzlich mit der Verordnung einverstanden. Aus Sicht von strasse-


schweiz hat aufgrund der fortschreitenden Elektrifizierung des Strassenverkehrs die Versor-


gungssicherheit mit Strom hohe Priorität. Grundsätzlich sollte die Schweiz jedoch nur im äus-


sersten Notfall auf Reservekraftwerke angewiesen sein und die Versorgung anderweitig si-


cherstellen. Insbesondere sind die Verbraucher auf stabile Strompreise angewiesen. 


 


******* 
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Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und die Berücksichtigung 


unserer Anliegen. Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 


 


Freundliche Grüsse 


 


 
 


strasseschweiz – Verband des Strassenverkehrs FRS 
 


 


Olivier Fantino 


Geschäftsführer 


 


 








REGIERUNGSRAT


Versorgung


energie@bwl.admin.ch


20. November 2024


Sehr geehrte Damen und Herren


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.


Freundliche Grüsse


Im Namen des Regierungsrats


Staatsschreiberin
Dr. Markus Dieth 
Landammann


Per E-Mail
Bundesamt für wirtschaftliche Landes-


Beilage
• Antwortformular


Mit Schreiben vom 21. August 2024 wurden die Kantonsregierungen eingeladen, zur Verordnung 
über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 
schweren Strommangellage Stellung zu nehmen. Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt 
sich für diese Gelegenheit und verweist auf das beiliegende ausgefüllte Antwortformular.


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für 
den Markt in einerschweren Strommangellage; Vernehmlassung


Regierungsgebäude, 5001 Aarau
Telefon zentral 062 835 12 40
Fax 062 835 12 50
regierungsrat@ag.ch
www.ag.ch/regierungsrat


a»V
KANTON AARGAU



mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:regierungsrat@ag.ch

http://www.ag.ch/regierungsrat






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Regierungsrat des Kantons Aargau 


Adresse / Indirizzo Regierungsgebäude, 5001 Aarau 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 20. November 2024 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Omar Ateya, Fachspezialist Energiewirtschaft, omar.ateya@ag.ch, 062 835 28 90 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 


  



mailto:omar.ateya@ag.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Aufgrund der vom Bund, den Kantonen und Privater ergriffenen Massnahmen und auch als Folge aussergewöhnlich milder Winter 2022/23 sowie 2023/24, 


konnte eine Energiemangellage in der Schweiz abgewendet werden. Doch das fehlende Stromabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen 


Union sowie der russische Angriffskrieg auf die Ukraine, erfordern eine erhöhte Wachsamkeit und Massnahmen in Bezug auf die Versorgungssicherheit. 


Die wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen einer Strommangellage wären ausgeprägt und in ihrer Gänze a priori unbekannt. Daher erachtet es der 


Regierungsrat als angemessen, vorsorglich den Betrieb von Reservekraftwerken in einer Verordnung (im Folgenden  ResKWV]) zu regeln, um eine 


schwere Mangellage abzuwenden oder eine bereits eingetretene rasch in den Griff zu kriegen.  


Aus Sicht Energiewirtschaft ergeben sich insbesondere folgende Bedenken und Einwände: 


a) Solange ein Reservekraftwerk tatsächlich als solches bezeichnet und bewilligt wird, darf es vor einer Mangellage (wenn andere, reguläre Kraftwerke im 


Markt ebenfalls produzieren) grundsätzlich nicht am Markt produzieren. Sollte dies zur Abwendung einer unmittelbar bevorstehenden Mangellage not-


wendig sein, ist bei einer Produktion des Reservekraftwerks am Markt sicherzustellen, dass diese nicht marktverzerrend wirkt. Hierfür sind flankierende 


Massnahmen durch die eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator vorzusehen, namentlich sind die Gebote zum jeweiligen stündli-


chen Day-Ahead Markträumungspreis (allenfalls OTC, nach Auktionsresultat EPEX Spot) einzureichen. 


b) Zudem darf es nicht sein, dass Schweizer Bilanzgruppenverantwortliche ihren inländischen Bedarf mit fossil-thermischen Kraftwerken decken, um allen-


falls freiwerdende eigene, flexible Produktionskapazitäten kurzfristig für Exporte in höherpreisige Länder (beispielsweise Italien oder Frankreich) zu 


verwenden.  


c) Die nationale Netzbetreiberin Swissgrid sollte nicht am Markt agieren (regulatorische Entflechtung Netze – Produktion/Handel). 


d) Sofern ein Reservekraftwerk die geltenden rechtlichen Bestimmungen betreffend Lärm, Emissionen, etc. einhält, kann zugelassen werden, dass dieses 


zu einem späteren Zeitpunkt regulär am Markt produzieren kann. Dies setzt unter anderem voraus, dass es nicht mehr als Reservekraftwerk bezeichnet 


wird und seine Funktion als solches verloren hat. 


Die Notwendigkeit der Angebotserhöhung für den Markt (zusätzlich zur Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve für den Winter [Winterreser-


veverordnung, WResV]) sowie die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbestimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären ("Schubladen-Ver-


ordnung" ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. 


Aus Sicht Luftreinhaltung ergeben sich insbesondere folgende Bedenken und Einwände: 


a) Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen in Anhang 2, Ziffern 834 und 836 Abs. 1 der Luftreinhalte-Verordnung (LRV) (Art. 3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4 ResKWV, wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begrenzen 


sind, wie dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist: Anhang 2, Ziffern 834 und 836, Abs. 1 der LRV entspricht dem Vorsorge-


prinzip und erfüllt "…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar…". 
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b) Gesetzesbestimmungen können nicht per Verordnung abgeändert oder ausser Kraft gesetzt werden. Demnach gelten insbesondere Art. 11 Abs. 3 des 


Bundesgesetzes über den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz, USG) "Verschärfte Emissionsbegrenzungen", Art. 17 Abs. 1 "Erleichterungen", Abs. 2 


"Nicht Überschreiten von Immissionsgrenzwerten", Art. 41 Abs. 4 "Vollzugskompetenzen des Bundes" und Art. 44a "Massnahmenpläne" unverändert. 


Infolgedessen erhalten LRV, Art. 2 Abs. 5 "Übermässige Immissionen", Art. 5 "Verschärfte Emissionsbegrenzungen" sowie Art. 31 ff. "Massnahmen-


plan" ihre Gültigkeit. Darauf abgestützte kantonale Bestimmungen können nicht ausser Kraft gesetzt werden.  


c) Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) zuständig 


(Art. 5 ResKWV). Der Vollzug wird jedoch nicht geregelt, beziehungsweise den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist weder praxistauglich noch 


vereinbar mit einer kohärenten Kompetenzordnung nach Art. 41 USG ("Vollzugskompetenzen des Bundes", siehe oben). Demgemäss sind die Kantone 


anzuhören; überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berücksichtigen (Luft, Lärm, Boden, aber auch der Einsatz konformer Tankanlagen, 


welche dem Stand der Technik entsprechen und für die gültige Prüfdokumente vorliegen müssen). 


d) Es fehlen Angaben zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung; die Verordnung soll im Bedarfsfall in Kraft gesetzt werden 


("Schubladen-Verordnung"), ohne dass eine maximale Geltungsdauer festgelegt wird. Erleichterungen sind nach Art. 17 USG (siehe oben) möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall und nicht am Umstand einer gene-


rellen Mangellage allgemein zu beurteilen ist. In der Praxis orientieren sich Erleichterungen am Sanierungsaufwand, erzielten Nutzen, eingesparten 


Kosten, und Mehreinnahmen. Sie werden befristet und nicht wiederkehrend gewährt. Insbesondere sollen sich dadurch keine Wettbewerbsverzerrungen 


und Vorteile gegenüber der Konkurrenz ergeben, die bei der Stromproduktion für den Markt mit grosser Gewissheit zu erwarten sind. Bei Reservekraft-


werken ist die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen der LRV technisch möglich. Im Hinblick auf die Langfristigkeit der vorliegenden 


Verordnung und der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung, ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemessener Frist als 


verhältnismässig zu beurteilen, so dass keine oder nur kurzzeitige Erleichterungen zu gewähren sind. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine 


Sanierung bereits heute in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden. 


Daraus ergeben sich folgende Anträge: 


Erleichterung (mildere Emissionsbegrenzungen) 


1) Bestehende Anlagen 


Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind, darf eine Bewilligung für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines 


Reservekraftwerks zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" unter Anhörung des Standortkantons mit der 


Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 


31. Dezember 2026 zu erfolgen hat. 


2) Neuanlagen 


Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt werden. 
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Aus juristischer Sicht hat der Regierungsrat insbesondere zu Artikel 3 ResKWV folgende eingehendere Bemerkung: 


Bei Ausarbeitung vorliegender "Schubladen-Verordnung" liegt keine (gesetzliche) Not- oder Sonderrechtssituation vor. Die Zeit seit Inbetriebnahme und bis 


zur Ausserbetriebsetzung beziehungsweise dem Rückbau der temporären Reservekraftwerke wie Birr oder der Inkraftsetzung der vorliegenden Verordnung 


ist ausreichend, um (verfassungskonformes) Gesetzesrecht durch das Parlament beschliessen zu lassen. Auch wenn diese Verordnung über 2026 hinaus 


in der Schublade ruhen sollte, bleibt es immer eine einzige zusammenhängende rechtliche Phase von Notrecht. Der Regierungsrat hat schon zu Beginn 


betont, dass eine Ausserkraftsetzung von ordentlichem Recht höchstens für drei bis vier Jahre möglich, respektive akzeptabel ist (was auch der Vertrags-


dauer des temporären Reserve- beziehungsweise Notkraftwerks Birr entspricht). Auch darf bei Verhältnismässigkeitsprüfungen nicht jedes Mal ein eigener 


Zeitabschnitt betrachtet werden und gestützt darauf die Verhältnismässigkeit von Umweltmassnahmen abgelehnt werden (etwa, falls die Verordnung nur für 


zwei bis drei Jahre gelten sollte). Dies ergibt sich aus Sicht des Regierungsrates implizit auch aus dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu Birr. Das 


gilt insbesondere hier, wo nur auf den Minimalstandard des Vorsorgeprinzips abgestellt werden soll. Es ist nach Rechtsauffassung des Regierungsrats nicht 


zulässig, Gesetzesrecht, wie die zweite Stufe des Immissionsschutzkonzepts (Verschärfungen gemäss Art. 11 Abs. 3 USG), oder die Regelungen zu Er-


leichterungen (Art. 17 USG) oder zu Massnahmenplänen (Art. 44a USG) längerdauernd durch den Bundesrat ausser Kraft setzen, beziehungsweise für 


nicht anwendbar erklären zu lassen.  


Zudem wird die Auffassung nicht geteilt, dass der Bundesrat aufgrund der gleichen Normstufe das Recht hat, ordentliche Verordnungsbestimmungen auf-


zuheben, denn die betroffenen Bestimmungen fliessen aus einer Pflicht im Gesetz (USG) und in der Verfassung.  


Der Regierungsrat ist nicht einverstanden, dass das temporäre Reservekraftwerk Birr nach 2026 weiterbetrieben werden kann, wenn es lediglich gelockerte 


Umweltbestimmungen einhält. Das Kraftwerk müsste die geltenden ordentlichen Umweltvorschriften einhalten (Lärm, Luft, Gewässerschutz etc.). Darauf 


hat er mehrfach hingewiesen, zum Beispiel in seinem Schreiben an den Generalsekretär des Eidgenössischen Departements für Umwelt, Verkehr, Energie 


und Kommunikation (UVEK) oder in seiner Antwort auf die (22.322) Interpellation der FDP-Fraktion (Sprecher Adrian Meier, Menziken) vom 15. November 


2022 betreffend Neubau und Betrieb des Notkraftwerks Birr. 


Im Übrigen stellt sich dem Regierungsrat die Frage, wieso nicht alle sinngemäss nachrangigen Bestimmungen aus der WResV explizit für nicht anwendbar 


erklärt werden. Der Regierungsrat interpretiert das so, dass diese Verordnung lex specialis ist und der WResV auch dann vorgehen wird, wenn jene revi-


diert oder erneuert werden sollte (und somit neueres Recht wäre). 


Den Standortkantonen von Reservekraftwerken kommt bei der Bewilligung eine Schlüsselrolle zu, weshalb diese durch den Bund frühzeitig und eng einzu-


beziehen sind. 


Die Vorlage des Bundes wird vom Regierungsrat grundsätzlich unterstützt. Jedoch ist der Regierungsrat der Auffassung, dass die Vorlage in einigen zent-


ralen juristischen und umweltrechtlichen Punkten Schwächen aufweist, die es zu korrigieren gilt. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 1 Beibehalten Der Regierungsrat erachtet es als wichtig, dass auf die 


WResV verwiesen und damit implizit auf Zweistoffanlagen 


gesetzt wird. 


 


Art. 2 Abs. 2 Beibehalten In einer schweren Mangellage oder einer drohenden solchen 


ist der Aufrechterhaltung der Stromversorgung grösste Prio-


rität beizumessen, um weiterreichende und schädliche Fol-


gen abzuwenden. Aus diesem Grund ist es notwendig, die 


Reservebildung in der Prioritätenordnung nach hinten zu ver-


schieben und Reservekraftwerke gezielt zur Angebotsde-


ckung einzusetzen. 


 


Art. 2 Neuer Abs. 3: 


Es sind vorgängig und begleitend Interventionsmass-


nahmen (z.B. Verbrauchslenkung) oder auf Wirtschaft-


lichkeit basierende freiwillige Massnahmen (zum Bei-


spiel Auktionen zur Verbrauchseinschränkung) zu er-


greifen. 


Nur im erläuternden Bericht und mit dem unbestimmten Vor-


behalt "grundsätzlich" steht, dass Interventionsmassnahmen 


gestützt auf das Bundesgesetz über die wirtschaftliche Lan-


desversorgung (Landesversorgungsgesetz, LVG; SR 531) 


vor und parallel zum Einsatz der Reservekraftwerke ergriffen 


werden müssen. Das genügt aus Sicht des Regierungsrats 


nicht und ist rechtlich wiederum einem hohen Anfechtungs- 


und Aufhebungsrisiko bezüglich der Bewilligungen ausge-


setzt. Das Bundesverwaltungsgericht (BVGer) hat des Wei-


teren nicht nur den fehlenden Nachweis einer Mangellage, 


sondern auch die fehlende tatsächliche und folgenreiche In-


teressenabwägung durch den Bundesrat gerügt. Der Regie-


rungsrat hatte bereits früher (noch vor dem Reservekraft-


werk Birr) – ebenso wie später das BVGer – gefordert, dass 


mit Öl oder Gas betriebene Reservekraftwerke erst als  


ultima ratio eingesetzt werden dürfen. Dass Interventions-


massnahmen, wie im Bericht behauptet, ohne gleichzeitigen 


Einsatz der Reservekraftwerke nicht akzeptiert würden, ist 


kein Argument mit einer Rechtsgrundlage. Dies mag nach-


vollziehbar sein, wenn ein Reservekraftwerk die geltenden 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


ordentlichen Vorschriften namentlich zum Schutz der Men-


schen und der Umwelt einhält (zu deren Betrieb dieses "Not-


recht" aber nicht notwendig wäre). 


Art. 3 Bst. b streichen Die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären ("Schubladen-


Verordnung" ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird nicht 


nachvollziehbar und plausibel dargelegt. Sie widerspricht 


den Vorsorge- und Schutzbestimmungen des USG und ist 


praxisfremd. 


Siehe auch Punkte a) und d) unter "Bedenken und Einwände 


Luftreinhaltung". 


 


Art. 4 Titel Titel ergänzen: 


Emissionsbegrenzungen - Erleichterungen 


Es geht um Erleichterungen im Einzelfall und keinen grund-


sätzlichen Beschluss zu Emissionsbegrenzungen (siehe 


Art. 17 USG). 


 


Art. 4 Bestehenden Text streichen 


Die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


sind so weit zu begrenzen, wie dies technisch und be-


trieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. 


Siehe Punkte a) und d) unter "Bedenken und Einwände Luft-


reinhaltung". 


Für Stickoxide und Kohlenmonoxid gilt nur das offen formu-


lierte Vorsorgeprinzip. Damit wird (bei der Luft) vom System 


von konkreten vorsorglichen Emissionsgrenzwerten abgewi-


chen und es gelten keine verschärften Emissionsgrenzwerte. 


Das widerspricht nach Auffassung des Regierungsrats dem 


Gesetzesrecht und muss daher (wie in den allgemeinen Aus-


führungen dargelegt) zeitlich eng befristet sein. Vorliegend 


ist aber offen, wie lange (absolut oder relativ zur Geltung der 


bisherigen Regelungen) die Verordnung gelten soll. Der Re-


gierungsrat bezweifelt stark, dass diese Blankovollmacht an 


den Bundesrat rechtskonform beziehungweise gerichtsbe-
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


ständig ist. Das ist bei der Inkraftsetzung und der Geltungs-


dauer zu berücksichtigen. 


Zudem wird das per se bereits durch LRV abgedeckt. 


Art. 4 Neuformulierung: 


a) Unter der Voraussetzung, dass keine übermäs-


sigen Immissionen zu erwarten sind, dürfen die 


vorsorglichen Emissionsbegrenzungen für 


Stickoxide und Kohlenmonoxid bei bestehen-


den Reservekraftwerken im Sinne der WResV 


bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


b) Für Neuanlagen können keine Erleichterungen 


gewährt werden. 


 


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31. Dezember 


2026 in einem nicht LRV-konformen Betrieb betrieben wer-


den. Spätestens ab 1. Januar 2027 müssen diese Anlagen 


LRV-konform betrieben werden. Es bleibt somit genügend 


Zeit, diese Anlagen im Sinn der Umweltschutzgesetzgebung 


zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden.  


Bevor eine stationäre Anlage oder eine Verkehrsanlage, aus 


der erhebliche Emissionen zu erwarten sind, errichtet oder 


saniert wird, kann die Behörde vom Inhaber eine Immissi-


onsprognose verlangen (Art. 28 LRV, Immissionsprognose). 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 


 


Art. 5 Abs. 3 Streichen: 


Kantonale und kommunale Bestimmungen zur Abwär-


menutzung, zur Luftreinhaltung zum Lärmschutz und 


zu Beschränkungen der Betriebsdauer sind nicht an-


wendbar. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Neue Bst. a und b: 


a) Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Umwelt-


behörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


b) Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde mitgeteilt. 


 


Siehe in den allgemeinen Bemerkungen Punkt b) unter "Be-
denken und Einwände Luftreinhaltung" 


 


Siehe in den allgemeinen Bemerkungen Punkt c) unter "Be-
denken und Einwände Luftreinhaltung" 


Art. 5 Erläuternden Bericht ergänzen Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung vor allem in einer beste-


henden schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem prioritären Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen 


Versorgungslage zu erfolgen hat. Lit. a bis c sind entspre-


chend festzulegen – auch vor dem Hintergrund, dass die 


Eintretenshäufigkeit eines solchen Ereignisses als gering zu 


werten ist. 


 


Art. 11 Abs. 2 Präzisieren: 


Sie gilt bis zum …. 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 


 


 








 


 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Generalsekretärin EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Generalsekretärin BPUK 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:veronique.bittner@endk.ch

mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  








oman Dobl 


KANTON 


/ APPENZELL INNERRHODEN 


Landammann und Standeskommission 


Sekretariat Ratskanzlei 
Marktgasse  2 
9050  Appenzell 


Telefon  +41 71 788 93 11 


info@rk.ai.ch 
www.ai.ch 


Ratskanzlei, Marktgasse  2, 9050  Appenzell  


Per  E-Mail  an 
energie@bwl.admin.ch 


Appenzell,  21. November 2024 


Verordnung über  den  Betrieb  der  Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für  den  Markt  in  einer schweren Strommangellage 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom  21.  August  2024  haben Sie uns  die  Vernehmlassungsunterlagen zur Ver-
ordnung über  den  Betrieb  der  Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für  den 
Markt  in  einer schweren Strommangellage zukommen lassen. 


Die  Standeskommission hat  die  Unterlagen geprüft. Sie begrüsst  die  Absicht  des  Bundesra-
tes, Voraussetzungen zu schaffen, damit  die  Reservekraftwerke im Falle einer drohenden 
Mangellage flexibler eingesetzt werden können. 


Wir danken Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 


Im Auftrage  von  Landammann und Standeskommission 
Der  : hreiber: 


Zur Kenntnis  an: 
- Volkswirtschaftsdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse  2, 9050  Appenzell 
- Ständerat  Daniel  Fässler, Weissbadstrasse  3a, 9050  Appenzell 
- Nationalrat  Thomas  Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch) 


Al 013.12-421.4-1200212 1-1 
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Ländeskanzlei
Kasernenstrasse 31


4410 Liestal
T 06'1 552 50 06
landeskanzlei@bl.ch
wvw.bl.ch
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LANDSCHAFT


REGIERUNGSRAT
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t


Reoierunqsrat. Kasernenstrasse 31, 4410 Liestal


Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF)


Per Mail: energie@bwl.admin.ch


Liestal, 12. November 2024
BUD


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für
den Markt in einer schweren Strommangellage, Vernehmlassung


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Mit Brief vom 21. August 2Q24haben Sie uns um eine Stellungnahme zur Verordrfung über den


Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie gebeten. Wir bedanken uns für
diese Möglichkeit und nehmen gerne wie folgt Stellung.


Generelle Bemerkungen


Wir begrüssen im Grundsatz, dass mit der Vorlage neben den bereits bestehenden Lenkungs-
massnahmen auf Verbraucherseitd nun auch Möglichkeiten zur Lenkung des Angebots geschaffen


werden sollen.


Bei einer Verschärfung der Situation auf dem Strommarkt sind verbrauchslenkende Massnahmen
vorgesehen. Diese reichen von Sparappellen über Kontingentierungen bis hin zu Netzabschaltun-
gen. Letztere haben unabsehbare Auswirkungen auf alle Bereiche der Gesellschaft, weshalb sie
unter allen Umständen zu verhindern sind. ln diesem Kontext stellt die Verfügbarkeit von Reserve-
kraftwerken eine zusätzliche Sicherheit zur Vermeidung von angeordneten Netzabschaltungen
dar.


Die vorliegende Verordnung schafft die Grundlage dafür, dass Reservekraftwerke auch dann zum


Einsatz kömmen können, wlnn es noch keine fehlende Markträumung gibt, d. h. verbrauchslen-
kende Massnahmen unter Umständen noch gar nicht getroffen wurden.


Bemerkungen und Anträge zu einzelnen Bestimmungen der Verordnung


Antraq 1:


Massnahmen zur Angebots- und Verbrauchslenkung sind zeitlich aufeinander abzustimmen. ln der
Verordnung ist eindeutig festzulegen, unter welchen Umständen Reservekraftwerke in Betrieb ge-


hen dürfen und wieder ausser Betrieb genommen werden müssen.


1t3







BASEL
LAN DSC HAFT


Begründung:
lm Juli ZOZ1 nat das Bundesamt für Energie (BFE) eine Ausschreibung für Reservekraftwerke lan-
ciert. Die Axpo hat beim BFE ein Projekt für ein Reservekraftwerk im Kanton Basel-Landschaft ein-
gereicht. Der Kanton Basel-Landschaft befünruortet diesen Schritt im Grundsatz, da er der Siche-
rung der Energieversorgung dient. Der Kanton Basel-Landschaft hat in abklärenden Gesprächen
mit der Axpo und dem BFE kommuniziert, dass ein Reservekraftwerk auf dem Gebiet des Kan-


tons, das mit fossilen Energien betrieben wird, grundsätzlich nur kurativ oder präventiv zur Abwen-
dung einer Energiemangellage zum Einsatz kommt. Dieses muss alle geltenden Vorschriften (u. a.


betreffend Lärm und Luftreinhaltung) einhalten und zwingend so konzipiert werden, dass es später
auf erneuerbare Brennstoffe umgestellt werden kann, sobald diese in ausreichenden Mengen auf
dem Markt verfügbar sind. ln der Verordnung sind klare Rahmenbedingungen für den Betrieb des
Reservekraftwerks aufzu neh men.


Antraq 2:
ArL 2 Abs. 2 Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage ist zu streichen.


Begründung:
Da, wie oben dargelegt, der Zeitpunkt der lnbetriebnahme eines solchen Reservekraftwerks nicht
genau definiert ist, kann das Ausmass der zusätzlichen Emissionen aus dem Kraftwerksbetrieb
nicht abgeschätzt und beurteilt werden. Die Aussetzung der vorsorglichen Emissionsbegrenzun-
gen gemäss Anh. 2Zitt.834 und Zitf .836 Abs. 1 der Luftreinhalte-Verordnung (LRV) würde diese
Situation noch verschärfen. Zudem steht diese Bestimmung im Widerspruch zu Art. 4 dieser Ver-
ordnung, wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begrenzen sind,


als dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2 Ziff . 834 und Ziff .


836 Abs.1 der LRV erfüllen das Vorsorgeprinzip gemäss Art. 11 Abs. 3 des Bundesgesetzes über
den Umweltschutz (USG) und die vorgesehene Vorgabe, wonach die Emissionen von Stickoxiden
und Kohlenmonoxid so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich möglich ist.


Antrao 3:
Art. 4 der Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie
für den Markt in einer schweren Strommangellage ist wie folgt anzupassen.


Folgende Bestimmung ist zu streichen:
<
niseh and betriebl


Neu sind folgende Bestimmungen aufzunehmen:
a. lJnter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind, dürfen die


vorsorglichen Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmonoxid bei bestehenden
Reservekraftwerken im Sinne der Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve vom
25. Januar 2023 für den Winter bis längstens 31.12.2026 gemildert werden.


b. Für Neuantagen gelten die Bestimmungen gemäss der Luftreinhalte-Verordnung vom 16. De'
zember 1985.
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Begründung:
Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den bestehenden Anlagen um Birr, Monthey
und Cornaux. Diese dürfen gestützt auf die Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve für
den Winter (WResV) bis längstens 31.12.2026 in einem nicht LRV-konformen Betrieb betrieben
werden. Spätestens ab 01.01 .2027 sollten diese Anlagen LRV-konform betrieben werden. Es


bleibt somit genügend Zeit, diese Anlagen im Sinne der Umweltschutzgesetzgebung zu ertüchti-
gen.


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen der LRV ist für neue Anlagen verhältnis-
mässig und entspricht dem Stand der Technik.


Antraq 4:
Art. 5 Abs. 3 der Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage ist zu streichen.


Begründung:
Die kantonalen und kommunalen Bestimmungen in den Bereichen Energie und Umwelt stützen
sich auf übergeordnete Gesetzesbestimmungen, die nicht über eine Verordnung abgeändert oder
ausser Kraft gesetzt werden können. Demnach gelten beispielsweise die nach Art. 44a USG er-
stellten Massnahmenpläne unverändert. Darauf abgestützte kantonale Bestimmungen können
nicht ausser Kraft gesetzt werden.


Antraq 5:
Art. 5 Abs. 3 der Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage ist wie folgt zu ergänzen:


a) Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Behörden an und berücksichtigt die kantonalen
U mweltschutzmassnahmen.


b) Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Umweltbehörde mitgeteilt.


Begründung:
Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zuständig (Art. 5). Der Vollzug wird je-


doch nicht geregelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist weder praxistauglich


noch vereinbar mit einer kohärenten Kompetenzordnung nach Art. 41 USG (Vollzugskompetenzen


des Bundes). Demgemäss sind die Kantone anzuhören und deren Umweltschutzmassnahmen zu


berücksichtigen.


Wir bitten um die Berücksichtigung unserer Anliegen.


Hochachtungsvoll


r}t


t,lh D'nf';c^
lsaac Reber
Regierungspräsident


Elisabeth Heer Dietrich
Landschreiberin


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangel-


lage, Vernähmlassung 12. November 2024 3/3








A
Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt


Rathaus, Marktplatz 9
CH-4001 Basel


Tel: +41 61 267 85 62
E-Mail: staatskanzlei@bs.ch
www.regierungsrat.bs.ch


Bundesamt für wirtschaftliche Landesversor-
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Regierungsratsbeschluss vom 12. November 2024


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie
für den Markt in einer schweren Strommangellage; Vernehmlassung; Stellungnahme des
Kantons Basel-Stadt


Sehr geehrte Damen und Herren


Mit Schreiben vom 21. August 2024 hat der Vorsteher des Eidgenössischen Departementes für
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) u.a. die Kantone eingeladen, sich zum Entwurf einer
Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den
Markt in einer schweren Strommangellage vernehmen zu lassen. Wir danken für die Gelegenheit
und äussern uns gerne wie folgt.


I.
Die produktionsseitigen Reserven, auch wenn sie im Krisenfall früher bereitstehen, leisten keinen
Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungssituation in der Schweiz. Um die Strom-
versorgungssicherheit der Schweiz langfristig zu gewährleisten, ist für uns ein massiv verstärkter
Ausbau der Stromproduktion im Inland sowie eine adäquate Vernetzung mit den Nachbarsstaa-
ten im Rahmen eines Stromabkommens mit der EU nötig.


Effizient und kostengünstiger ist es, Stromnachfrage vom Netz zu nehmen und entsprechend zu
entschädigen, anstelle teure Reservekraftwerke aufzubauen, die auch dann kosten, wenn es gar
nie zu einer Mangellage kommt.


Die vorgesehene Umsetzung stellt eine Abkehr vom Ansatz dar, erst bei einer effektiven Mangel-
läge zu reagieren. Durch den vorzeitigen Einsatz der Reservekraftwerke würde dem Markt zu-
sätzliche Energie zugefügt, was zu einem Preissenkungseffekt führt. Dieser vorzeitige Abruf stellt
insofern eine Markverzerrung dar und führt für die Produzenten zu negativen Investitionssignaten
beim Aufbau von flexiblen Produktionskapazitäten, da diese zur Amortisation der hohen Kosten
auf gewisse Preisspitzen angewiesen sind. Um diesen Verzerrungseffekt gering zu halten, ist
unsere Forderung, dass kein zu grosszügiger Abruf der Reservekraftwerke erfolgt und deren Ein-
satz zeitlich eng befristet wird. Sollte der Bundesrat an der vorgeschlagenen Lösung festhalten,
sind entsprechende Kriterien in der Verordnung zu definieren. Der Einsatz von Reservekraftwer-
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ken sollte zudem an verbrauchsseitige Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt
sein und die Abgrenzung zum Abruf der Stromreserve gemäss WResV klar definiert werden.


IV.
Die Vorlage schafft die Grundlage für die Erweiterung der Rolle der nationalen Ubertragungs-
netzbetreiberin Swissgrid als Marktakteur. Dies widerspricht der angestrebten Entflechtung des
Ubertragungsnetzes, was einen zentralen Grundsatz des liberalisierten Strommarktes in der
Schweiz, aber auch der EU darstellt. Es sollte daher geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber
diese Rolle übernehmen können.


v.
Der Kanton Basel-Stadt hat bereits in der Vernehmlassung zur WResv darauf hingewiesen, dass
die Erleichterungen für Reservekraftwerke bezüglich Luftreinhaltung zeitlich möglichst zu begren-
zen und anlagenspezifisch präzisiert werden sollten. Eine Aufweichung der Luftreinhalteverord-
nung (LRV), um eine Stromproduktion für den Markt zu ermöglichen, würde zu Wettbewerbsver-
Zerrungen im Vergleich zu anderen Akteuren, die diese Standards einhalten müssen und am
Markt aktiv sind, führen. Zudem entspricht die LRV dem aktuellen Stand der Technik. Eine Locke-
rung der Umweltbestimmungen ist daher nur in äussersten Ausnahmefällen und nur befristet ver-
hältnismässig und vertretbar. Neue Reservekraftwerke müssen mit erneuerbaren Brennstoffen
betrieben werden.


Im Übrigen verweisen wir auf die gemeinsame Stellungnahme der Konferenz kantonaler Energie-
direktoren (EnDK) und der Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone (BPUK)
zum vorliegenden Verordnungsentwurf, die wir unterstützen.


Für Ihre Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Anträge danken wir Ihnen bestens.


Freundliche Grüsse


Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt


Dr. Conradin Gramer


Regierungspräsident


t t<L^wn-/^ -
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung VVBF  


Per  E-Mail  an:  energie@bwl.admin.ch  


RRB Nr.: 	 1167/2024 	 20.  November  2024  


Direktion: 	 VVirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 


Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 


Vernehmlassung  des  Bundes: Verordnung über  den  Betrieb  der  Reservekraftwerke zur 
Erzeugung elektrischer Energie für  den  Markt  in  einer schweren Strommangellage 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren  


Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern bedankt sich für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme,  und  
er begrüsst  die  Verordnung  über  den  Betrieb  der  Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für  den  Markt  in  einer schweren Strommangellage.  Die  Vorlage schafft  die  nötigen 
Rechtsgrundlagen, damit  die  Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage 
auch unabhängig  von  einer fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen.  Die  Verordnung 
soll  den  Abruf  der  Reservekraftwerke als lnterventionsmassnahme auf  der  Grundlage  des  Lan-
desversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen — anders als bei  der  WResV vorgesehen —  
die  Reservekraftwerke Strom für  den  Markt produzieren  und  ihm so zusätzliche Energie zufüh-
ren.  


Der  Regierungsrat schliesst sich  in  seinen Anträgen  der  Stellungnahme  der  Vorstände  der  
EnDK und  der  BPUK vom  24.  Oktober  2024 an.  Dabei weist er ausdrücklich auf folgende gene-
relle Kritikpunkte  in  Bezug auf  die  vorgeschlagene Umsetzung hin:  


1. Der  Regierungsrat weist darauf hin, dass  die  eingerichteten produktionsseitigen Reserven 
keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung  der  Versorgungssituation  in der  Schweiz leis-
ten. Für  die  langfristige Gewährleistung  der  Stromversorgungssicherheit braucht  es  einen 
massiv verstärkten Ausbau  der  erneuerbaren Stromproduktion  in der  Schweiz sowie ein 
Stromabkommen mit  der  EU.  
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2. Der  Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für  den  Regierungsrat ein zentra-
les Anliegen.  Die  laufenden Verhandlungen sollten nicht durch Gesetzes- oder Verord-
nungsvorhaben gestört werden,  die  mit  grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar  mit EU-
Recht  sind.  Die  vorgesehene  Rolle von  Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht  
des  Regierungsrates  den Unbundling-Regeln  der  EU und  ist  in  dieser Form abzulehnen. 
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Stattdessen sollte geprüft werden, ob  die  Kraftwerksbetreiber diese  Rolle  übernehmen kön-
nen. Auch  der  Einsatz  der  Reservekraftwerke für  den  Markt ist mit  den  EU-Regeln für Ka-
pazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar.  Die  Vor-
lage sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit 
dem EU-Recht kompatibel ist.  


3. Die  Kosten für  die  Reservekraftwerke sind hoch und müssen  von den  Endverbraucherinnen 
und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden sie mit fossilen Brennstoffen betrieben 
und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn  die  Grenzwerte nicht ein-
gehalten werden, verstossen sie gegen geltende Bestimmungen  des  Umweltrechts, insbe-
sondere bei  der  Luftreinhaltung. Deshalb ist  es  aus Sicht  des  Regierungsrates geboten,  
den  Einsatz  der  Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen.  Es  fehlen jedoch Anga-
ben zu Beginn und Ende  der  hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung.  


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für  den  Markt produzieren, da  dies  zu Markt-
verzerrungen führt. Sollte  dies  zur Abwendung einer drohenden Mangellage notwendig 
sein, so sind flankierende Massnahmen durch  die  Eidgenössische Elektrizitätskommission 
(EICom) als Regulator vorzusehen, um  den  Eingriff  in den  Markt und  die  Verzerrung  der  
Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen  die  Kriterien, ab wann und wie lang  die  
Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar defi-
niert sein.  In der  vorliegenden Verordnung fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse 
Unsicherheit im Markt geschaffen.  Es  braucht hier Klarheit, auch  in  Abgrenzung zum Abruf  
der  Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung  von  OSTRAL gemäss LVG. Grund-
sätzlich sollte  der  mögliche Einsatz  an  das Ergreifen  von  verbrauchsseitigen Bewirtschaf-
tungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein.  


5. Mit  der in der  Vorlage vorgesehenen Lockerung  von  Umweltbestimmungen, besonders  der  
Luftreinhalteverordnung (LRV), ist  der  Regierungsrat nicht einverstanden  (Art. 5  E-
ResKwV).  Der  Regierungsrat hat  in  ihrer Stellungnahme zur Änderung  des  StromVG 
(«Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen  der  Umweltbestimmungen 
zur Aufrechterhaltung  der  Versorgungssicherheit zugestimmt.  Die  LRV entspricht aber dem 
aktuellen  Stand der  Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie  
die  Emissionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung  der  Umweltbestimmungen ist daher 
nur  in  Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig und vertretbar. 


Im Hinblick auf  die der  Systemrelevanz  der  Sicherstellung  der  Stromversorgung ist  die  Sa-
nierung  von  Reservekraftwerken innert angemessener Frist als verhältnismässig zu beurtei-
len. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für  die  bestehenden Anla-
gen  Birr, Monthey  und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-
konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektrischer Energie für  den  
Markt  in  einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen 
Immissionen zu erwarten sind. Sie dürfen nur unter Anhörung  des  Standortkantons mit  der  
Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung  des  LRV-konformen Betriebs  in  Abstimmung 
mit  der  Gültigkeitsdauer  der  WResV bis spätestens zum  31.12.2026  erfolgt. Für beste-
hende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute  in die  Wege geleitet werden. 
Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und  in  Betrieb gesetzt werden, für sie 
sind demnach keine Erleichterungen zu gewähren. 


Auch, weil  die  Reservekraftwerke für  den  Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lo-
ckerung  der  LRV nicht akzeptabel.  Dies  würde zu einer Wettbewerbsverzerrung im Ver-
gleich zu anderen Akteuren,  die  auf dem Markt aktiv sind und diese  Standards  einhalten 
müssen, führen. 
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Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 


Freundliche Grüsse 


Im Namen  des  Regierungsrates  


Evi  Allemann 
	 Christoph  Auer  


Regierungspräsidentin 
	 Staatsschreiber 


Beilage: 
— Stellungnahme  der  Vorstände  der  EnDK und  der  BPUK vom  23.10.2024  


Verteiler 
— Bau- und Verkehrsdirektion 
— Direktion für Inneres und Justiz 
— Sicherheitsdirektion 
- VVirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Generalsekretärin EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Generalsekretärin BPUK 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  








 Conseil d’Etat CE 


Staatsrat SR 


 


Route des Arsenaux 41, 1700 Fribourg 


 


T +41 26 305 10 40 


www.fr.ch/ce 


 


Fribourg, le 18 novembre 2024 


2024-1014 
Ordonnance sur l’exploitation des centrales de réserve destinées à la production 
d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie grave d’électricité – 
Procédure de consultation 


Monsieur le Conseiller fédéral, 


Nous nous référons au courrier du 21 août 2024 sur l’objet cité en titre, lequel a retenu toute notre 


attention. Nous avons l’honneur de vous transmettre notre détermination y relative. 


Après analyse des documents transmis, nous vous informons que le Conseil d’Etat se rallie à la 


prise de position conjointe de la Conférence des directeurs cantonaux de l’énergie (EnDK) et de la 


Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de l’aménagement du territoire et 


de l’environnement (DTAP) du 23 octobre 2024. 


En vous remerciant de nous avoir consultés et de bien vouloir prendre en compte notre détermina-


tion, nous vous prions d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, l’expression de notre considération 


distinguée. 


 


 


Au nom du Conseil d’Etat : 


Jean-Pierre Siggen, Président 


 


 


 


 


Danielle Gagnaux-Morel, Chancelière d’Etat 
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kanton Slarus ffi
Telefon 055 646 60 11/12fi5
E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch


A


Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus


Eidgenössisches Departement
für Wirtschaft, Bildung und Forschung
3003 Bern


Glarus, 29. Oktober 2024


Vernehmlassung i. S. Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur
Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage -
Vernehmlassung der Kantone und mit interessierten Kreisen


Sehr geehrte Damen und Herren


Das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation gab uns
in eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir
uns lassen uns gerne wie folgt vernehmen:


Wir unterstützen die gemeinsame Stellungnahme von EnDK und BPUK.


Genehmigen Sie, sehr geehrte Damen und Herren, den Ausdruck unserer vorzüglichen
Hochachtung.


Freundli Grüsse


Regierungsrat


,//1q
Arpad


Landammann


Beilage:
- Stellungnahme von EnDK und BPUK vom 23. Oktober 2024


ber


E-Mail an (PDF- und Word-Version): energie@nbwl.admin.ch







Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage


Proc6dure de consultation sur le projet d'ordonnance sur I'exploitation des centrales de 16-


serve destin6es ä la production d'6nergie 6lectrique pour le march6 en cas de p6nurie
grave d'6lectricit6


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull'esercizio delle centrali di riserva
per Ia produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria


Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK


Haus der Kantone
Speichergasse 6


3001 Bern


23.10.2024


ltrp
Staatsrat Roberto Schmidt
Präsident EnDK


O rganisation I O rganizzazione


Adresse llndirizzo


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma







-tr il{
Staatsrat Jean-Frangois Steiert
Präsident BPUK


Vöronique Bittner


Generalsekretärin EnDK


veroniq ue. bittner@endk.ch


031 320 30 08


Mirjam Bütler


Generalsekretärin BPUK


miriam.buetler@ bouk.ch


031 320 16 91


Bitte senden Sie lhre Stellungnahme elektronisch an enerqie@bwl.admin.ch.
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns lhre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.


Merci d'envoyer votre prise de position par courrier 6lectronique ä enerqie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier 6lectronique facili-
tera grandement notre travail. D'avance, merci beaucoup.


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica gjglglg.@bwl.aqmin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a


trasmetterci elettronicamente ivostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques g6n6rales / Osservazioni generali


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.


Die Vorlage schafü die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als lnterventionsmassnahme auf der Grundlage


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen - anders als bei der WResV vorgesehen - die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsa2, wonach die Reservekraftwerke im Falle einerdrohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung:


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-
situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-
bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüftwerden, ob die Kraftwerksbetreiberdiese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden,


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung.


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. ln der vorliegenden Verordnung


fehlen solche Kriterien. Damitwird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der


Stromreserve äss WResV bzw. zur Aktivierun von OSTRAL mäss LVG. Grundsätzlich sollte der m liche Einsatz an das ifen von
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände
der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Anderung des
StromVG (<Stromreserve>) Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-
heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-
sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig
und vertretbar.


lm Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-
ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr,
Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb ernes Reservekraftwerks zur Eneugung elektri-
scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen lmmissionen zu erwarten sind. Sie
dürfen nur unterAnhörung des Standortkantons mitderAuflage erteiltwerden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung
mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31 .12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute
in die Wege geleitetwerden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetztwerden, für sie sind demnach keine
Erleichterungen zu gewähren.


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer
Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diebe Standards einhalten müssen, führen.


lm Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage
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Begrilndung I Bemerkung
Justlfication / Remarques
Motivazione / Osservazioni
Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben
zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-
den Verordnung.


Zu Arl.2 Abs. 1:


Die zusätzliche Energ ieerzeu gung mit fossilen Energ ieträ-
gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-
gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie
ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-
den darf.


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung
gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung
etc.) gekoppelt sein.


Zu Bst. b streichen:


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-
stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe
einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-
bestimmungen des USG und ist praxisfremd.


Zu Bst. c streichen:


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion,
stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in
der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine
Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-
grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-
werken zu qestatten. Es ist zu prüfen. ob die Vermarktunq


Antrag
Proposltion
Richiesta


Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-
malen Geltungsdauer der Verordnung.


Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-
gänzung unterstrichen) :


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar
drohenden oder während einer schweren Mangellage
elektrische Energie für den inländischen Markt.


Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der
Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-
greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.


Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4


Buchstabe c streichen


Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo. numero (alleoato)


Artikel 1


Geltungsbereich


Artikel 2


Grundsätze


Artikel 3


Nichtanwendbarkeit von Best-
immungen anderer Erlasse
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Begründung / Bemerkung
Justiflcation / Remarques
Motivazione / Osseryazioni
der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl


Ausführungen zu Art. 6).


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG)


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-
zungen in Anh. 2 Ziff . 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3
Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art.4,
wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid
so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich
möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und
836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt
<...technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-
bar...>. Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich,
wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist.


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall
und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-
mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den
bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese
dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026
nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt
somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die lmmissionsgrenz-
werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden.


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen
der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig.


Antrag
Proposition
Richiesta


Titel ergänzen mit <Erleichterungen>: neu: <Emissi-
onsbegrenzungen - Erleichterungen>
Streichen der Bestimmung in Art.4 und Neuformulie-
rung wie folgt:


I Unter der Voraussetzunq, dass keine übermässiqen
lmmissionen zu erwarten sind. dürfen die vorsorqlichen
Emissionsbeorenzunoen für Stickoxide und Kohlenmo-
noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne
der WResV bis länqstens 31.12.2026 oemildert werden.


2 Für Neuanlaoen können keine Erleichterunoen oe-


währt werden.


Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo. numero (alleqato)


Artikel4


Emissionsbegrenzungen
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Begründung I Bemerkung
Justifi catlon I Remarques
Motivazione / Osservazloni
Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber
hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-
menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-
legen.


Zur Ergänzung von Art. 5:


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-
ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-
gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten
Kompetenzordnung nach Art. 41 USG (<Vollzugskompeten-


zen des Bundes>. Demgemäss sind die Kantone anzuhören;
überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-
sichtigen.


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet
erfüllen. lm erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf
einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-
den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-
rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-
gungslage zu erfolgen hat.


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst


Antrag
Proposition
Richiesta
Absatz 3 streichen


Ergänzen von Art. 5 wie folgt:


6Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-
tebehörden an und berücksichtiqt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen.


7 Die Bewilliouno wird der ieweilioen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Taoen mitoeteilt.


Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5


Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat.


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den
Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist.


Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-
markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach


Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo. numero (alleqato)


Artikel 5


Bewilligung


Artikel 6


Betriebsbereitschaft , Vermark-
tung und Lieferung


Artikel 7
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Begründung I Bemerkung
Justlfication I Remarques
Motivazione / Osservazioni
vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-
nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-
zlelen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-
ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des
gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für
den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen
mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig.


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV
ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet.


Antrag
Proposition
Richlesta


die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-
gung verrechnet werden.


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2


2 Sie oilt bis zum 31 12 2026


Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chlffre (annexe)
Articolo. numero (alleqato)


Entschädigung


Artikel I


Meldepflicht der Betreiber ge-
gen ü ber Aufsichtsbehörden


Artikel 9


lnformationspflicht der natio-
nalen Netzgesellschaft


Artikel 10


Verwendung von Gewinn oder
Verlust


Artikel 11


lnkrafttreten
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Zur Verordnung über die Anderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes


Anhang 1 des Landesversorgungsgesefues vom 17. Juni 2016


Antrag: Zifl. ...: Streichen


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen
Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.
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Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage; Vernehmlas-


sung an das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und For-


schung (WBF) 


Stellungnahme 


 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Mit Schreiben vom 21. August 2024 haben Sie die Kantone eingeladen, sich zur Ver-


ordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 


für den Markt in einer schweren Strommangellage zu äussern.  


 


Diese Verordnung soll den Betrieb der Reservekraftwerke im Fall einer unmittelbar 


drohenden oder bereits bestehenden Strommangellage unabhängig von einer fehlen-


den Markträumung ermöglichen. Sie stützt sich auf das Bundesgesetz über die wirt-


schaftliche Landesversorgung (LVG; SR 531) und wird vom Bundesrat bei einer 


schweren Strommangellage im Sinn einer dringlichen Veröffentlichung in Kraft ge-


setzt (Art. 7 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Sammlungen des Bundesrechts 


und das Bundesblatt, Publikationsgesetz, PublG; SR 170.512). 



mailto:energie@bwl.admin.ch
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A. Im Allgemeinen 


Die Regierung des Kantons Graubünden unterstützt vollumfänglich die ge-


meinsame Stellungnahme der Konferenz kantonaler Energiedirektoren (EnDK) 


und der Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone (BPUK) 


vom 23. Oktober 2024 (s. Beilage).  


 


Gleich wie die EnDK und BPUK ist auch die Bündner Regierung der Auffas-


sung, dass die in der Schweiz in Mangellagen produzierten Stromreserven nur 


kurzfristig ausreichen und daher keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung 


der Stromversorgung leisten. Vielmehr braucht es für die langfristige Gewähr-


leistung der Stromversorgungssicherheit, unter anderem, einen massiv ver-


stärkten Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz.  


 


Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren. Sie 


sind ausschliesslich für die Stromproduktion in schweren Mangellagen be-


stimmt. Die Regierung erachtet es deshalb als zentral, dass die Kriterien, ab 


wann und wie lange die Reservekraftwerke zum Einsatz kommen, in der vom 


Bundesrat vorgeschlagenen Verordnung eindeutig festgelegt werden.  


 


Tritt eine schwere Mangellage ein, in welcher die Reservekraftwerke zum Ein-


satz kommen, ist zu beachten, dass diese ihren Strom ebenso für den Markt 


produzieren wie alle anderen Stromproduzenten. Aus diesen Gründen ist es 


nicht nachvollziehbar, warum die Reservekraftwerke von einer allgemeinen 


Lockerung der Umweltbestimmungen profitieren sollten, wie dies der Bundes-


rat in der vorliegenden Verordnung vorsieht. Eine solche Lockerung führt im 


Verhältnis zu den anderen Stromproduzenten, die sich an die Umweltstan-


dards halten müssen, zu Wettbewerbsverzerrungen. Diese Ungleichbehand-


lung ist abzulehnen (zur umweltrechtlichen Einschätzung siehe Teil B).   


 


Antrag: 


- Die Bündner Regierung unterstützt umfassend die Anträge und Begrün-


dungen in der Stellungnahme der Konferenz kantonaler Energiedirektoren 
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(EnDK) und der Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kan-


tone (BPUK) vom 23. Oktober 2024. Auf diese Stellungnahme sei verwie-


sen (Beilage). 


 


 


B. Im Einzelnen 


Zur Bestärkung und in Ergänzung der Stellungnahme der EnDK und BPUK kritisieren 


wir vor allem folgende Punkte an der vom Bundesrat vorgeschlagenen Verordnung: 


 


 


I. Allgemeine Bemerkungen 


Die Reservekraftwerke werden mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Ein-


satz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Emissionsgrenz-


werte nicht eingehalten werden, verstossen die Reservekraftwerke gegen gel-


tende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. 


Zudem führt diese Ungleichbehandlung mit anderen Kraftwerken zu Marktver-


zerrungen. Deshalb ist es aus Sicht der Regierung Graubündens geboten, den 


Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch 


Angaben zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehenden Ver-


ordnung. 


 


Mit der in Art. 3 bis 5 der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbe-


stimmungen, besonders der Luftreinhalte-Verordnung (LRV; SR 


814.318.142.1), ist die Regierung des Kantons Graubünden nicht einverstan-


den. Die LRV entspricht dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke 


können so ausgestattet werden, dass sie die Emissionsbegrenzungen einhal-


ten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefäl-


len und nur befristet verhältnismässig und vertretbar. 


 


Im Hinblick auf die Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist 


die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemessener Frist als verhält-


nismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Vorausset-


zungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, Monthey und Cornaux zu ge-


währen. Bewilligungen dürfen für einen «nicht LRV-konformen Betrieb eines 
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Reservekraftwerks zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage» nur erteilt werden, wenn keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind. Sie dürfen nur unter Anhörung des Standort-


kantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-


konformen Betriebs in Abstimmung mit der Gültigkeitsdauer der Winterreser-


veverordnung (Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve für den 


Winter, WResV; SR 734.722) bis spätestens zum 31. Dezember 2026 erfolgt. 


Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute in die 


Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt 


und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine Erleichterungen zu 


gewähren. 


 


 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 


Titel der Verordnung 


 


Antrag: 


- Der Titel der Verordnung ist zu vereinfachen, mitunter ist die Verordnung 


mit einem Kurztitel und/oder einer Abkürzung zu versehen.  


 


Art. 1 Geltungsbereich 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so begrenzt wie mög-


lich gehalten werden. Es braucht Angaben zu Beginn und Ende der hier zur 


Vernehmlassung stehenden Verordnung (vgl. auch den Antrag zu Art. 11). 


 


Antrag: 


- Es ist eine Bestimmung zur Festsetzung der maximalen Geltungsdauer der 


Verordnung einzufügen (s. Art. 11).  


 


Art. 2 Grundsätze 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträgern soll auf ein Mi-


nimum beschränkt sein. Es muss sichergestellt sein, dass die so produzierte 


elektrische Energie ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt 


werden darf.  
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Der mögliche Einsatz der Reservekraftwerke sollte zeitlich beschränkt werden 


und an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung gemäss LVG 


(Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung etc.) gekoppelt sein. 


 


Anträge: 


- Die produzierte elektrische Energie soll nur auf dem inländischen Markt be-


reitgestellt werden dürfen. Abs. 1 ist dahingehend zu präzisieren, also: 


«1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar drohenden oder 


während einer bestehenden schweren Mangellage elektrische Energie für 


den inländischen Markt. » 


- In Art. 2 sind Kriterien aufzuführen, welche den Einsatz der Reservekraft-


werke zeitlich begrenzen und an das Ergreifen von verbrauchssenkenden 


Massnahmen gemäss LVG knüpfen.  


 


Art. 3 Nichtanwendbarkeit von Bestimmungen anderer Erlasse 


Nach dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Art. 3 lit. b sollen die Vorschriften 


der Luftreinhalte-Verordnung hinsichtlich der Emissionsgrenzwerte für Stick-


oxide und Kohlenmonoxid nicht anwendbar sein (Anhang 2 Ziffern 834 und 


836 Absatz 1 LRV).  


 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbestimmte Zeit als nicht 


anwendbar zu erklären (ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird vom Bun-


desrat nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. Die von ihm vorgeschla-


gene Regelung widerspricht nach Auffassung der Bündner Regierung den 


Vorsorge- und Schutzbestimmungen des Bundesgesetzes über den Umwelt-


schutz (Umweltschutzgesetz, USG; SR 814.01). Darüber hinaus ist die ge-


plante Regelung auch praxisfremd.  


 


Die Regierung erachtet es als unverhältnismässig, wenn der Bundesrat Geset-


zesrecht wie die zweite Stufe des Immissionsschutzkonzepts (Verschärfungen 


gemäss Art. 11 Abs. 3 USG) und die Regelungen zu Erleichterungen (Art. 17 


USG) oder eventuell zu Massnahmenplänen (Art. 44a USG) längerdauernd 


ausser Kraft setzt bzw. für nicht anwendbar erklärt.  
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Die Nichtanwendbarkeitserklärung von anderen Bundesgesetzen durch den 


Bundesrat im Sinn von Art. 34 LVG darf nur zurückhaltend erfolgen (vgl. dazu 


die Botschaft zur Totalrevision des Landesversorgungsgesetzes, BBl 2014 


7119, 7153). Es besteht ausreichend Zeit, um Gesetzesrecht durch das Parla-


ment zu beschliessen. In diesem Zusammenhang sei auf das Urteil des Bun-


desverwaltungsgerichts in Sachen Reservekraftwerk «Birr» hingewiesen, in 


welchem das Bundesverwaltungsgericht feststellte, dass im Winter 2022/2023 


keine schwere (Strom-)Mangellage bestanden hatte (Urteil des Bundesverwal-


tungsgerichts vom 19. Februar 2024, A-1706/2023, E. 12). Es wäre eine un-


mittelbar drohende oder bereits bestehende schwere Mangellage im Sinne 


des Landesversorgungsgesetzes erforderlich, um die vom Bundesrat vorge-


schlagene Verordnung erlassen zu können (Art. 2 lit. b, Art. 31 Abs. 1 i.V.m. 


Abs. 2 lit. a LVG sowie Art. 32 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 lit. a und c LVG).  


 


Zudem erscheint das Verhältnis zwischen Art. 3 lit. b und dem nachfolgenden 


Art. 4 fraglich (s. bei Art. 4).  


 


Aus diesen Gründen lehnt die Regierung des Kantons Graubünden Art. 3 lit. b 


gänzlich ab.  


 


Antrag: 


- Art. 3 lit. b der Vernehmlassungsvorlage ist zu streichen.  


 


Art. 4 Emissionsbegrenzungen 


In Art. 4 geht es um Erleichterungen im Einzelfall. Die Artikelüberschrift ist da-


hingehend anzupassen (vgl. Art. 17 USG). 


 


Der vom Bundesrat vorgeschlagene Art. 4 bestimmt, dass die Emissionen von 


Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch 


und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Dies steht unseres Er-


achtens im Widerspruch zu Art. 3 lit. b, welcher ermöglicht, die in der LRV ver-


ankerten vorsorglichen Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid als nicht anwendbar zu erklären (Anhang 2 Ziff. 834 und Ziff. 836 Abs. 1 


LRV). Die vorsorglichen Emissionsbegrenzungen gemäss der LRV gelten im 
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Sinn des Vorsorgeprinzips und erfüllen eben gerade die Vorgabe «…technisch 


und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar…» (Art. 11 Abs. 2 i.V.m. Art. 


12 Abs. 1 lit. a USG). Träfe es zu, dass die Grenzwerte in der LRV gar nicht 


als «technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar» zu beurteilen 


sind, müsste man die LRV anpassen. Der vorgeschlagene Art. 4 erweist sich 


damit als fragwürdig, er ist deshalb zu streichen und aus den folgenden Grün-


den neu zu formulieren:  


 


Ist eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig, gewähren die Behörden 


Erleichterungen (Art. 17 USG). Nach dem Umweltschutzgesetz entscheidet 


sich die Frage, ob eine Erleichterung gewährt wird, anhand der Verhältnismäs-


sigkeit im Einzelfall und nicht am Umstand einer generellen Mangellage im All-


gemeinen. Zudem werden solche Erleichterungen in der Praxis nur befristet 


und nicht wiederkehrend gewährt. Ferner dürfen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall die Immissionsgrenzwerte für Luftverunreinigungen nicht überschritten 


werden (Art. 17 Abs. 2 USG).  


 


Gemäss dem Erläuternden Bericht handelt es sich bei den bestehenden Anla-


gen um die Reservekraftwerke Birr, Monthey und Cornaux. Diese dürfen ge-


stützt auf die Winterreserveverordnung (WResV) bis längstens zum 31. De-


zember 2026 als nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab dem 


1. Januar 2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt somit ge-


nügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen. 


 


Was neue Anlagen angeht, ist die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbe-


grenzungen der LRV ohne Weiteres verhältnismässig. Neue Anlagen haben 


dem Stand der Technik zu entsprechen.  


 


Art. 4 ist darum dahingehend umzuformulieren, dass bei den bestehenden Re-


servekraftwerken die vorsorglichen Emissionsbegrenzungen bis längstens 


Ende 2026 gemildert werden dürfen und für Neuanlagen keine Erleichterun-


gen gewährt werden können.  
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Anträge: 


- In der Artikelüberschrift ist festzuhalten, dass es um Erleichterungen geht, 


d.h. «Emissionsbegrenzungen und Erleichterungen»; 


- Der vom Bundesrat vorgeschlagene Art. 4 ist zu streichen und durch fol-


gende zwei Absätze (Abs. 1 und 2) zu ersetzen:  


«1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Immissionen zu er-


warten sind, dürfen die vorsorglichen Emissionsbegrenzungen für Stick-


oxide und Kohlenmonoxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der Winterreserveverordnung (WResV; SR 734.722) bis längstens 31. De-


zember 2026 gemildert werden.  


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt werden. » 


 


Art. 5 Bewilligung 


Nach dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Art. 5 Abs. 3 sind kantonale und 


kommunale Bestimmungen zur Abwärmenutzung, zur Luftreinhaltung, zum 


Lärmschutz und zu Beschränkungen der Betriebsdauer nicht anwendbar.  


 


Wie bei Art. 3 und Art. 4 ausgeführt (s. oben), lehnt es die Regierung Grau-


bündens ab, dass der Bundesrat pauschal massgebendes Bundesgesetzes-


recht ausser Kraft setzen kann. Dies gilt auch – ja vor allem – gegenüber den 


in Art. 5 Abs. 3 erwähnten kantonalen Vorschriften. Es liegt in der Kompetenz 


der Kantone diese Vorschriften festzulegen und nicht in der Legitimation des 


Bundesrats deren Nichtanwendbarkeit zu erklären. Ohnehin würden von den 


Kantonen erlassene Massnahmenpläne – unseres Erachtens – nicht zu den 


«kantonalen Umweltschutzmassnahmen» gehören, da sie gestützt auf 


Art. 44a USG erlassen werden. Dies muss mindestens insoweit gelten, als da-


für keine kantonalen Rechtsgrundlagen geschaffen werden mussten. Art. 5 


Abs. 3 ist deshalb zu streichen.  


 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist gemäss dem Vorschlag des 


Bundesrates das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie 


und Kommunikation (UVEK) zuständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch 


nicht geregelt und damit wohl den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten Kompetenzordnung 
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nach Art. 41 USG («Vollzugskompetenzen des Bundes»). Demgemäss sind 


die Kantone anzuhören; überdies sind ihre Umweltschutzmassnahmen zu be-


rücksichtigen. Art. 5 muss darum dahingehend ergänzt werden (s. Anträge zu 


einem neuen Abs. 6 und Abs. 7).  


 


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet erfüllen. Im Erläu-


ternden Bericht ist daher explizit darauf einzugehen, dass eine Bewilligung vor 


allem in einer bestehenden schweren Mangellage unverzüglich und (unter 


Wahrung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit dem Fokus auf 


Wiederherstellung einer stabilen Versorgungslage zu erfolgen hat. 


 


Anträge: 


- Art. 5 Abs. 3 ist zu streichen;  


- Art. 5 ist mit folgendem Abs. 6 zu ergänzen:  


«6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhaltebehörden an 


und berücksichtigt die kantonalen Umweltschutzmassnahmen. » 


- Art. 5 ist mit folgendem Abs. 7 zu ergänzen:  


«7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luftreinhaltebehörde in-


nert 10 Tagen mitgeteilt. » 


- Im Erläuternden Bericht ist zu erwähnen, dass eine Bewilligung vor allem 


in einer bestehenden schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit dem Fokus auf 


Wiederherstellung einer stabilen Versorgungslage zu erfolgen hat.  


 


Art. 11 Inkrafttreten 


In der Sache geht es bei der vorliegenden Verordnung um Reservekraftwerke 


gemäss der Winterreserveverordnung (WResV). Die WResV ist bis zum 


31. Dezember 2026 befristet. Diesem Datum entsprechend ist die Geltungs-


dauer der vorliegenden Verordnung festzulegen.  


 


Anträge: 


- Die Artikelüberschrift ist hinsichtlich Geltungsdauer zu ergänzen, d.h. «In-


krafttreten und Geltungsdauer»;  
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- Die Geltungsdauer der vorliegenden Verordnung ist in Abs. 2 wie folgt fest-


zulegen:  


«2 Sie [Diese Verordnung] gilt bis zum 31. Dezember 2026. »  


 


 


Zusammengefasst sei nochmals betont: Die Regierung des Kantons Graubünden 


lehnt die vom Bundesrat in der Vernehmlassungsvorlage vorgesehene Lockerung 


von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalte-Verordnung, entschieden ab.  


Wir ersuchen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, 


unsere Anträge zu beachten. Dafür danken wir Ihnen und grüssen Sie mit dem Aus-


druck unserer vorzüglichen Hochachtung.  


 


  


 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 


  
Dr. Jon Domenic Parolini Daniel Spadin 
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– Stellungnahme der EnDK und BPUK vom 23. Oktober 2024  
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 Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement 


 Amt für Natur und Umwelt 


 Departement für Finanzen und Gemeinden 


 Amt für Energie und Verkehr  


 Departement für Infrastruktur, Energie und Mobilität 







 


 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Generalsekretärin EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Generalsekretärin BPUK 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:veronique.bittner@endk.ch

mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  
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Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement 
Bahnhofstrasse 15 
Postfach 3768 
6002 Luzern 
Telefon 041 228 51 55 
buwd@lu.ch 
www.lu.ch 
 


 


 
Eidgenössisches Departement für Wirt-
schaft, Bildung und Energie WBF 
 
Per E-Mail: 
energie@bwl.admin.ch  


Luzern, 5. November 2024 
 
 
Protokoll-Nr.: 1196 
 
 
Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage; Vernehmlassungsver-
fahren 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 21. August 2024 haben Sie die Kantone und weitere Interessierte eingela-
den, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage Stellung zu nehmen. 
 
Im Namen und Auftrag des Regierungsrates teile ich Ihnen mit, dass der Kanton Luzern die 
Absicht des Bundesrats, die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage flexibler 
einsetzen zu können, im Grundsatz unterstützt. Zur Vorlage selbst haben wir indes verschie-
dene Vorbehalte. Insbesondere weisen wir darauf hin, dass die produktionsseitigen Reserven 
keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungssituation in der Schweiz leis-
ten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen 
massiv verstärkten Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein 
Stromabkommen mit der EU. Zudem sind die Kosten für die Reservekraftwerke sehr hoch und 
müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Daher ist es ge-
boten, Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Im Einzelnen verweisen 
wir auf die gemeinsame Stellungnahme der Energiedirektorenkonferenz (EnDK) und der Bau-, 
Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) vom 23. Oktober 2024, der wir uns voll-
umfänglich anschliessen. 
 
  



mailto:energie@bwl.admin.ch
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Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer 
Ausführungen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 


Fabian Peter 
Regierungsrat 


 
 


 








KANTON
NIDWALDEN


LANDAMMANN UND
REGIERUNGSRAT


Dorfplatz 2, Postfach I 246, 637 I Stans


Telefon 041 6 l8 79 02, www.nw.ch


CH-6371 Stans, Dorfplatz 2, Postfach 1246, STK


PER E.MAIL
Eidgenössische Departement
für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Herr Bundesrat Guy Parmelin
Bundeshaus Ost
3003 Bern


Telefon 041 61 8 79 02
staatskanzlei@nw.ch
Stans, ,l9. November 2024


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie
für den Markt in einer schweren Strommangellage. Stellungnahme


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Mit Schreiben vom 21. August 2Q24 eröffnete das Eidgenössische Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF) unter anderem beiden Kantonen das Vernehmlassungsverfah-
ren in Sachen Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage. Für die Möglichkeit zur Stellung-
nahme bedanken wir uns.


Der Kanton Nidwalden begrüsst die vorgeschlagene Verordnung über den Betrieb der Reser-
vekraftwerke. Wir venrueisen auf unsere nachfolgende Begründung.


1 Stellungnahme


1.1 Einleitung


Die Verordnung über den Betrieb von Reservekraftwerken soll die Schweiz dabei unterstützen,
in Situationen einer schweren Strommangellage auf zusätzliche Energiequellen zurückzugrei-
fen und so die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Diese Verordnung stellt sicher, dass
der Bund in einer Notlage Reservekraftwerke zur Deckung des Strombedarfs einsetzen kann,
wodurch die Auswirkungen einer Mangellage auf Wirtschaft und Gesellschaft gemildert wer-
den.


1.2 Auswirkungen und Nutzen der Verordnung


Durch den Einsatz von Reservekraftwerken kann das Risiko, dass Wirtschaft und öffentliche
Einrichtungen durch Stromausfälle oder Engpässe stark beeinträchtigt werden, erheblich re-
duziert werden. Die Bereitstellung und der mögliche Betrieb dieser Kraftwerke bieten eine zu-
sätzliche Energiequelle, die bei einer schweren Mangellage gezielt für den Strommarkt genutzt
werden kann. Damit unterstützt die Verordnung sowohl die Versorgungssicherheit für Haus-
halte und Unternehmen als auch die Stabilität des gesamten Strommarkts.


2024.NWSTK.226 1t2







Stans. 19. November 2024


1.3 Umweltaspekte


Die Verordnung berücksichtigt auch Umweltbelange. Reservekraftwerke, die mit fossilen Ener-
gieträgern wie Gas oder Ol arbeiten, können vorübergehend genutzt werden, wobei das Vor-
sorgeprinzip Anwendung findet. Die Emissionen sollen durch eine bestmögliche Technik auf
ein Minimum reduziert werden. Umweltauflagen wie Grenzwerte für Kohlenmonoxid und Stick-
oxide werden in individuellen Bewilligungen geregelt. Auch wenn diese Emissionen unver-
meidlich sind, wird der Einfluss auf die Umwelt so gering wie möglich gehalten, während gleich-
zeitig die Versorg ungssicherheit gewährleistet wird.


1.4 Kosten und Finanzierung


Die Kosten für den Betrieb der Reservekraftwerke werden durch das Netznutzungsentgelt ge-
deckt, das von den Stromkonsumenten getragen wird. Gewinne aus dem Verkauf von Strom
während Mangellagen sollen dazu beitragen, die Netznutzungsentgelte zu senken, was der
Bevölkerung zugutekommt. lm Fallvon Stromengpässen könnte die rasche Bereitstellung und
Nutzung dieser Reservekraftwerke helfen, die wirtschaftlichen Auswirkungen und Kosten für
die Bevölkerung zu minimieren.


Fazit


Die Verordnung über den Betrieb von Reservekraftwerken ist ein bedeutender Schritt zur Si-
cherung der Energieversorgung in der Schweiz. Sie gewährleistet, dass der Bund in Notlagen
auf zusätzliche Energieressourcen zurückgreifen kann, um die Versorgungssicherheit zu stär-
ken und die negativen Auswirkungen von Mangellagen abzufedern.


Der Kanton Nidwalden unterstützt die Zielsetzung der Verordnung, die langfristige Stabilität
des Schweizer Energiemarkts zu fördern und die Versorgung der Bevölkerung in Krisensitua-
tionen zu sichern.


Der Regierungsrat Nidwalden bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und deren
Berücksichtigung und spricht sich für die Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke
zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage aus.
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Geht an:
- energie@bwl.admin.ch


f.dtf iur. Armin Eberli
Landschreiber


2024.NWSTK.226 2t2








 


Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements VD 


  


  


 


 


 


St. Antonistrasse 4, 6060 Sarnen 
Tel. 041 666 63 30 
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Per E-Mail  


Eidgenössisches Departement für Wirt-
schaft, Bildung und Forschung WBF 
energie@bwl.admin.ch 
 


    


Sarnen, 7. November 2024/OWSTK.5111


Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 


elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 21. August 2024 wurden die Kantone zur Vernehmlassung zur Verordnung über 
den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schwe-
ren Strommangellage eingeladen. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 21. November 2024. Wir 
danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und äussern uns gerne wie folgt:  
 
Inhalt der Vorlage  


Der Bundesrat setzte per 15. Februar 2023 Verordnung über die Errichtung einer Stromreserve für 
den Winter und den Frühling, die sogenannte Winterreserveverordnung (WResV; SR 734.722) in 
Kraft. Die Winterreserveverordnung regelt die jährliche Bildung einer Wasserkraftreserve sowie die 
Bereitstellung einer ergänzenden Reserve mit Reservekraftwerken, Notstromgruppen und Wärme-
kraftkopplungs-Anlagen (WKK-Anlagen), um damit die Resilienz der Winterstromversorgung in der 
Schweiz zu erhöhen. Sie ist bis 31. Dezember 2026 befristet. Der Kanton Obwalden begrüsste da-
mals anlässlich der Vernehmlassung im Herbst 2022 die Vorlage und verwies auf die Stellungnahme 
der Konferenz Kantonaler Energiedirektoren (EnDK).  
 
Gemäss Winterreserveverordnung ist der Abruf der Stromreserve grundsätzlich dann vorgesehen, 
wenn die nachgefragte Menge der Elektrizität das Angebot an der Strombörse für den Folgetag über-
steigt (fehlende Markträumung). Der Einsatz erfolgt nach einer von der Eidgenössischen Elektrizitäts-
kommission (ElCom) festgelegten Abrufordnung. Ein Reserveabruf ohne fehlende Markträumung ist 
nur in Ausnahmefällen bei einer Gefährdung des stabilen Netzbetriebs und zur Erfüllung von internati-
onalen Solidaritätsvereinbarungen möglich. Die fehlende Markträumung als technisches Kriterium 
kann, muss aber nicht, im Rahmen einer Strommangellage erfüllt sein. Aus Sicht des Bundes sollen 
mit der Vorlage neu Interventionsmassnahmen gestützt auf das Landesversorgungsgesetz ergriffen 
werden, bevor das Gesamtsystem zusammenbricht. Ergänzend zu den Einsatzmöglichkeiten gemäss 
Winterreserveverordnung sollen die Reservekraftwerke deshalb auch gezielt im Falle einer Strom-
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mangellage eingesetzt werden können. Dabei soll – anders als bei der Winterreserveverordnung vor-
gesehen – die zusätzlich produzierte Energie in den Strommarkt eingespeist werden. Damit will der 
Bundesrat neben den Bewirtschaftungsmassnahmen zur Verbrauchslenkung auch auf das Angebot 
elektrischer Energie einwirken können. Dafür will der Bundesrat eine umfassende Abwägung der ver-
schiedenen Interessen (Umwelt/Wirtschaft/Gesellschaft) vornehmen. Wie der Einsatz der Bewirt-
schaftungsmassnahmen zur Verbrauchslenkung soll auch ein Einsatz der Reservekraftwerke für den 
Markt verhältnismässig sein. Falsche Marktanreize sollen vermieden werden. Marktbasierte Entlas-
tungsmassnahmen (beispielsweise freiwilliges Abschalten bei sehr hohen Preisen) sollen nicht ver-
drängt werden. Die Verordnung wird erst dann zum Einsatz kommen, wenn eine schwere Mangel-
lage, welche die Wirtschaft nicht selbst bewältigen kann, unmittelbar droht oder bereits besteht. Die 
Vorlage basiert auf dem derzeit geltenden Recht. Sie soll bei Inkraftsetzung der revidierten Erlasse 
(insbesondere bei einer Revision des StromVG) angepasst werden.  
 
Stellungnahme Kanton Obwalden 


Der Kanton Obwalden begrüsst die Vorlage grundsätzlich. Es wäre für die Wirtschaft und die Bevöl-
kerung nur schwer nachvollziehbar, wenn nach dem Ergreifen von einschränkenden Massnahmen 
(gestützt auf das Landesversorgungsgesetz) grosse Teile des öffentlichen Lebens, der Wirtschaft und 
der Gesellschaft eingeschränkt werden oder gar stillstehen und gleichzeitig vorhandene Stromreser-
ven und insbesondere die Reservekraftwerke nicht zum Einsatz kommen könnten. Wichtig ist jedoch, 
dass die Interessenabwägung im Anwendungsfall zwischen den Aspekten der Versorgungssicherheit 
mit denjenigen der Umwelt und der Wirtschaft, namentlich der Strombetreiber, sorgfältig sichergestellt 
wird. Diesbezüglich ist die Vorlage noch nicht ganz ausgegoren. Zudem darf es nicht zu einer unge-
rechtfertigten Marktverzerrung kommen. Die Konferenz kantonaler Energiedirektoren (EnDK) und 
Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) hat am 23. Oktober 2024 
eine Stellungnahme verabschiedet. Diese weist namentlich auf folgende Punkte hin:  
 
- Die Einführung der Swissgrid als Marktakteur widerspricht der Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes (natürliches Monopol bei Swissgrid) und der Produktion im offenen Markt (Un-
bundling-Grundsatz). Sie ist mit grosser Wahrscheinlichkeit mit dem EU-Recht nicht vereinbar 
und gefährdet damit ein Stromabkommen mit der EU, welches für die Stromversorgung der 
Schweiz von zentraler Bedeutung ist. Die Vorlage sollte in Bezug auf die Vereinbarkeit mit dem 
EU-Recht geprüft und gegebenenfalls angepasst werden. 
 


- Es fehlen Angaben zu Beginn und Ende der Verordnung und somit zum Einsatz der Reserve-
kraftwerke. Da der Betrieb mit sehr hohen Kosten und gegebenenfalls mit Verstössen gegen  
geltendes Umweltrecht (insb. Luftreinhaltung) verbunden ist, sollte der Einsatz weitestgehend be-
grenzt werden. Dies ist auch zur Vermeidung von unnötigen Unsicherheiten am Markt zentral.  
 


- Die Lockerungen von Umweltbestimmungen, insbesondere der Luftreinhalteverordnung, in der 
vorliegenden Form sind zu umfassend und sollten entsprechend den Anträgen der EnDK und 
BPUK eingeschränkt werden. 


 
Aufgrund der vorgenannten Argumente schliessen wir uns vollumfänglich der Stellungnahme der 
EnDK und BPUK vom 23. Oktober 2024 an.  
 
Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, für die Kenntnis-
nahme unserer Stellungnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Volkswirtschaftsdepartement 
 
 
Daniel Wyler 
Landstatthalter  
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Kopie an:  
- Kantonale Mitglieder des eidgenössischen Parlaments 
- Regierungsrat (Zirkulationsmappe) 
- Volkswirtschaftsdepartement  
- Volkswirtschaftsamt 
- Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
- Bau- und Raumentwicklungsdepartement 
- Amt für Raumentwicklung und Energie 
- Staatskanzlei mit den Akten (OWSTK.5111) 








Regierung des Kantons St.Gallen 


 


Regierung des Kantons St.Gallen, Regierungsgebäude, 9001 St.Gallen  


Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung 
Bundeshaus Ost 
3003 Bern 


Regierung des Kantons St.Gallen 
Regierungsgebäude 
9001 St.Gallen 
T +41 58 229 89 42 
info.sk@sg.ch 


St.Gallen, 12. November 2024 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage; Vernehmlassungsant-
wort 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Mit Schreiben vom 21. August 2024 laden Sie uns zur Vernehmlassung zur Verordnung 
über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt 
in einer schweren Strommangellage ein. Wir danken für diese Gelegenheit und nehmen 
gern wie folgt Stellung: 


Die Regierung des Kantons St.Gallen unterstützt die vorliegende Verordnung im Grund-
satz. Sie hat das Potenzial, die Stromversorgung der Schweiz in Krisenzeiten zu verbes-
sern und stärkt die Handlungsfähigkeit des Bundesrats in energetischen Notlagen. Aus 
Sicht der Regierung sollten die Kriterien für den Einsatz von Reservekraftwerken und das 
Zusammenspiel mit den restlichen in der eidgenössischen Winterreserveverordnung (SR 
734.722) festgelegten Reserven jedoch klar definiert sein. Zudem fordern wir im Falle ei-
ner Inbetriebnahme von Reservekraftwerken eine unmittelbare Information der kantonalen 
Behörden. 


Die Verordnung ermöglicht es, gezielt Reservekraftwerke einzusetzen, um die Auswirkun-
gen einer Strommangellage auf Bevölkerung und Wirtschaft effektiv abzumildern. Durch 
die Ausweitung des Einsatzes auf Fälle einer unmittelbar drohenden Mangellage wird zu-
sätzliche Flexibilität geschaffen, was die Versorgungssicherheit verbessern kann, wenn 
die Abstimmung mit ergänzenden Massnahmen und Reserven zielgerichtet erfolgt. Dies-
bezüglich würde die Regierung befürworten, wenn marktbasierte Massnahmen, wie etwa 
Auktionen für Verbrauchsreduktionen von stromintensiven Unternehmen, ebenfalls detail-
liert und auf Verordnungsstufe ausgearbeitet würden. So könnte der Markt flexibel auf 
Preisschwankungen reagieren, während Reservekraftwerke weiterhin als letzte, durch-
dachte Massnahme zum Einsatz kommen würden. 
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Falls Reservekraftwerke zum Einsatz kommen müssen, ist es aus Sicht der Regierung 
zentral, dass die kantonalen Behörden so schnell wie möglich darüber informiert werden. 
Die in Art. 8 des Verordnungsentwurfs aufgeführte Meldefrist an die Kantone sollte daher 
angepasst werden. Wir regen an, dass die entsprechende Meldung nicht innerhalb einer 
Woche, sondern unmittelbar nach Entscheid über die Inbetriebnahme der Reservekraft-
werke erfolgen soll. Dies ist notwendig, um die lokale Bevölkerung möglichst frühzeitig 
über die grenzwertüberschreitenden Emissionen informieren und allenfalls innert nützli-
cher Frist abfedernde Massnahmen ergreifen zu können. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 


Im Namen der Regierung 


Susanne Hartmann 
Präsidentin 


Dr.  Benedikt  van Spyk 
Staatssekretär 


Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an: 
energie@bwl.admin.ch 
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Kanton Schaffhausen 
Baudepartement 


Beckenstube  7 
CH-8200  Schaffhausen 


www.sh.ch  


T  +41 52 632 73 67 Baudepartement 
sekretariat-bd©sh.ch 


Bundesamt für wirtschaftliche 
Landesversorgung 
Geschäftsstelle Energie 


per  E-Mail  an:  energie@bwl. admin. ch 


Schaffhausen,  7.  November  2024 


Vernehmlassung WBF betreffend Verordnung über  den  Betrieb  der  Reservekraftwerke zur 


Erzeugung elektrischer Energie für  den  Markt  in  einer schweren Strommangellage 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom  21.  August  2024  haben Sie uns zur Stellungnahme  in  obgenannter 


Angelegenheit eingeladen, wofür wir uns bedanken. 


Gerne teilen wir Ihnen mit, dass wir  der  Vorlage im Grundsatz zustimmen können. Wir erachten 


den  Aufwand respektive  den  volkswirtschaftlichen Schaden infolge einer Mangellage im Verhältnis 


zu  den  Mehrkosten für vertretbar. Gerne verweisen wir ansonsten auf das angehängte 


Antwortformular. 


Vielen Dank für  die  Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 


Freundliche Grüsse 


DER D ORSTEHER 


Martin Kessler,  Regierungsrat 


Beilage: 
- Antwortformular 


Kopie  an  (incl. Antwortformular): 
-  FD 
-VD 
- EFS 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 
Organisation / Organizzazione Kanton Schaffhausen 


Adresse / Indirizzo Beckenstube 7 
8200 Schaffhausen 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 07.11.2024 
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Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-
dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 
téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Patrick Spahn, Departementssekretär Baudepartement, patrick.spahn@sh.ch, 052 632 73 08 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wie begrüssen die Absicht des Bundesrates, bei einer schweren Strommangellage die Reservekraftwerke flexibler einsetzen zu können. Damit kann das 
Risiko von Netzzusammenbrüchen vermindert werden. Mit einigen Eckpunkten sind wir jedoch nicht einverstanden. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  
Article, chiffre (annexe) 
Articolo, numero (allegato) 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 2 Wir beantragen eine Präzisierung von Art. 2 bzw. eine klare 
Definition, wann Reservekraftwerke eingesetzt werden dür-
fen. 


Es ist nicht klar definiert, unter welchen Bedingungen die Re-
servekraftwerke Strom für den Markt produzieren dürfen. Der 
Betrieb könnte beispielsweise an das Vorhandensein von 
Kontingentierungen geknüpft sein. 


 


    


    


    


    


 





		Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali

		Art. 2






Regierungsrat des Kantons Schwyz VERSENDET AM 1 2. NOV. 2024 


kantonschwyzl ·- 6431 Schwyz, Postfach 1260 


per E-Mail 
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung WBF 
3003 Bern 
energie@bwl.admin.ch 


Schwyz, 5. November 2024 


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den 
Markt in einer schweren Strommangellage 
Vernehmlassung des Kantons Schwyz 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Mit Schreiben vom 21. August 2024 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) den Kantonsregierungen die Unterlagen zur Verordnung über den Betrieb der 
Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangel­ 
lage zur Vernehmlassung bis 21. November 2024 unterbreitet. 


Der Kanton Schwyz begrüsst die Vorlage vollumfänglich. 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse­ 
rer vorzüglichen Hochachtung. 


Im Namen des Regierungsrates: 


~-~~ 
Michael Stähli 
Landammann 


"---0-- 
Dr. Mathias E. Brun 
Staatsschreiber 








V o I k s w i rt s c h a fts d e p a rte m e nt


Rathaus
Bartüssergasse 24
4509 Solothurn
Telefon 032 627 24 32
kanzlei@vd.so.ch
so.ch


Brigit Wyss
Regierungsrätin


Itt: K A 
" 


to tso lothu rn


Eidgenössisches Departement f ü r
Wirtschaft, Bildung und Forschung
WBF
Bundeshaus Ost
3003 Bern


per E-Mail an:
energie@bwl.admin.ch


31. Oktober 2024


GK 6428


Vernehmlassung zur Verordnung über den Betrieb d'er Reservekraftwerke zur Erzeu-
gung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage


Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin
Sehr geehrte Damen und Herren


Der Kanton Solothurn bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme in oben erwähnter
Angelegenheit.


Da es sich um formelle Anpassungen handelt, die nur im Falle von einer Strommangellage zum
Tragen kommen, verzichten wir in Bezug auf die Versorgungssicherheit auf eine Stellungnahme
Der Kanton Solothurn verweist in Bezug auf die Umweltauswirkungen - insbesondere Luftrein-
haltung - auf die Stellungnahme der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU).


Freundliche Grüsse3ü F
Brigit Wyss
Regierungsrätin


Kopie: Gabriel Zenklusen, Chef Amt für Umwelt
Remo Frei, Chef Amt für Wirtschaft und Arbeit
Christoph Stotzer, Chef a.i Amt für Militär und Bevölkerungsschutz
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Il Consiglio di Stato 
 Consigliere federale 
 Guy Parmelin 
 Direttore DEFR 
 3003 Berna 
  


energie@bwl.admin.ch (pdf e word) 
 
 
Procedura di consultazione 
Ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva per la produzione di energia 
elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 
 
Signor Consigliere federale, 
gentili signore e signori, 
 


vi ringraziamo per essere stati coinvolti nella procedura di consultazione relativa alla 
nuova Ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva per la produzione di energia 
elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria. 
Lo scrivente Consiglio condivide l’obiettivo principale della nuova Ordinanza prevista dal 
Consiglio Federale, che mira ad un utilizzo più flessibile delle centrali di riserva disponibili, 
utilizzandole contemporaneamente alle misure di controllo dei consumi. Ciò al fine di 
mitigare nel limite del possibile l’impatto di queste misure sulla popolazione e 
sull’economia evitando o perlomeno ritardando l’introduzione di misure più severe, come 
ad esempio le interruzioni programmate dell’erogazione di energia elettrica (i cosiddetti 
disinserimenti della rete). 
Tuttavia lo scrivente Consiglio rileva alcuni punti critici del disegno di legge proposto, che 
riportiamo di seguito.   
 
Considerazioni generali 
1) Lo scrivente Consiglio rileva che le riserve di elettricità realizzate con la OREI e il nuovo 


disegno di legge in oggetto costituiscono delle misure temporanee utili, ma che non 
contribuiscono in maniere determinante a garantire la sicurezza 
dell’approvvigionamento elettrico del Paese. Una garanzia a lungo termine della 
sicurezza di approvvigionamento è possibile unicamente attraverso un aumento 
massiccio della produzione di energia elettrica rinnovabile da fonti indigene e un 
accordo sull’elettricità con l’UE.  


2) In merito alla conclusione di un accordo sull’elettricità con l’UE, lo scrivente Consiglio 
ritiene che i negoziati in corso non dovrebbero essere ulteriormente complicati da 
nuovi disegni di legge che probabilmente difficilmente saranno poi compatibili con le 
basi giuridiche dell’UE. Lo scrivente Consiglio ritiene pertanto opportuno che il disegno 
di legge in oggetto sia compatibile con il diritto dell’UE.  



mailto:can@ti.ch
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3) I costi delle centrali di riserva sono elevati e sono a carico dei consumatori finali. Inoltre, 
le centrali sono alimentate da combustibili fossili e il loro utilizzo provoca emissioni di 
CO2 e di altro tipo. Lo scrivente Consiglio ritiene pertanto che l'uso delle centrali di 
riserva debba essere limitato il più possibile. Tuttavia, nel disegno di legge presentato, 
mancano informazioni sui termini di entrata in vigore dell'ordinanza in consultazione, 
che dovrebbe essere limitata allo stretto necessario (vedasi anche il seguente punto 
2.d delle considerazioni ambientali). 


4) La produzione di elettricità per il mercato attraverso le centrali di riserva, comporta 
delle distorsioni del mercato. Per scongiurare un'imminente situazione di carenza, la 
Commissione federale dell'energia elettrica (ElCom) deve prevedere misure di 
accompagnamento per ridurre al minimo l'intervento sul mercato e la distorsione dei 
prezzi. L'attuale ordinanza non specifica i criteri previsti per perseguire tale scopo. Ciò 
può creare una grande incertezza nel mercato. Lo scrivente Consiglio ritiene quindi 
indispensabile definire chiaramente i criteri necessari per stabilire quando e per quanto 
tempo le centrali elettriche devono essere utilizzate in base all'ordinanza sulle centrali 
di riserva. In tal senso è necessaria chiarezza anche per regolamentare chiaramente 
la produzione per il mercato rispetto alla riserva di energia elettrica ai sensi della OREI 
e l'attivazione dell'OSTRAL ai sensi della LAP. In linea di principio, l'eventuale utilizzo 
della produzione per il mercato dovrebbe essere legato all'attuazione di misure di 
gestione dei consumi in conformità con la LAP. 


5) Lo scrivente Consiglio non condivide l’allentamento delle disposizioni ambientali 
previsto dal disegno di legge proposto, in particolare in merito all’ordinanza sul 
controllo dell’inquinamento atmosferico (OIAt), che corrisponde allo stato della tecnica 
e di conseguenza le centrali elettriche di riserva devono rispettare. Tali aspetti vengono 
ulteriormente approfonditi nelle seguenti “Considerazioni ambientali”. 


Dal profilo ambientale, abbiamo inoltre identificato diversi problemi specifici di natura 
pratica e formale. 
 
Considerazioni ambientali (qualità dell'aria) 
Lo scrivente Consiglio è concorde con le considerazioni sollevate dall'associazione 
Cercl'Air e intende riprenderle di seguito formulando le seguenti richieste: 
 


1) Alleggerimenti sui limiti di emissione per impianti esistenti (Birr, Monthey e Cornaux) 
devono essere possibili solo a condizione che non si prevedano emissioni eccessive 
e che la conformità all'Ordinanza contro l'inquinamento atmosferico (OIAt) sia 
raggiunta al più tardi entro il 31.12.2026 (che corrisponde con il periodo di validità 
dell'OREI). Un'autorizzazione per “l'esercizio non conforme all'OIAt di una centrale di 
riserva destinata a produrre energia elettrica per il mercato in caso di grave carenza di 
elettricità” può essere rilasciata solo previa consultazione del Cantone in cui si trova la 
centrale. 


2) Per i nuovi impianti non devono essere concessi alleggerimenti sui limiti di emissione. 
La necessità di aumentare l'offerta sul mercato (oltre a quanto concesso dall'OREI) 
abbinata alla necessità di dichiarare inapplicabili a tempo indeterminato (quindi senza 
indicazione del periodo di validità) alcune parti della legislazione in materia di qualità 
dell'aria non è accettabile e comporterebbe una distorsione della concorrenza rispetto 
agli altri attori che operano sul mercato e che devono rispettare questi standard. 
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Dal punto di vista del controllo dell'inquinamento atmosferico, formuliamo quindi le 
seguenti osservazioni: 
 


a) La non applicabilità dei limiti preventivi di emissione dell’OIAt prevista dall'art. 3, lettera 
b) è in contraddizione con l'art. 4, secondo cui le emissioni di ossidi di azoto e 
monossido di carbonio devono essere limitate nella misura in cui sono tecnicamente e 
operativamente fattibili, nonché economicamente sopportabili. 


b) Le disposizioni superiori della Legge sulla protezione dell’ambiente (LPAmb) non 
possono essere modificate o abrogate da un'ordinanza. Dunque l'art. 11 cpv. 3 relativo 
all'inasprimento dei limiti di emissione, l'art. 17 cpv. 1 relativo a facilitazioni per singoli 
casi e cpv. 2 sul rispetto dei valori limite di emissione, l'art. 41 relativo alle competenze 
esecutive della Confederazione e l'art. 44a relativo ai piani dei provvedimenti della 
LPAmb rimangono validi. Di conseguenza rimangono validi anche i seguenti articoli 
dell'OIAt: art. 2 cpv. 5 sulle emissioni eccessive, art. 5 sui limiti di emissione più severi 
e l'art. 31 e seguenti sull'allestimento di un piano dei provvedimenti. Anche le 
disposizioni cantonali basate su tali articoli non possono essere annullate. 


c) L'art. 5 prevede che il rilascio dell'autorizzazione all'esercizio sia di competenza del 
DATEC. Tuttavia, l'esecuzione non è regolamentata e viene lasciata ai Cantoni. 
Questa procedura non è compatibile con una ripartizione coerente delle competenze 
ai sensi dell'art. 41 della LPamb. Conformemente a tale articolo, i Cantoni devono 
dapprima essere consultati e le loro misure di protezione ambientale devono essere 
prese in considerazione. 


d) Mancano informazioni sul periodo di entrata in vigore dell'ordinanza sottoposta a 
consultazione. L'ordinanza dovrebbe entrare in vigore solo nel periodo necessario, 
senza che sia fissato un periodo massimo di validità. Ai sensi dell'art. 17 della LPAmb 
alleggerimenti dei limiti di emissione in casi specifici sono possibili se il risanamento 
appare sproporzionato. Ciò significa che la proporzionalità deve essere valutata caso 
per caso e non in relazione a una situazione generale di carenza. In pratica, gli sgravi 
vengono concessi sulla base dei costi del risanamento, dei benefici ottenuti, dei costi 
risparmiati e delle entrate aggiuntive, e sono limitati nel tempo e non ricorrenti. In 
particolare non devono comportare vantaggi rispetto alla concorrenza, i quali sono 
probabili in caso di produzione di elettricità per il mercato. Nel caso delle centrali di 
riserva, è tecnicamente possibile rispettare i limiti di emissione preventivi dell'OIAt. In 
considerazione del carattere a lungo termine dell’ordinanza in consultazione e 
dell'importanza sistemica di garantire l'approvvigionamento di energia elettrica, il 
risanamento delle centrali di riserva entro un periodo di tempo ragionevole deve essere 
considerato proporzionato, per cui si ritiene che si possano concedere eventuali 
agevolazioni solo per un breve periodo. Il risanamento delle centrali di riserva esistenti 
può di fatti essere attuato a partire da subito. Le nuove centrali possono essere 
approvate e messe in funzione senza concedere alcuna facilitazione.  
 


Considerazioni di dettaglio sui singoli articoli  
In merito ai singoli articoli previsti dalla nuova Ordinanza, lo scrivente Consiglio formula 
le seguenti considerazioni: 
 


Art. 2, cpv. 1: Principi 
L’Ordinanza in oggetto non specifica adeguatamente i criteri che determinano una 
situazione di penuria energetica imminente o sopraggiunta, che consentirebbe l’utilizzo 
delle centrali elettriche di riserva per l’immissione di energia elettrica sul mercato.  
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Lo scrivente Consiglio ritiene indispensabili definire i criteri da considerare in tal senso 
per trasparenza ed evitare incertezza nel mercato elettrico.   
La produzione di energia supplementare da fonti energetiche fossili, in particolare quando 
gli impianti beneficiano di alleggerimenti ai sensi della legislazione ambientale vigente, 
deve essere ridotta al minimo. Deve essere garantito che l'energia elettrica così prodotta 
possa essere resa disponibile solo per il mercato nazionale. 
 
Richiesta di modifica dell’art. 2, cpv. 1 
Specificare i criteri che determinano una situazione di grave penuria di energia elettrica 
imminente o già sopraggiunta e che si tratta del mercato nazionale. 
 
1Le centrali di riserva producono energia elettrica per il mercato nazionale in una 
situazione di grave penuria imminente o già sopraggiunta. 
 


 
Art. 3, lett. b): Sospensione di disposizioni di altri atti normativi 
La necessità di dichiarare inapplicabili alcune parti della legislazione sul controllo 
dell'inquinamento atmosferico per un periodo di tempo indefinito è in contraddizione con 
le disposizioni della LPAmb (diritto superiore) 
 
Richiesta di modifica dell’art. 3, lett. b) 
Eliminare la lettera b) 
 
b. allegato 2 numeri 834 e 836 capoverso 1 dell’ordinanza del 16 dicembre 19853 
contro l’inquinamento atmosferico; 


 
Art. 4: Limitazioni delle emissioni 
È necessaria una valutazione caso per caso (art. 17 LPAmb). 
Secondo il rapporto esplicativo, gli impianti esistenti sono quelli di Birr, Monthey e 
Cornaux, i quali ai sensi dell’OREI possono essere gestiti in modo non conforme all'OIAt 
fino al 31.12.2026 al più tardi. Ciò lascia tempo sufficiente per risanare questi impianti 
conformemente a quanto richiesto dall’OIAt. 
Ai sensi dell'articolo 17, cpv 1, della LPAmb, i valori limite di emissione degli inquinanti 
atmosferici non possono in ogni caso essere superati in caso di facilitazioni nell’ambito 
del risanamento. 
Prima di costruire o ristrutturare un impianto fisso o un impianto di trasporto che si 
prevede possa emettere quantità significative di inquinanti, le autorità possono richiedere 
al proprietario di presentare una previsione delle immissioni (articolo 28 OIAt "Previsione 
delle immissioni"). 
Il rispetto dei limiti di emissione OIAt per i nuovi impianti è da ritenersi proporzionale. 


Richiesta di modifica dell’art. 4 
Completare il titolo con "alleggerimenti" -> Limitazione delle emissioni – Alleggerimenti. 
Eliminare: 
Le emissioni di ossidi di azoto e monossido di carbonio devono essere limitate nella 
misura massima consentita dal progresso tecnico, dalle condizioni d’esercizio e dalle 
possibilità economiche. 
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Nuova formulazione: 
a) A condizione che non si prevedano emissioni eccessive, i limiti di emissione di ossidi 
di azoto e monossido di carbonio per le centrali di riserva esistenti possono essere 
temporaneamente alleggeriti fino al più tardi al 31.12.2026. 
b) per i nuovi impianti non è concesso alcun alleggerimento dei limiti di emissione. 


 
Art. 5: Autorizzazione 
Si rimanda alle osservazioni formulate ai punti b) e c) delle considerazioni ambientali.  
 
Richiesta di modifica dell’art. 5 
Eliminare il capoverso 3. 
 
L'articolo deve essere completato con i seguenti complementi: 
a) Il DATEC consulta le autorità cantonali di protezione dell'aria interessate e tiene 
conto delle misure cantonali di protezione ambientale. 
b) L'autorizzazione viene notificata all'autorità cantonale di protezione dell'aria 
interessata. 


 
Art. 7: Indennità 
Se i gestori degli impianti possono commercializzare autonomamente l'elettricità prodotta 
nelle centrali di riserva, l’indennizzo per le forniture deve considerare e compensare 
eventuali ricavi aggiuntivi così generati.  
La compensazione al prezzo dell'elettricità del giorno prima assicura che gli operatori non 
traggano alcun beneficio dalla vendita dell'energia. La compensazione dei costi aggiuntivi 
sostenuti in caso di funzionamento in stand-by al di fuori del periodo stabilito dalla OREI 
rimane riservata. Inoltre, per il funzionamento in stand-by al di fuori dei periodi previsti, 
potrebbero essere necessari adeguamenti dei contratti con i gestori delle centrali di 
riserva. 
 
Richiesta di modifica dell’art. 7 
Nel caso in cui i gestori degli impianti possano commercializzare l’elettricità prodotta:  
 
inserire le disposizioni che indichino che eventuali profitti supplementari derivanti dalla 
commercializzazione verranno considerati per il calcolo dell’indennizzo delle forniture. 


 
Art. 11, cpv. 2: Entrata in vigore 
Facendo riferimento all'OREI, l’Ordinanza deve riprenderne lo stesso termine di 
scadenza. 
 
Richiesta di modifica dell’art. 11, cpv. 2 
Inserire il termine di scadenza 
 
2Ha effetto sino al 31.12.2026 
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Vogliate gradire, signor Consigliere federale, gentili signore e signori, i sensi della nostra 
massima stima. 
 
 


PER IL CONSIGLIO DI STATO 
 


Il Presidente Il Cancelliere 
 
 
Christian Vitta Arnoldo Coduri 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Copia a: 
- Dipartimento delle finanze e dell’economia (dfe-dir@ti.ch) 
- Dipartimento del territorio (dt-dir@ti.ch) 
- Divisione delle risorse (dfe-dr@ti.ch)  
- Sezione della protezione dell’aria, dell’acqua e del suolo (dt-spaas@ti.ch) 
- Ufficio dell’energia (dfe-energia@ti.ch) 
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch) 
- Pubblicazione in internet 
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 


Thurgau 4  
Staatskanzlei, Regierungskanzlei, 8510 Frauenfeld 


Eidgenössisches Departement für Wirt-
schaft, Bildung und Forschung (WBF) 
Herr Guy Parmelin 
Bundesrat 
3003 Bern 


Frauenfeld, 19. November 2024 
Nr. 741 


Verordnung Ober den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Vernehmlassung 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zu einem Entwurf für die Ver-
ordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 
für den Markt in einer schweren Strommangellage und zum Entwurf für eine Verord-
nung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes (LVG; 
SR 531). 


Wir begrüssen jegliche Stärkung der Resilienz des Schweizer Stromnetzes. Mit Rege-
lungen, die es ermöglichen, bei einer schweren Strommangellage die Reservekraft-
werke flexibler einsetzen zu können, kann das Risiko von Netzzusammenbrüchen ver-
mindert werden. Den Verordnungsentwürfen können wir somit im Grundsatz 
zustimmen. 


Wir beantragen jedoch, den Entwurf für eine Verordnung über den Betrieb der Reserve-
kraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strom-
mangellage im folgenden Punkt zu überarbeiten und anzupassen: 


Mit dieser Verordnung soll eine Rechtsgrundlage für eine wirtschaftliche Interventions-
massnahme geschaffen werden. Dass die vorgeschlagenen Bestimmungen erst dann 
Anwendung finden, wenn eine schwere Mangellage, welche die Wirtschaft nicht selbst 
bewältigen kann, unmittelbar droht oder bereits besteht, erachten wir grundsätzlich als 
richtig. Unserer Ansicht nach ist hingegen zu wenig klar definiert, unter welchen Bedin-
gungen die Reservekraftwerke Strom für den Markt produzieren dürfen. 


Im Weiteren verweisen wir auf die beiliegende gemeinsame Stellungnahme der Konfe-
renz kantonaler Energiedirektoren (EnDK) und der Bau-, Planungs- und Umweltdirekto-
renkonferenz der Kantone (BPUK) vom 23. Oktober 2024, der wir uns anschliessen. 


Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 53 10 
www.tg.ch  
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Mit freundlichen Grüssen 


Der äsident des Regierungsrates 
A 


Beilage: 
- Stellungnahme der Konferenz Kantonaler Energiedirektoren (EnDK) und der Bau-, 


Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz der Kantone (BPUK) vom 23. Oktober 
2024 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  








Version vom 6.9.24 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Amt für Umwelt des Kantons Uri 


 


Adresse / Indirizzo Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion 


Amt für Umwelt 


Klausenstrasse 4 


6460 Altdorf 


 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 24. September 2024 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Christiane Krentscher 


Amt für Umwelt des Kantons Uri 


+41 41 875 2457 


c.krentscher@ur.ch 
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Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Das Amt für Umwelt des Kantons Uri stützt sich auf die Stellungnahme des Cercl’Air (AdHoc-Arbeitsgruppe «Versorgungssicherheit & Luftreinhaltung»), 


welche nachfolgend unverändert übernommen wird. 


 


Die hier zur Vernehmlassung stehende «Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage» (ReskwV) dient dazu, die nötigen Rechtsgrundlagen zu schaffen, damit die Reservekraftwerke gemäss Winterreserveverord-


nung (WResV) schon vor einer Strommangellage ergänzend zu den Einsatzmöglichkeiten gemäss WResV durch das UVEK gezielt zur Angebotserhöhung 


auf dem Markt eingesetzt werden dürfen. 


Anträge 


Erleichterung (mildere Emissionsbegrenzungen) 


1) Bestehende Anlagen (Birr, Monthey und Cornaux) 


Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind, darf eine Bewilligung für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines 


Reservekraftwerks zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" unter Anhörung des Standortkantons mit der 


Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 


31.12.26 zu erfolgen hat. 


2) Neuanlagen 


Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt werden. 


 


Begründung 


Die Notwendigkeit der Angebotserhöhung für den Markt (zusätzlich zur WResV) sowie die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbestimmte 


Zeit als nicht anwendbar zu erklären («Schubladen-Verordnung» ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. 


Aus Sicht Luftreinhaltung ergeben sich insbesondere folgende Bedenken und Einwände: 


a) Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen in Anh. 2 Ziffern 834 und 836 Abs. 1 der Luftreinhalte-Verordnung LRV (Art.3 Buch-


stabe b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4 (ReskwV), wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid so weit zu begren-


zen sind, wie dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist: Anh.2, Ziff. 834 und 836, Abs.1 der LRV entspricht dem Vorsorgeprin-


zip und erfüllt «…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar…». 


b) Gesetzesbestimmungen können nicht per Verordnung abgeändert oder ausser Kraft gesetzt werden. Demnach gelten USG, Art. 11, Abs. 3 «Ver-


schärfte Emissionsbegrenzungen», Art. 17, Abs. 1 «Erleichterungen», Abs. 2 «Nicht Überschreiten von Immissionsgrenzwerten», Art. 41, Abs. 4 «Voll-
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zugskompetenzen des Bundes» und Art. 44a «Massnahmenpläne» unverändert. Infolgedessen erhalten LRV, Art. 2, Abs. 5 «Übermässige Immissio-


nen», Art. 5 «Verschärfte Emissionsbegrenzungen» sowie Art. 31 ff «Massnahmenplan» ihre Gültigkeit. Darauf abgestützte kantonale Bestimmungen 


können nicht ausser Kraft gesetzt werden.  


c) Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zuständig (Art. 5). Der Vollzug wird jedoch nicht geregelt, bzw. den Kantonen überlassen. 


Dieses Vorgehen ist weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten Kompetenzordnung nach USG, Art. 41 «Vollzugskompetenzen des 


Bundes» (s.o.). Demgemäss sind die Kantone anzuhören; überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berücksichtigen. 


d) Es fehlen Angaben zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung; die Verordnung soll im Bedarfsfall in Kraft gesetzt wer-


den («Schubladen-Verordnung»), ohne dass eine maximale Geltungsdauer festgelegt wird. Erleichterungen sind nach USG, Art.17 (s.o.) möglich, wenn 


eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall und nicht am Umstand einer generellen 


Mangellage allgemein zu beurteilen ist. In der Praxis orientieren sich Erleichterungen am Sanierungsaufwand, erzielten Nutzen, eingesparten Kosten, 


und Mehreinnahmen, sie werden befristet und nicht wiederkehrend gewährt. Insbesondere sollen sich dadurch keine Wettbewerbsverzerrungen und 


Vorteile gegenüber der Konkurrenz ergeben, die bei der Stromproduktion für den Markt mit grosser Gewissheit zu erwarten sind. Bei Reservekraftwer-


ken ist die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen der LRV technisch möglich. Im Hinblick auf die Langfristigkeit der vorliegenden Ver-


ordnung und der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung, ist die Sanierung von Reservekraftwerke innert angemessener Frist als 


verhältnismässig zu beurteilen, so dass keine oder nur kurzzeitige Erleichterungen zu gewähren sind. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine 


Sanierung bereits heute in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- -  


Artikel 2 


Grundsätze 


Art 2 Abs 1: ergänzen mit "inländischen" 


Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar dro-


henden oder während einer schweren Mangellage elektri-


sche Energie für den inländischen Markt. 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern, insbesondere wenn die Anlagen Erleichterungen von 


bestehenden Umweltschutzgesetzgebungen erhalten haben, 


soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sichergestellt 


sein, dass die so produzierte elektrische Energie aus-


schliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt werden 


darf.  


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


Buchstabe b streichen 


 


Die Erforderlichkeit, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären («Schubladen-


Verordnung» ohne Angabe einer Gültigkeitsdauer), wird 


nicht nachvollziehbar und plausibel dargelegt. Sie wider-


spricht den Vorsorge- und Schutzbestimmungen des USG 


und ist praxisfremd. 


Siehe auch Punkt a) und d) unter «Begründung»» 


 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


Titel ergänzen mit «Erleichterungen» -> Emissionsbegren-


zungen - Erleichterungen 


Streichen: 


Die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid sind 


so weit zu begrenzen, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. 


 


 


 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


 


Siehe Punkt a) und d) unter «Begründung» 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Neuformulierungen: 


a) Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen Im-


missionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


 


 


 


 


 


b) Für Neuanlagen können keine Erleichterungen gewährt 


werden. 


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 in 


einem nicht LRV-konformen Betrieb betrieben werden. Spä-


testens ab 1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform 


betrieben werden. Es bleibt somit genügend Zeit, diese Anla-


gen im Sinne der Umweltschutzgesetzgebung zu ertüchti-


gen. 


Gemäss Artikel 17 Absatz 1 USG dürfen die Immissions-


grenzwerte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im 


Einzelfall nicht überschritten werden. 


Bevor eine stationäre Anlage oder eine Verkehrsanlage, aus 


der erhebliche Emissionen zu erwarten sind, errichtet oder 


saniert wird, kann die Behörde vom Inhaber eine Immissi-


onsprognose verlangen (Artikel 28 LRV, Immissionsprog-


nose). 


 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


Ergänzungen: 


a) Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtig die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


b) Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luftrein-


haltebehörde mitgeteilt. 


Siehe Punkt b) unter «Begründung» 


Siehe Punkt c) unter «Begründung » 


 


 


Artikel 6 - -  
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


Artikel 7 


Entschädigung 


- -  


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


-- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung: 


Ziffer 2: Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Réf. : ID  24_COU_6516 Lausanne, le 13 novembre 2024 
 
 
 
Réponse à la consultation fédérale sur l’ordonnance sur l’exploitation des centrales 
de réserve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de 
pénurie grave d’électricité 
 


 
Monsieur le Conseiller fédéral, 


Le Conseil d’Etat a examiné avec attention la révision de l’ordonnance sur l’exploitation 
des centrales de réserve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en 
cas de pénurie grave d’électricité et vous remercie de l’avoir consulté. 


Appréciation générale 


Le Canton de Vaud salue le fait que le risque de pénurie d’électricité soit considéré par la 
Confédération comme une problématique critique. Nous partageons l’avis qu’une 
ordonnance spécifique doit être élaborée qui prenne en considération les enjeux et le 
contexte actuel de production et d’importation de l’électricité. Cependant, le Conseil d’Etat 
s’oppose au présent projet d’ordonnance car ce dernier n’aborde pas, selon lui, la 
problématique de la pénurie d’une manière suffisamment globale.  


Cette ordonnance devrait en effet mieux considérer : 


- le contexte de gouvernance de la pénurie, 


- les contraintes du marché de l’électricité, notamment dans le cadre des 
négociations en cours avec l’UE concernant un accord bilatéral sur l’électricité, 


- l’entier des options techniques permettant d’abaisser le risque de pénurie. 


 
 
 
 
 
 
 
 



http://www.vaud.ch/
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Remarques spécifiques 
 
Le projet d’ordonnance prévoit que les centrales de réserve puissent produire de l’énergie 
électrique pour le marché afin d’atténuer la gravité de la pénurie. Pour remplir cet objectif, 
le projet d’ordonnance en question ici, prévoit que les centrales de réserve soient 
dispensées du respect de certaines obligations en termes d’émissions ou de bruit.  


Le Conseil d’Etat estime que cette dispense s’éloigne de manière conséquente de l’esprit 
et des dispositions prévues par l’Ordonnance sur l’instauration d’une réserve d’électricité 
pour l’hiver (OIRH).  


Le rapport explicatif manque de clarté quant aux buts et objectifs poursuivis par ce projet 
d’ordonnance. Il ne décrit par exemple pas l’intégration de cette ordonnance dans le 
mécanisme de gestion de crise OSTRAL et ne spécifie pas si la réserve sert :  


 


- à palier ou minimiser l’impact d’une pénurie grave déclarée (avec OSTRAL activé) 
- à prévenir ou éviter une possible pénurie en mettant sur le marché une quantité 


d’électricité supplémentaire en cas de pénurie imminente (avant le déclenchement 
d’OSTRAL) 


 


Ces deux principes répondent pourtant à des objectifs et des règles de marché très 
différents. Le projet proposé semble chercher à esquiver l’éventualité de décréter une 
situation de pénurie grave (même de manière anticipée), ce qui permettrait de déclencher 
les mécanismes prévus par le plan OSTRAL tels que, par exemple, des mesures 
d’économie d’électricité ou des restrictions et interdictions d’utilisation de certains 
équipements électriques, etc. Au contraire, le projet d’ordonnance se concentre sur la 
possibilité de contourner certaines règles de marché et dispositions environnementales.  


Pour le Conseil d’Etat, une telle approche est peu souhaitable, en particulier car elle 
soulève, de nombreuses questions juridiques relative à l’égalité de traitement des acteurs. 
En effet, dans la situation où une pénurie grave n’est pas encore déclarée et que l’on 
souhaite “réguler” le marché, le Canton de Vaud est d’avis que cela devrait être réalisé 
uniquement par les acteurs privés du domaine de l’énergie qui peuvent mettre à 
disposition leurs capacités de production en fonction de signaux prix définis et aux même 
règles ou critères que l’ensemble des acteurs (normes sur le bruit, les émissions, etc.). 
Dans un contexte de marché tendu mais fonctionnel, le Canton de Vaud n’admet pas un 
abandon des normes de bruit ou d’émission pour des activités de marché hors d’une 
situation de pénurie déclarée. Cela entrainerait en particulier une distorsion forte de la 
concurrence par rapport à d’autres acteurs actifs sur le marché et qui se doivent de 
respecter ces normes. 


Dans cette logique, le Conseil d’Etat est également d’avis que Swissgrid ne doit en aucun 
cas devenir un acteur du marché en commercialisant de l’énergie électrique mais doit 
uniquement remplir son rôle de gestionnaire du réseau de transport et garantir la stabilité 
du réseau national. 
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Dans la situation où une pénurie grave est déclarée ou imminente, la Confédération se 
doit de déclencher le plan OSTRAL. Ce plan prévoit non seulement des mesures de 
réduction de la consommation mais également des mesures de prise de contrôle des 
moyens de production et de restrictions du commerce de l’électricité, notamment les 
exportations. Ce n’est qu’au moment du niveau de préparation 4 d’OSTRAL que les 
ordonnances de gestion de l’électricité sont mises en œuvre. C’est à ce niveau que des 
ordonnances de gestion des centrales électriques et, en particulier, d’utilisation de 
moyens de réserve doivent être activés. C’est dans ce contexte uniquement que la 
production des centrales de réserve doit être affectée, en maintenant les quelques 
exceptions prévues par l’OIRH.  


Par ailleurs, le Canton de Vaud estime que les dispositions prévues dans l’OIRH pour les 
centrales de réserves sont nettement plus compréhensibles et répondent mieux à l’esprit 
d’une réserve d’énergie électrique. 


En outre, il serait utile de considérer toutes les options technologiques qui permettent 
d’abaisser le risque de pénurie. En particulier, un potentiel important existe dans la réserve 
de capacité négative sous forme de baisse de charge des grands (voire moyens) 
consommateurs. Certes, la mise en œuvre peut s’avérer plus complexe que la mise à 
disposition de centrales de réserve, mais ce potentiel est important et ne devrait pas être 
écarté. De même, une réflexion sur le potentiel du stockage saisonnier de l’électricité 
estivale dont les excédents vont croitre ces prochaines années devrait être intégré. Dans 
un contexte de baisse des tarifs de reprise et d’écrêtage croissant, une vision globale du 
rôle du stockage saisonnier devrait être considérée, même si de telles solutions ne seront 
probablement pas compétitives à court terme.  


Finalement, le Conseil d’Etat soulève que les dispositions légales de la loi sur la protection 
de l’environnement (LPE) ne peuvent pas être modifiées ou abrogées par voie 
d’ordonnance. Par ailleurs, l’ordonnance ne doit pas permettre de maintenir des 
installations non conformes pour le bruit ou l’air au-delà d’un délai raisonnable 
d’assainissement. Il est donc nécessaire de fixer une limite temporelle aux éventuels 
allégements fixés. 


Conclusion 


Compte tenu de ce qui précède, le Conseil d’Etat s’oppose au présent projet d’ordonnance 
et suggère de revoir l’entier des dispositions de cette ordonnance et de clarifier sa mise 
en œuvre dans le contexte d’une pénurie grave déclarée ou imminente. Il renonce dès 
lors également à faire des propositions article par article. 


Les points suivants doivent notamment être respectés ou clarifiés :  


- Les centrales de réserves ne peuvent pas être actives sur le marché tant que le plan 
OSTRAL n’a pas été activé par le Conseil fédéral. Si les exploitants de centrales de 
réserves souhaitent être actives sur le marché, elles doivent respecter l’entier des 
prescriptions environnementales. A ce titre, une ordonnance ne peut s’affranchir de 
dispositions de la loi sur la protection de l’environnement. 


- Swissgrid ne doit pas devenir un acteur du marché hors situation OSTRAL. 
- Le moment lors duquel l’ordonnance serait activée (par exemple : après le 1er palier 


des restrictions / interdictions, avant le déclenchement des mesures de 
contingentement, etc.) doit être clarifié.  



http://www.vaud.ch/
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- La possibilité de valoriser la capacité de production négative (baisse de charge des 
grands, voire moyens consommateurs) ainsi que le stockage saisonnier des 
excédents croissants de production photovoltaïque estivale doit également être 
clarifiée.  


Enfin, le choix d’édicter un tel mécanisme dans le contexte des négociations sur un accord 
sur l’électricité avec l’Union Européenne semble également particulièrement délicat. 


Nous vous prions de croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre 
considération distinguée.  


 


 


AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 


LA PRESIDENTE 


 


LE CHANCELIER 


 
Christelle Luisier Brodard Michel Staffoni 


 
 
 
 
 
Copies 
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Monsieur le Conseiller fédéral
Guy Parmelin
Département fédéral de l'économie, de la
formation et de la recherche DEFR
Palais fédéral Est
3003 Berne


H


Références JF/JNG
Date 2 0 NOV. 2024


Ordonnance sur l'expioitation des centrales de réserve destinées à la production
djénergie électrique pour le marché en cas de pénurie grave d'électricité


Monsieur le Conseiller fédéral,


Le 21 août 2024, vous avez initié la procédure de consultation citée en titre. Nous tenons à vous
remercier pour l'opportunité offerte et à vous faire part des considérations suivantes.


Le projet mis en consultation a pour but de permettre d'utîliser les centrales de réserve en cas de
pénurie d'électricité, et ce indépendamment d'une absence d'équilfbre du marché, à savoir lorsque
la quantité d'électricité demandée dépasse l'offre à la bourse de l'électricité pour le jour suivant.
Contrairement à ce que prévoit l'ordonnance sur une réserve d'hiver (OIRH), ce projet entend ainsi
permettre aux centrales de réserve de produire de l'élecfricité supplémentaire destinée à alimenter
le marché.


De manière générale, nous soutenons la volonté du Conseil fédéral de permettre une utilisation plus
souple des centrales de résen/e lorsqu'une pénurie d'électricité est imminente ou déclarée afin de
renforcer la sécurité cTapprovisionnement. Nous tenons toutefois à relever tes points suivants :


l. Te! qu'évoqué dans nos précédentes prises de position relatives à l'OIRH des
16 novembre 2022 et 23 août 2023, nous vous rappelons que les résen/es de production ne
constituent pas un moyen permettant d'améliorer la situation de ['approvisionnement en
électricité à long terme, le développement des énergies renouvelables en Suisse devant être
accéléré sans relâche.


2. Dans [a mesure où les coûts liés aux centrales de réserve sont élevés, que ceux-ci sont
supportés par les consommateurs finaux et que certaines de ces centrales ne respectent
pas les dispositions en vigueur du droit de l'environnement, notamment en matière de
protection de l'air, nous sommes d'avis qu'il faut limiter autant que possible d'y recourir. À
ce titre, nous refusons la proposition d'assouplir les dispositions du droit de l'environnement
pour les nouvelles centrales de réserve, cette possibilité devant être limitée aux centrales
existantes sous condition d'une mise en conformité avec l'OPair d'ici au 31 décembre 2026.
Ce refus est d'autant plus justifié qu'un tel assouplissement créerait une distorsion de
concurrence envers les autres acteurs du marché qui doivent respecter lesdites normes.


Place de la Planta 3, CP 670.1951 Sion
Téî, 027 606 21 00 • Fax 027 606 21 04







3. Le projet prévoit d'étendre les compétences de Swissgrid en lui conférant la tâche de
commercialiser l'électricité sur le marché suisse par mise aux enchères en fonction des
disponibilités notifiées par les exploitants de centrales. Nous émettons des doutes sur ce
nouveau rôle, en particulier sur sa comptabilité avec (e droit de l'Union européenne avec qui
un accord sur l'électricité est nécessaire, et vous demandons d'examiner en lieu et place si
les exploitants de centrales électriques sont en mesure d'assumer ce rôle.


Pour le surplus, nous vous renvoyons à la prise de position du 23 octobre 2024 élaborée en commun
par la Conférence des directeurs cantonaux de i'énergie (EnDK) et la Conférence des directeurs des
travaux publies, de l'aménagement du territoire et de l'environnement (DTAP) que nous soutenons
intégralement


En vous remerciant de nous avoir consulté, nous vous prions d'agréer, Monsieur le Conseiller
fédéra], i'expression de notre considération distinguée.


Au nom du Conseil d'Etat


La chancelière


Monique Albrecht


Annexe Prise de position commune de l'EnDK et la DTAP du 23 octobre 2024


Copie à energie@bwl.admin.ch
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Vernehmlassung: Verordnung iiberden Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung
elektrischer Energie fur den Markt in einer schweren Strommangellage


Procédure de consultation sur le projet d'ordonnance sur Fexploitation des centrales de re-
serve pour la production d'énergie électrique destinée au marché en cas de pénurie grave


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sulFesercizio delle centrali di riserva
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria


Organisation / Organizzazione


Adresse / Indirizzo


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma


Conférence des directeurs cantonaux de i'énergie EnDK


Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de l'aménagement du terri-


toire et de Ï'environnement DTAP


Maison des cantons


Speîchergasse 6
3001 Berne


23 octobre 2024


^î)
Conseiller d'Ëtat Roberto Schmidt
Président EnDK







Conseiller d'Etat Jean-François Steiert
Président DTAP


Kontaktperson (Vûmame, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Teïefonnummer) / Personne de contact (pré-
nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-
zione, indirizzo e-mail e numéro di telefono)


Véronique Bittner


Secrétaire générale EnDK


ye.ro.niQyje,b|ttner(^en.ç!.k,ch


031 320 30 08


Mirjam Bûtler


Secrétaire générale DTAP


mjrja m ._buet le r@ bfluR. ch


031 320 16 91
Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronïsch an enerc!ie«î)bwS,admin.ch.


Sie erleichtern unsdieAuswertung,wenn Sie uns IhreStellungnahmeeiektronischalsWord-DokumentzurVerfùgungstellen.Vielen Dank.


Merci d'envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie(Œïbwi.admin,ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D'avance, merci beaucoup.


Vi inv'rtiamo a inoltrare î vostri pareri ail'indirizzo di posta elettronica energ!e(S)bwf.adrnin.ch. Onde agevotare la valutazione dei pare ri, vi invitiamo a


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documente Word. Grazie.
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni général!


Nous vous remercions de nous avoir donné i'occasion de prendre position sur l'ordonnance relative à l'exploîtation des centrales de réserve pour la produc-


tion d'énergie électrique destinée au marché en cas de pénurie grave. La position figurant ci-après, prise par les comités de i'EnDK et de la DTAP, a été


établie avec le concours de la Conférence des services cantonaux de l'énergie (EnFK) et de la Conférence des services de l'environnement de Suisse


(CCE).


Le projet crée les bases légales requises pour que les centrales de réserve puissent être utilisées en cas de pénurie imminente, et ce indépendamment


d'une absence d'équîlîbre du marché. L'ordonnance doit régler le recours aux centrales de réserve à titre de mesure d'intervention fondée sur !a loi sur


l'approvisionnement du pays (LAP). Contrairement à ce que prévoit l'OIRH, les centrales de réserve doivent produire de l'électricité pour le marché et lui


fournir ainsi de ['énergie supplémentaire.


L'EnDK et la DTAP approuvent sur ie principe i'intention du Conseil fédéral de permettre une utilisation plus souple des centrales de résen/e lorsqu'une


pénurie est imminente. En effet, il sera ainsi possible de mieux lutter contre une telle situation mettant en péril l'approvisionnement en électricité. Mais


s'agissant de la mise en oeuvre proposée, nous exprimons toutefois des critiques d'ordre général:


1. Nous attirons l'attention sur le fait que les réserves constituées côté production ne contribuent en rien à l'amélioration de la situation à long


terme au plan de l'a p provision n eme nt en Suisse. Pour garantir sur ce plan la sécurité à long terme, il faut une production d'électricité renou-


velable massivement accrue en Suisse et la conclusion d'un accord sur l'électridté avec l'UE.


2. La conclusion d'un accord sur i'électricité est une préoccupation majeure, en particulier pour l'EnDK. II ne faudrait pas que les négociations en


cours soient perturbées par des projets de loi ou d'ordonnance qui, selon toute vraisemb lance, sont incompatibles avec le droit de i'UE. Aux yeux


de l'EnDK et de la DTAP, le rôie prévu pour Swissgrid en tant qu'acteur du marché contrevient aux règles d'unbundling (séparation patrimo-


niale et financière entre la production et la distribution d'énergie) de l'UE et est à rejeter sous cette forme. Il conviendrait d'examiner en lieu et place


si les exploitants de centrales électriques sont en mesure d'assumer ce rôle. Selon nous, l'utilisation des centrales de réserve pour le marché


n'est pas - elle non plus - aisément compatible avec ies règles de l'UE en matière de mécanismes de capacité. Le projet devrait donc être examiné


sous l'angle du droit de l'UE et, au besoin, adapté de telle sorte qu'il soit compatible avec ce droit.


3. Les coûts liés aux centrales de rése^/e sont élevés et ce sont les consommateurs finaux qui doivent les supporter. De pius, ces centrales fonction-


nent au moyen de combustibles fossiies et leur utilisation génère des émissions de C02 et autres substances. Si les valeurs limites ne sont pas


respectées, elles enfreignent les dispositions en vigueur du droit de l'environnement, notamment en matière de protection de l'air. C'est pourquoi


[es comités de l'EnDK et de la DTAP considèrent nécessaire de limiter autant que possible ie recours aux centrales de réserve. Des indications


sur le début et la fin de l'ordonnance soumise ici à la consultation font toutefois défaut.


4. En règle générale, les centrales de réserve ne doivent pas produire pour le marché, car ceiui-ci subirait alors des distorsions. Si ceia devait s'avé-


rer nécessaire pour éviter une situation de pénurie imminente, des mesures d'accompagnement seraient à prévoir par la Commission fédérale de


l'électric'rté (EICom) en sa qualité de régulateur, afin de minimiser l'inten/ention sur Je marché ainsi que ta distorsion des signaux de prix. Par ail-
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leurs, il y a lieu de définir clairement les critères déterminant à partir de quand et pour combien de temps les centrales doivent être utilisées confor-
mément à l'ordonnance reiath/es i'exploitation des centrales de réserve. De tels critères font défaut dans ia présente ordonnance, ce qui crée une


grande incertitude sur le marché. l! faut ici de la ciarté, notamment pour faire la distinction entre le recours à la réserve d'électridté selon l'ordon-


nance sur une réser/e d'hiver OIRH et l'activation d'OSTRAL selon la LAP. En principe, l'utilisation possible devrait être couplée à !a mise en place


de mesures de gestion réglementée visant à réduire ia demande conformément à la LAP.


5. Les comités de l'EnDK et de la DTAP ne sont pas d'accord avec l'assouplissement de dispositions du droit de l'environnement, en particulier


de l'ordonnance sur la protection de i'air (OPair), prévu par le projet d'ordonnance objet de la présente consultation (art. 5). Dans leur prise de posi-


tion portant sur la modification de la LApEI («Réserve d'éiectricîté»), l'EnDK et la DTAP ont prêté main forte et approuvé des assoupfissements
temporaires des dispositions du droit de l'environnement afin de maintenir la sécurité d'approvisionnement. L'OPair correspond toutefois à i'état


actuel de la technique; !es centrales de réserve peuvent donc être équipées de manière à ce qu'elles respectent les limitations en matière d'émis-


sions. Un assouplissement des dispositions du droit de i'environnement n'est donc proportionné au but visé et défendable que dans des cas


exceptionnels et pour une durée limitée.


Compte tenu de l'importance que revêt pour le système la garantie de i'approvîsionnement en électricité, Passai n issement de centrales de ré-


serve dans un délai raisonnable est à considérer comme proportionné au but poursuivi. Des allégements doivent être accordés, sous cer-


taines conditions seulement, pour les centrales existantes de Birr, Monthey et Cornaux. S'agîssant d'une «exploitation non conforme à i'OPair


d'une centrale de résen/e pour fa production d'énergie destinée au marché en cas de pénune grave», des autorisations ne peuvent être délivrées


que s'il ne faut pas s'attendre à des immissions excessives. Eiles ne peuvent être accordées qu'après avoir entendu le canton d'implantation et à


condition qu'une mise en conformité avec l'OPair intervienne au plus tard le 31.12.2026, en concordance avec la durée de validité de i'ordonnance


sur l'înstauration d'une réserve d'hiver, OIRH. Pour les centrales de réserve existantes, un assainiçsement est possibie dès aujourd'hui. De nou-


velles installations peuvent être autorisées et mises en service sans allégement, eiies ne doivent donc bénéficier d'aucun allégement.


C'est aussi parce que ies centrales de réserve doivent produire pour le marché qu'un assouplîssement générai de l'OPair n'est pas acceptable. Car


l'on créerait ainsi une distorsion de concurrence par rapport à d'autres acteurs qui sont actifs sur le marché et qui doivent respecter ces normes.


Nous nous prononçons ci-après sur certaines dispositions du projet
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numéro (allegato)
Article 1


Champ cf'applîcation


Article 2


Principes


Article 3


Suspension de certaines dis-


positions d'autres actes


Antrag
Proposition
Richiesta


Insertion d'une disposition fixant la durée maximale de
validité de l'ordonnance.


Art 2 ai. 1 : compléter i'art. 2 a!. 1 comme suit (compié-


ment souiigné):


1 Les centrales de réserve produisent de l'énergie élec-


trique destinée au marché intérieur en cas de pénurie
grave, déclarée ou imminente.


Ajouter à ['article 2 des critères limitant dans !e temps ie


recours aux centrales de résen/e et ie liant à la mise en


place de mesures de gestion réglementée visant à re"


duire la demande conformément à la LAP.


Supprimer la lettre b; voir propositions ad article 4


Supprimer la lettre e


Begrûndung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni


Le recours aux centrales de réserve pour ie marché doit res-


ter aussi limité que possîbie. Il faut des indications sur ie dé-


but et la fin de l'ordonnance ici soumise à consultation.


Ad art. 2 al. 1:


La production supplémentaire d'énergie à partir de sources


d'énergie fossîles doit être limitée au minimum. Il s'agit de


garantir que i'énergie électrique ainsi produite ne peut être
mise à disposition que pour le marché intérieur.


A propos de ['insertion d'une disposition supplémentaire à


l'art. 2:


L'utiiisation possible devrait être limitée dans le temps et


couplée à la prise de mesures de gestion réglementée visant


à réduire la demande seion !a LPA (iimitation de ia consom-


mation, contingentement. etc.).


Ad Supprimer la let.b:


La nécessité de déclarer certaines parties du droit de la pro-


tectîon de ['air inappiîcables pour une durée indéterminée


(sans indication de durée de validité) n'est pas présentée de
manière compréhensibie et plausible- Elle contredit les dis-


positions de la LPE en matière de précaution et de protec-


tion et est éloignée de ia pratique.


Ad Supprimer la lettre e:


L'unbundling, c'est-à-dire la séparation entre l'expioitation du


réseau de transport dans le cadre d'un monopole nature! et


la production, constitue le principe central de l'ouverture du


marché, et ce non seulement en Suisse mais aussi dans
l'UE. II n'y a pas nécessité de miner ce principe et de per-


mettre à Swissgrid de participer au marché en tant qu'exploi-


tant de fait de centrales électriques, li y a iieu d'exanmner si
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numéro (allegato)


Antrag
Proposition
Richiesta


Begrùndung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazionî


la commercialisation de i'énergie pourrait également être as-


surée par ies exploitants (cf. développements ad art. 6).


Article 4


Limitations des émissions


Compiéter le titre par «Allégements» : nouveau: «Limîta-
tions d'émissions -Allégements».


Supprimer la disposition de l'art. 4 et !a refonnuier


comme suit


1 A condition qu'il n'y ait pas à craindre des immissions


excessives, les limitations préventivesjjes émissions


d'oxvdes d'azote et de monoxvde de carbone peuvent
être allégées jusqu'au 31 décembre 2026 au plus tard


pour les centrales de résen/e existantes. ay_s_ens de


mMK


il s'ag'rt d'un allégement dans certains cas particuliers (article


17 LPE).


La non-appiicabilité des limitations préventives des émîs-


sions figurant à i'annexe 2 ch. 834 et 836 al. 1 OPair (art. 3,


let b) est en contradiction avec la disposition de i'art. 4 selon


laquelle les émissions d'oxydes d'azote et de monoxyde de


carbone doivent être limitées dans la mesure où cela s'avère


techniquement et opérationnellement possible, et économi-


quement supportable. L'annexe 2 ch. 834 et 836 ai. 1 OPair


correspond au principe de précaution et remplit les condi-


tions «...techniquement et opérationnellement possibles et


économiquement supportables...». Selon l'art. 17 LPE, des


aiiègements sont possibles lorsqu'un assainissement est dis-


proportionné dans un cas particulier. Autrement dit, la pro-
portionnalité est à évaluer au cas par cas et non en fonction


d'une situation de pénurie générale. Dans la pratique, les al-


légements sont accordés pour une durée limitée et de ma-


nière non récurrente.


Selon le rapport explicatif, les installations existantes sont


celles de Birr, Monthey et Comaux qui, sur la base de
l'OIRH, peuvent être exploitées de manière non conforme à


l'OPair jusqu'au 31.12.2026 au plus tard. A partir du


1.1.2027 au plus tard, ces installations devront être con-


formes à l'OPair. li reste donc sufRsamment de temps pour


que ces instailations soient mises en conformité.


Seion l'art. 17ai. 1 LPE, les valeurs limites d'immissions pour


la poilution de i'air ne doivent pas être dépassées en cas


d'aiiègement dans un cas particulier.
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Artïcolo, numéro (allesato)


Article 5


Autorisation


Article 6


Antrag
Proposition
Richiesta


2 Aucun allégement ne peut être accordé pour les nou-
vefies insîailations.


Supprimer l'alînéa 3


Compléter i'art. 5 comme suit:


6 Le DETEC consulte les autorités cantonales en charge


de la protection de l'air et prend en comDte les mesures


cantonales de protection de l'environnement


7 L'autorisation est communiquée dans un déiai de 10


jours à l'autorité cantonale chargée de la protection de
l'air.


Compléter le rapport expiicatif relatif à i'art. 5.


Adaptation de l'art 6 al. 3 et 4, selon lequel la société


nationaie du réseau de transport n'est pas en charge de


Begrùndung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazionî


Le respect des limitations préventives des émissions de


i'OPair est proportionné au but visé en ce qui concerne les


nouvelles installations.


Ad Supprimer ai. 3: voir développements à propos de i'art. 4.


En outre, les prescriptions cantonales relatives à l'utîlisation


des rejets thermiques ne peuvent pas non pius être abro-


gées de manière générale par la Confédération. Il appartient
aux cantons de le déterminer.


Ad Compléter l'art. 5:


Le DETEC est compétent pour l'octroi d'une autorisation


d'expioitation (art. 5 al. 1). L'exécution n'est toutefois pas re-


glementée ou laissée aux cantons. Cette manière de procé-
der n'est compatible ni avec la pratique, ni avec une réparti"


tion cohérente des compétences seion l'art. 41 LPE («Com-


pétences exécutive de la Confédération»). En conséquence,


les cantons doivent être entendus et ieurs mesures de pro-


tection de ['environ n ement sont à prendre en considération.


Ad Compléter le rapport explicatif concernant l'art- 5:


Les instaiiations doivent remplir leur fonction rapidement et


de façon ciblée. Le rapport explicatif doit donc mentionner


explicitement qu'une autorisation est à accorder sans délai,


surtout en cas de pénurie grave, et qu'elle doit viser à réta-


blir une situation d'approvisionnement stable (dans !e res-


pect des dispositions iégaies de rang supérieur).


Voir remarque ad art. 3 let. e.
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Artikei, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numéro (allegato)
Fo notion naiité, commercial isa-


tion et livraison


Article 7


Indemnisation


Article 8


Obligation de déclarer des ex-


ploitants à l'égard des autori-


tes de sun/eillance


Article 9


Obligation d'informer la so-


ciété nationale du réseau de


transport


Article 10


Utilisation du bénéfice ou de la
perte


^ntrag
Proposition
Rîchiesta


la commerciaiisation de l'électricité produite par les cen-


traies de réserve.


Après examen positif de la possibilité pour les opéra-
leurs de commercialiser l'électric'rté: insertion d'une dis-


position stipulant que ies recettes supplémentaires ainsi


obtenues seront imputées sur i'indemnisation.


Begrûndung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Osservazioni


Si, après examen, il devait s'avérer que ies exploitants pour-


raient commercialiser eux-mêmes i'électricité produite dans


les centrales de réserve, les recettes supplémentaires obte-


nues devraient être compensées avec l'indemnisation.
Grâce à une compensation au prix day-ahead de ['électricité,


il est garanti que les exploitants ne tirent aucun avantage de
ia vente de i'énergîe. Demeure réservée l'indemnisation des


coûts supplémentaires occasionnés en cas d'explo'rtation en


disponibilité accrue en dehors de la période prévue par
i'OIRH. De plus, des adaptations des contrats conclus avec


les exploitants des centrales de réserve sont éventuellement


requises pour l'exploîtation en disponibilité accrue en dehors


des périodes prévues.
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numéro (allegato)
Article 11


Entrée en vigueur


Antrag
Proposition
Richiesta
Fixation de la période visée à l'al. 2:


2_ElIe est appiicable jusqu'au 31.12.2026.


Begrûndung / Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazîone / Osservazioni


li s'agit de centrales de réserve selon l'OIRH. La durée de


validité de i'OIRH est limitée au 31 décembre 2026.


A propos de l'ordonnance sur la modification d'une disposition de la loi sur l'approvisionnement du pays


Annexe 1 delafoidu 17Juin2016surrapprovisionnementdu psys


Proposition: chif....: à supprimer


Justification: l'unbundling, c'est-à-dire la séparation entre l'expioitation du réseau de transport en monopole nature! et la production, constitue le principe cen-
tral de i'ouverture du marché, et ce non seulement en Suisse mais aussi dans l'UE. Il n'y a pas nécessité de miner ce principe et de permettre à Swissgrid de


participer au marché en tant qu'expioitant de fait de centrales électriques.
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Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie 


für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Stellungnahme des Kantons Zug 


 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Am 21. August 2024 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und For-


schung WBF den Kanton Zug in obgenannter Angelegenheit zur Vernehmlassung eingeladen. 


Dazu äussern wir uns gerne wie folgt: 


 


Grundsätzlich befürworten wir die Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Er-


zeugung elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage. Einige der 


energierelevanten Bestimmungen der Verordnung sind jedoch zu präzisieren. Dies betrifft ins-


besondere den Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion und die Kriterien, ab wann die Kraft-


werke gemäss Verordnung zum Einsatz kommen sollen. Wir unterstützen die Anträge und Hin-


weise der Konferenz Kantonaler Energiedirektoren (EnDK) und der Bau-, Planungs- und Um-


weltdirektorenkonferenz (BPUK) gemäss beiliegender Stellungnahme. Ausnahme bildet der An-


trag zur Streichung von Art. 3 Bst. c. Diese Bestimmung ermöglicht es Swissgrid, in einer 


schweren Mangellage zeitlich beschränkt als Marktakteur zu wirken und ist zu belassen. Swiss-


grid kann als staatlich mandatierter Regulator den markttechnisch stark eingeschränkten Han-


del am ehesten zielführend und gesetzeskonform gestalten. Es ist jedoch zu prüfen, ob dies mit 


dem EU-Recht, namentlich den Unbundling-Regeln, kompatibel ist. Das für die Versorgungs-


sicherheit wichtige Stromabkommen mit der EU darf durch die Vorlage nicht behindert werden. 
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Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme und bitten um Berücksichtigung unserer Be-


merkungen. 
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Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Generalsekretärin EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Generalsekretärin BPUK 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:veronique.bittner@endk.ch

mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 
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verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  








Kanton Zürich 
Regierungsrat


staatskanzlei@sk.zh.ch 
Tel. +41 43 259 20 02 
Neumühlequai 10 
8090 Zürich 
zh.chElektronisch an energie@bwl.admin.ch


6. November 2024  (RRB Nr. 1135/2024)
Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage  
(Vernehmlassung)


Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin


Mit Schreiben vom 21. August 2024 haben Sie uns eingeladen, zu Entwürfen einer Ver­
ordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie  
für den Markt in einer schweren Strommangellage und einer Verordnung über die Ände­
rung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 (SR 531)  
Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit und äussern uns wie folgt: 


Unterstützung der Stellungnahme der Konferenz Kantonaler Energie­
direktoren und der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltdirek- 
toren- Konferenz


Wir unterstützen die gemeinsame Stellungnahme der Konferenz Kantonaler Energiedirek­
toren (EnDK) und der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz 
(BPUK) vom 23. Oktober 2024: 


Die Absicht des Bundesrates, dass die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strom­
mangellage flexibler eingesetzt werden können, ist im Grundsatz zu begrüssen. Somit 
kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. 
Bei der Umsetzung sind aber folgende Punkte zu beachten: 
–	 Die produktionsseitigen Reserven leisten keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung 


der Versorgungssituation in der Schweiz. Für die langfristige Gewährleistung der Strom­
versorgungssicherheit braucht es geeignete Rahmenbedingungen für einen deutlich 
verstärkten Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Strom­
abkommen mit der EU. 


–	 Die vorgesehene Rolle der nationalen Netzgesellschaft (Swissgrid AG) als Marktakteur 
ist hinsichtlich der Unbundling-Regeln der EU kritisch zu beurteilen. 


Eidgenössisches Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung
3003 Bern 
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–	 Betreffend den vorgesehenen Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt sollte 
 sichergestellt werden, dass dieser mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen 
vereinbar ist. 


–	 Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu 
Marktverzerrungen führt. Damit das Vertrauen in die Märkte gestärkt und die Funktion 
der Preissignale (Steuerung des Angebots und der Nachfrage) möglichst lange auf­
rechterhalten werden kann, ist in der Verordnung zu regeln, welche konkreten Voraus­
setzungen für die Feststellung einer drohenden Strommangellage durch den Bundesrat 
erfüllt sein müssen. Weiter ist festzulegen, unter welchen Bedingungen welche Strom­
mengen von den Reservekraftwerken mit welchem Ziel an den Markt abgegeben wer­
den und wie die Kommunikation darüber an die Markteilnehmenden erfolgt.


–	 Der Einsatz der Reservekraftwerke soll aufgrund der hohen Kosten und der Umwelt­
auswirkungen weitestgehend begrenzt werden. Die mit der Vorlage vorgesehene Locke­
rung von Umweltbestimmungen, insbesondere der Luftreinhalte-Verordnung vom 
16. Dezember 1985 (SR 814.318.142.1), wird abgelehnt. 


Für die detaillierten Ausführungen verweisen wir auf die gemeinsame Stellungnahme der 
EnDK und BPUK vom 23. Oktober 2024.


Ergänzende Anträge und Bemerkungen


Gemäss dem vorliegenden Verordnungsentwurf soll die nationale Netzgesellschaft den 
Fachbereich Energie der wirtschaftlichen Landesversorgung u. a. über den Betrieb der 
Reservekraftwerke und die Auswirkung auf die Engpasssituation informieren (Art. 9). Eine 
solche Information sollte auch an die kantonalen Führungsorgane, die im Krisenfall (Strom­
mangellage) die Führung übernehmen, erfolgen. Dadurch können sie die notwendigen 
Kommunikationsmassnahmen gegenüber der Bevölkerung koordinieren und steuern. Der 
Verordnungsentwurf sollte entsprechend ergänzt werden.
Gemäss Abschnitt 3.2 des erläuternden Berichts entsteht bei den kantonalen und kom­
munalen Behörden vor allem im Rahmen des Bewilligungsprozesses ein Aufwand. In der 
Verordnung soll ergänzt werden, dass der Aufwand der Behörden den Betreibern der 
Reservekraftwerke in Rechnung gestellt werden kann.


Freundliche Grüsse


Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin:	 Die Staatsschreiberin:


Natalie Rickli	 Dr. Kathrin Arioli








 


 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie 
grave d’électricité 


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Konferenz kantonaler Energiedirektoren EnDK 


Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz der Kantone BPUK 


Adresse / Indirizzo Haus der Kantone 


Speichergasse 6 


3001 Bern 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23.10.2024 


 


Staatsrat Roberto Schmidt 


Präsident EnDK 
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Staatsrat Jean-François Steiert 


Präsident BPUK 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Generalsekretärin EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Generalsekretärin BPUK 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:veronique.bittner@endk.ch

mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer Energie für den Markt in einer 


schweren Strommangellage Stellung nehmen zu können. Die nachfolgende Stellungnahme der Vorstände der EnDK und der BPUK wurde unter Einbezug 


der Konferenz der kantonalen Energiefachstellen (EnFK) sowie der Konferenz der Umweltämter der Schweiz (KVU) erstellt.   


Die Vorlage schafft die nötigen Rechtsgrundlagen, damit die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Strommangellage auch unabhängig von einer 


fehlenden Markträumung eingesetzt werden dürfen. Die Verordnung soll den Abruf der Reservekraftwerke als Interventionsmassnahme auf der Grundlage 


des Landesversorgungsgesetzes (LVG) regeln. Dabei sollen – anders als bei der WResV vorgesehen – die Reservekraftwerke Strom für den Markt produ-


zieren und ihm so zusätzliche Energie zuführen.  


Die EnDK und die BPUK begrüssen die Absicht des Bundesrates im Grundsatz, wonach die Reservekraftwerke im Falle einer drohenden Mangellage fle-


xibler eingesetzt werden können. Somit kann drohenden Knappheiten bei der Stromversorgung besser entgegengewirkt werden. Wir äussern jedoch fol-


gende generelle Kritikpunkte bei der vorgeschlagenen Umsetzung: 


1. Wir weisen darauf hin, dass die eingerichteten produktionsseitigen Reserven keinen Beitrag zur langfristigen Verbesserung der Versorgungs-


situation in der Schweiz leisten. Für die langfristige Gewährleistung der Stromversorgungssicherheit braucht es einen massiv verstärkten Aus-


bau der erneuerbaren Stromproduktion in der Schweiz sowie ein Stromabkommen mit der EU.  


 


2. Der Abschluss eines Stromabkommens ist insbesondere für die EnDK ein zentrales Anliegen. Die laufenden Verhandlungen sollten nicht durch 


Gesetzes- oder Verordnungsvorhaben gestört werden, die mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht vereinbar mit EU-Recht sind. Die vorgesehene 


Rolle von Swissgrid als Marktakteur widerspricht aus Sicht der EnDK und der BPUK den Unbundling-Regeln der EU und ist in dieser Form 


abzulehnen. Stattdessen sollte geprüft werden, ob die Kraftwerksbetreiber diese Rolle übernehmen können. Auch der Einsatz der Reservekraft-


werke für den Markt ist mit den EU-Regeln für Kapazitätsmechanismen unserer Einschätzung nach nicht ohne Weiteres vereinbar. Die Vorlage 


sollte daher EU-rechtlich geprüft und bei Bedarf angepasst werden, so dass sie mit dem EU-Recht kompatibel ist.  


 


3. Die Kosten für die Reservekraftwerke sind hoch und müssen von den Endverbraucherinnen und -verbrauchern getragen werden. Zudem werden 


sie mit fossilen Brennstoffen betrieben und ihr Einsatz verursacht CO2- und weitere Emissionen. Wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, 


verstossen sie gegen geltende Bestimmungen des Umweltrechts, insbesondere bei der Luftreinhaltung. Deshalb ist es aus Sicht der Vorstände der 


EnDK und BPUK geboten, den Einsatz der Reservekraftwerke weitestgehend zu begrenzen. Es fehlen jedoch Angaben zu Beginn und Ende der 


hier zur Vernehmlassung stehenden Verordnung. 


 


4. Reservekraftwerke dürfen im Regelfall nicht für den Markt produzieren, da dies zu Marktverzerrungen führt. Sollte dies zur Abwendung einer dro-


henden Mangellage notwendig sein, so sind flankierende Massnahmen durch die Eidgenössische Elektrizitätskommission (ElCom) als Regulator 


vorzusehen, um den Eingriff in den Markt und die Verzerrung der Preissignale zu minimieren. Darüber hinaus müssen die Kriterien, ab wann und 


wie lang die Kraftwerke gemäss Reservekraftwerksverordnung zum Einsatz kommen sollen, klar definiert sein. In der vorliegenden Verordnung 


fehlen solche Kriterien. Damit wird eine grosse Unsicherheit im Markt geschaffen. Es braucht hier Klarheit, auch in Abgrenzung zum Abruf der 


Stromreserve gemäss WResV bzw. zur Aktivierung von OSTRAL gemäss LVG. Grundsätzlich sollte der mögliche Einsatz an das Ergreifen von 


 







 
 


4/9 


 
 


verbrauchsseitigen Bewirtschaftungsmassnahmen gemäss LVG gekoppelt sein. 


 


5. Mit der in der Vorlage vorgesehenen Lockerung von Umweltbestimmungen, besonders der Luftreinhalteverordnung (LRV), sind die Vorstände 


der EnDK und der BPUK nicht einverstanden (Art. 5 E-ResKwV). Die EnDK und die BPUK haben in ihrer Stellungnahme zur Änderung des 


StromVG («Stromreserve») Hand geboten und befristeten Lockerungen der Umweltbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-


heit zugestimmt. Die LRV entspricht aber dem aktuellen Stand der Technik; Reservekraftwerke können so ausgestattet werden, dass sie die Emis-


sionsbegrenzungen einhalten. Eine Lockerung der Umweltbestimmungen ist daher nur in Ausnahmefällen und nur befristet verhältnismässig 


und vertretbar.  


 


Im Hinblick auf die der Systemrelevanz der Sicherstellung der Stromversorgung ist die Sanierung von Reservekraftwerken innert angemesse-


ner Frist als verhältnismässig zu beurteilen. Erleichterungen sind unter bestimmten Voraussetzungen nur für die bestehenden Anlagen Birr, 


Monthey und Cornaux zu gewähren. Bewilligungen dürfen für einen "nicht LRV-konformen Betrieb eines Reservekraftwerks zur Erzeugung elektri-


scher Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage" nur erteilt werden, wenn keine übermässigen Immissionen zu erwarten sind. Sie 


dürfen nur unter Anhörung des Standortkantons mit der Auflage erteilt werden, dass eine Herstellung des LRV-konformen Betriebs in Abstimmung 


mit der Gültigkeitsdauer der WResV bis spätestens zum 31.12.2026 erfolgt. Für bestehende Reservekraftwerke kann eine Sanierung bereits heute 


in die Wege geleitet werden. Neue Anlagen können ohne Erleichterungen bewilligt und in Betrieb gesetzt werden, für sie sind demnach keine 


Erleichterungen zu gewähren. 


 


Auch, weil die Reservekraftwerke für den Markt produzieren sollen, ist eine allgemeine Lockerung der LRV nicht akzeptabel. Dies würde zu einer 


Wettbewerbsverzerrung im Vergleich zu anderen Akteuren, die auf dem Markt aktiv sind und diese Standards einhalten müssen, führen. 


Im Folgenden äussern wir uns zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 1 


Geltungsbereich 


- Einfügen einer Bestimmung zur Festsetzung der maxi-


malen Geltungsdauer der Verordnung. 


Der Einsatz der Reservekraftwerke für den Markt muss so 


begrenzt wie möglich gehalten werden. Es braucht Angaben 


zu Beginn und Ende der hier zur Vernehmlassung stehen-


den Verordnung. 


 


Artikel 2 


Grundsätze 


- Art 2 Abs 1: Ergänzen von Art. 2 Abs. 1 wie folgt (Er-


gänzung unterstrichen): 


1 Die Reservekraftwerke erzeugen bei einer unmittelbar 


drohenden oder während einer schweren Mangellage 


elektrische Energie für den inländischen Markt. 


 


- Einfügen von Kriterien in Artikel 2, die den Einsatz der 


Reservekraftwerke zeitlich begrenzen und an das Er-


greifen von verbrauchssenkenden Massnahmen ge-


mäss LVG knüpft.  


Zu Art. 2 Abs. 1: 


Die zusätzliche Energieerzeugung mit fossilen Energieträ-


gern soll auf ein Minimum beschränkt sein. Es muss sicher-


gestellt sein, dass die so produzierte elektrische Energie 


ausschliesslich für den inländischen Markt bereitgestellt wer-


den darf.  


Zum Einfügen einer weiteren Bestimmung in Art. 2:  


Der mögliche Einsatz sollte zeitlich beschränkt werden und 


an das Ergreifen von Massnahmen zur Verbrauchssenkung 


gemäss LVG (Verbrauchsbeschränkungen, Kontingentierung 


etc.) gekoppelt sein. 


 


Artikel 3 


Nichtanwendbarkeit von Best-


immungen anderer Erlasse 


- Buchstabe b streichen; siehe Anträge zu Artikel 4 


 


 


 


- Buchstabe c streichen 


 


Zu Bst. b streichen: 


Das Erfordernis, Teile des Luftreinhalterechts auf unbe-


stimmte Zeit als nicht anwendbar zu erklären (ohne Angabe 


einer Gültigkeitsdauer), wird nicht nachvollziehbar und plau-


sibel dargelegt. Sie widerspricht den Vorsorge- und Schutz-


bestimmungen des USG und ist praxisfremd. 


Zu Bst. c streichen: 


Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Über-


tragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, 


stellt den zentralen Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in 


der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine 


Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und Swiss-


grid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraft-


werken zu gestatten. Es ist zu prüfen, ob die Vermarktung 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


der Energie auch durch die Betreiber erfolgen könnte (vgl. 


Ausführungen zu Art. 6). 


Artikel 4 


Emissionsbegrenzungen 


- Titel ergänzen mit «Erleichterungen»:  neu: «Emissi-


onsbegrenzungen – Erleichterungen» 


- Streichen der Bestimmung in Art. 4 und Neuformulie-


rung wie folgt: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 Unter der Voraussetzung, dass keine übermässigen 


Immissionen zu erwarten sind, dürfen die vorsorglichen 


Emissionsbegrenzungen für Stickoxide und Kohlenmo-


noxid bei bestehenden Reservekraftwerken im Sinne 


der WResV bis längstens 31.12.2026 gemildert werden. 


 


 


 


2 Für Neuanlagen können keine Erleichterungen ge-


währt werden. 


Es geht um Erleichterung im Einzelfall (Artikel 17 USG). 


Die Nichtanwendbarkeit der vorsorglichen Emissionsbegren-


zungen in Anh. 2 Ziff. 834 und 836 Abs. 1 der LRV (Art.3 


Bst. b) steht im Widerspruch mit der Bestimmung in Art. 4, 


wonach die Emissionen von Stickoxiden und Kohlenmonoxid 


so weit zu begrenzen sind, wie dies technisch und betrieblich 


möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Anh. 2, Ziff. 834 und 


836, Abs.1 LRV entspricht dem Vorsorgeprinzip und erfüllt 


«…technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich trag-


bar…». Erleichterungen sind nach Art.17 USG möglich, 


wenn eine Sanierung im Einzelfall unverhältnismässig ist. 


Dies bedeutet, dass die Verhältnismässigkeit im Einzelfall 


und nicht am Umstand einer generellen Mangellage allge-


mein zu beurteilen ist. Erleichterungen werden in der Praxis 


befristet und nicht wiederkehrend gewährt.  


Gemäss dem erläuternden Bericht handelt es sich bei den 


bestehenden Anlagen um Birr, Monthey und Cornaux, diese 


dürfen gestützt auf die WResV bis längstens 31.12.2026 


nicht-LRV-konform betrieben werden. Spätestens ab 


1.1.2027 müssen diese Anlagen LRV-konform sein. Es bleibt 


somit genügend Zeit, diese Anlagen zu ertüchtigen.  


Gemäss Art. 17 Abs. 1 USG dürfen die Immissionsgrenz-


werte für Luftverunreinigungen bei Erleichterungen im Ein-


zelfall nicht überschritten werden. 


Die Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen 


der LRV ist für neue Anlagen verhältnismässig. 


 







 
 


7/9 


 
 


Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 5 


Bewilligung 


Absatz 3 streichen 


 


 


- Ergänzen von Art. 5 wie folgt: 


6 Das UVEK hört die betroffenen kantonalen Luftreinhal-


tebehörden an und berücksichtigt die kantonalen Um-


weltschutzmassnahmen. 


7 Die Bewilligung wird der jeweiligen kantonalen Luft-


reinhaltebehörde innert 10 Tagen mitgeteilt. 


 


- Ergänzen des erläuternden Berichts betr. Art. 5.  


 


Zu Abs. 3 streichen: Siehe Erläuterungen zu Art. 4.Darüber 


hinaus dürfen auch die kantonalen Vorschriften zur Abwär-


menutzung vom Bund nicht pauschal ausser Kraft gesetzt 


werden. Es liegt in der Kompetenz der Kantone, dies festzu-


legen.   


Zur Ergänzung von Art. 5: 


Für die Erteilung einer Betriebsbewilligung ist das UVEK zu-


ständig (Art. 5 Abs. 1). Der Vollzug wird jedoch nicht gere-


gelt, bzw. den Kantonen überlassen. Dieses Vorgehen ist 


weder praxistauglich noch vereinbar mit einer kohärenten 


Kompetenzordnung nach Art. 41 USG («Vollzugskompeten-


zen des Bundes». Demgemäss sind die Kantone anzuhören; 


überdies sind deren Umweltschutzmassnahmen zu berück-


sichtigen. 


Zur Ergänzung des erläuternden Berichts bzgl. Art. 5:  


Die Anlagen müssen ihren Zweck schnell und zielgerichtet 


erfüllen. Im erläuternden Bericht ist deshalb explizit darauf 


einzugehen, dass eine Bewilligung v.a. in einer bestehen-


den schweren Mangellage unverzüglich und (unter Wah-


rung der übergeordneten rechtlichen Bestimmungen) mit 


dem Fokus auf Wiederherstellung einer stabilen Versor-


gungslage zu erfolgen hat.  


 


 


 


Artikel 6 


Betriebsbereitschaft, Vermark-


tung und Lieferung 


- Anpassung von Art. 6 Abs. 3 und 4, wonach die nat. 


Netzgesellschaft nicht für die Vermarktung des von den 


Reservekraftwerken produzierten Stroms zuständig ist. 


Siehe Bemerkung zu Art. 3 Bst. c.  


Artikel 7 - Nach positiver Prüfung, ob Betreiber den Strom ver-


markten könnten: Einfügen einer Bestimmung, wonach 


Falls sich nach Prüfung herausstellen sollte, dass die Betrei-


ber den in den Reservekraftwerken erzeugten Strom selbst 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  


Article, chiffre (annexe) 


Articolo, numero (allegato) 


Antrag 


Proposition 


Richiesta 


Begründung / Bemerkung 


Justification / Remarques 


Motivazione / Osservazioni 


 


Entschädigung die dadurch erzielten Zusatzerlöse mit der Entschädi-


gung verrechnet werden. 


vermarkten könnten, sollten die erzielten Zusatzerlöse mit 


der Entschädigung verrechnet werden. Durch eine Verrech-


nung zum Day-Ahead-Strompreis wird sichergestellt, dass 


die Betreiber keine Vorteile aus dem Verkauf der Energie er-


zielen. Vorbehalten bleibt die Entschädigung von Zusatzkos-


ten, die im Falle eines Bereitschaftsbetriebs ausserhalb des 


gemäss WResV vorgesehenen Zeitraums entstehen. Für 


den Bereitschaftsbetrieb ausserhalb der vorgesehenen Peri-


oden sind zudem allenfalls Anpassungen an den Verträgen 


mit den Betreibern der Reservekraftwerke notwendig. 


Artikel 8 


Meldepflicht der Betreiber ge-


genüber Aufsichtsbehörden 


- 


 


 


-  


Artikel 9 


Informationspflicht der natio-


nalen Netzgesellschaft 


- -  


Artikel 10 


Verwendung von Gewinn oder 


Verlust 


- -  


Artikel 11 


Inkrafttreten 


Festlegung des Zeitraums in Abs. 2: 


2 Sie gilt bis zum 31.12.2026 


Es geht um Reservekraftwerke gemäss WResV. Die WResV 


ist bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 
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Zur Verordnung über die Änderung einer Bestimmung des Landesversorgungsgesetzes  


Anhang 1 des Landesversorgungsgesetzes vom 17. Juni 2016 


Antrag: Ziff. …: Streichen 


Begründung: Das Unbundling, also die Trennung des Betriebs des Übertragungsnetzes im natürlichen Monopol von der Produktion, stellt den zentralen 


Grundsatz der Marktöffnung nicht nur in der Schweiz, sondern auch in der EU dar. Es besteht keine Notwendigkeit, diesen Grundsatz zu unterhöhlen und 


Swissgrid eine Marktteilname als faktische Betreiberin von Kraftwerken zu gestatten.  
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FDP.Die Liberalen, Postfach, 3001 Bern 


 Bern, 5. November 2024 
 VL RKW / cts 
Eidgenössisches Departement für für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
 
Elektronischer Versand: per Email an energie@bwl.admin.ch  


Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung elektrischer 
Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage Vernehmlassungsantwort 
der FDP.Die Liberalen 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne 
geben wir Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.  


Die sichere Stromversorgung der Schweiz ist von zentraler Bedeutung. Kann sie nicht 
gewährleistet werden, drohen Kosten in Milliardenhöhe für Konsumenten, Unternehmen und 
die gesamte Volkswirtschaft. Reservekraftwerke sind der letzte Schutz vor einem Blackout. 
Die FDP.Die Liberalen begrüsst deshalb, dass der Bundesrat die Verordnung anpasst. 


Aus Sicht der FDP muss der Abruf der Reserve klar definiert sein. Es ist deshalb zwingend, 
dass in der Verordnung klar geregelt wird, wie eine drohende Mangellage definiert wird und 
welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen. 


Darüber hinaus ist es für die FDP wichtig, dass die Trennung von Übertragungsnetzbetrieb 
und Stromproduktion gewährleistet bleibt. Dies ist ein zentraler Grundsatz im Strommarkt. Die 
FDP lehnt es deshalb ab, dass Swissgrid mit der vorgeschlagenen Verordnung als faktische 
Kraftwerksbetreiberin in den Markt eintreten könnte. 


 


Freundliche Grüsse 


FDP.Die Liberalen 


Der Präsident Der Generalsekretär 


  


 


 


 


Thierry Burkart Jonas Projer 
Ständerat 
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Par courriel : 
energie@bwl.admin.ch 
Office fédéral pour l’approvisionnement 
économique du pays (OFAE) 
3003 Berne 


 
 
Ordonnance sur l’exploitation des centrales de réserve destinées à la production 
d’énergie électrique pour le marché en cas de pénurie grave d’électricité 
 
Monsieur le conseiller fédéral, 
Mesdames, Messieurs, 
 
Le Conseil d'État de la République et Canton de Neuchâtel a pris connaissance du sujet de la 
consultation du Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) 
et vous remercie de lui offrir la possibilité de donner son avis sur l’ordonnance sur l’exploitation 
des centrales de réserve destinées à la production d’énergie électrique pour le marché en cas 
de pénurie grave d’électricité. 
 
Selon le droit en vigueur, il est en principe déjà possible de recourir aux centrales de réserve 
lorsqu’il y a absence d’équilibre du marché. Nous comprenons que l’ordonnance veut régler 
l'exploitation de centrales de réserve en tant que mesure d’intervention indépendamment 
d’une absence d’équilibre du marché pour garantir l’approvisionnement en cas de pénurie 
d’électricité imminente. L'ordonnance permet ainsi d'exploiter de manière ciblée les centrales 
de réserve pour faire face à une situation de pénurie d'électricité. Nous soutenons la volonté 
du Conseil fédéral d’une mise en vigueur de l’ordonnance qu'en cas de pénurie d'électricité 
déclarée ou imminente. 
 
Nous partageons les avis et remarques exprimés dans la prise de position commune de la 
conférence des directeurs cantonaux de l’énergie (EnDK) et de la Conférence des directeurs 
cantonaux des travaux publics, de l’aménagement du territoire et de l’environnement (DTAP) 
et vous prions de les prendre en considération. Notamment, nous ne sommes pas d’accord 
avec l’assouplissement prévu des dispositions du droit de l’environnement, en particulier de 
l’ordonnance sur la protection de l’air (OPair). 
 
En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Monsieur le conseiller 
fédéral, Mesdames, Messieurs, à l’assurance de notre haute considération. 
 
Neuchâtel, le 20 novembre 2024 
 


Au nom du Conseil d'État : 


La présidente, La chancelière, 
F. NATER S. DESPLAND 








 


 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung 
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage 


Procédure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de ré-
serve pour la production d’énergie électrique destinée au marché en cas de pénurie grave  


Procedura di consultazione sul progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva 
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria 


Organisation / Organizzazione Conférence des directeurs cantonaux de l’énergie EnDK 


Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de l’aménagement du terri-


toire et de l’environnement DTAP 


Adresse / Indirizzo Maison des cantons 


Speichergasse 6 


3001 Berne 


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 23 octobre 2024 


 


Conseiller d‘Etat Roberto Schmidt 


Président EnDK 
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Conseiller d’Etat Jean-François Steiert 


Président DTAP 


Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila-


dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré-


nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de 


téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun-


zione, indirizzo e-mail e numero di telefono) 


Véronique Bittner 


Secrétaire générale EnDK 


veronique.bittner@endk.ch  


031 320 30 08 


 


Mirjam Bütler 


Secrétaire générale DTAP 


mirjam.buetler@bpuk.ch 


031 320 16 91 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an energie@bwl.admin.ch. 


Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique facili-


tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica energie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 


trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:veronique.bittner@endk.ch

mailto:mirjam.buetler@bpuk.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch

mailto:energie@bwl.admin.ch
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3/9 


 
 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  


Nous vous remercions de nous avoir donné l'occasion de prendre position sur l'ordonnance relative à l'exploitation des centrales de réserve pour la produc-


tion d'énergie électrique destinée au marché en cas de pénurie grave. La position figurant ci-après, prise par les comités de l'EnDK et de la DTAP, a été 


établie avec le concours de la Conférence des services cantonaux de l'énergie (EnFK) et de la Conférence des services de l'environnement de Suisse 


(CCE).  


Le projet crée les bases légales requises pour que les centrales de réserve puissent être utilisées en cas de pénurie imminente, et ce indépendamment 


d'une absence d'équilibre du marché. L'ordonnance doit régler le recours aux centrales de réserve à titre de mesure d'intervention fondée sur la loi sur 


l'approvisionnement du pays (LAP). Contrairement à ce que prévoit l'OIRH, les centrales de réserve doivent produire de l'électricité pour le marché et lui 


fournir ainsi de l'énergie supplémentaire. 


L'EnDK et la DTAP approuvent sur le principe l'intention du Conseil fédéral de permettre une utilisation plus souple des centrales de réserve lorsqu’une 


pénurie est imminente. En effet, il sera ainsi possible de mieux lutter contre une telle situation mettant en péril l'approvisionnement en électricité. Mais 


s’agissant de la mise en œuvre proposée, nous exprimons toutefois des critiques d'ordre général: 


1. Nous attirons l'attention sur le fait que les réserves constituées côté production ne contribuent en rien à l'amélioration de la situation à long 


terme au plan de l'approvisionnement en Suisse. Pour garantir sur ce plan la sécurité à long terme, il faut une production d'électricité renou-


velable massivement accrue en Suisse et la conclusion d’un accord sur l'électricité avec l'UE.  


 


2. La conclusion d'un accord sur l'électricité est une préoccupation majeure, en particulier pour l'EnDK. Il ne faudrait pas que les négociations en 


cours soient perturbées par des projets de loi ou d'ordonnance qui, selon toute vraisemblance, sont incompatibles avec le droit de l'UE. Aux yeux 


de l'EnDK et de la DTAP, le rôle prévu pour Swissgrid en tant qu'acteur du marché contrevient aux règles d'unbundling (séparation patrimo-


niale et financière entre la production et la distribution d'énergie) de l'UE et est à rejeter sous cette forme. Il conviendrait d'examiner en lieu et place 


si les exploitants de centrales électriques sont en mesure d’assumer ce rôle. Selon nous, l'utilisation des centrales de réserve pour le marché 


n'est pas - elle non plus - aisément compatible avec les règles de l'UE en matière de mécanismes de capacité. Le projet devrait donc être examiné 


sous l'angle du droit de l'UE et, au besoin, adapté de telle sorte qu'il soit compatible avec ce droit.  


 


3. Les coûts liés aux centrales de réserve sont élevés et ce sont les consommateurs finaux qui doivent les supporter. De plus, ces centrales fonction-


nent au moyen de combustibles fossiles et leur utilisation génère des émissions de CO2 et autres substances. Si les valeurs limites ne sont pas 


respectées, elles enfreignent les dispositions en vigueur du droit de l'environnement, notamment en matière de protection de l'air. C'est pourquoi 


les comités de l'EnDK et de la DTAP considèrent nécessaire de limiter autant que possible le recours aux centrales de réserve. Des indications 


sur le début et la fin de l'ordonnance soumise ici à la consultation font toutefois défaut. 


 


4. En règle générale, les centrales de réserve ne doivent pas produire pour le marché, car celui-ci subirait alors des distorsions. Si cela devait s'avé-


rer nécessaire pour éviter une situation de pénurie imminente, des mesures d'accompagnement seraient à prévoir par la Commission fédérale de 


l'électricité (ElCom) en sa qualité de régulateur, afin de minimiser l'intervention sur le marché ainsi que la distorsion des signaux de prix. Par ail-
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leurs, il y a lieu de définir clairement les critères déterminant à partir de quand et pour combien de temps les centrales doivent être utilisées confor-


mément à l'ordonnance relatives l’exploitation des centrales de réserve. De tels critères font défaut dans la présente ordonnance, ce qui crée une 


grande incertitude sur le marché. Il faut ici de la clarté, notamment pour faire la distinction entre le recours à la réserve d'électricité selon l'ordon-


nance sur une réserve d'hiver OIRH et l'activation d'OSTRAL selon la LAP. En principe, l'utilisation possible devrait être couplée à la mise en place 


de mesures de gestion réglementée visant à réduire la demande conformément à la LAP. 


 


5. Les comités de l'EnDK et de la DTAP ne sont pas d'accord avec l'assouplissement de dispositions du droit de l'environnement, en particulier 


de l'ordonnance sur la protection de l'air (OPair), prévu par le projet d’ordonnance objet de la présente consultation (art. 5). Dans leur prise de posi-


tion portant sur la modification de la LApEl («Réserve d'électricité»), l'EnDK et la DTAP ont prêté main forte et approuvé des assouplissements 


temporaires des dispositions du droit de l'environnement afin de maintenir la sécurité d'approvisionnement. L'OPair correspond toutefois à l'état 


actuel de la technique; les centrales de réserve peuvent donc être équipées de manière à ce qu'elles respectent les limitations en matière d'émis-


sions. Un assouplissement des dispositions du droit de l'environnement n'est donc proportionné au but visé et défendable que dans des cas 


exceptionnels et pour une durée limitée. 


 


Compte tenu de l'importance que revêt pour le système la garantie de l'approvisionnement en électricité, l'assainissement de centrales de ré-


serve dans un délai raisonnable est à considérer comme proportionné au but poursuivi. Des allègements doivent être accordés, sous cer-


taines conditions seulement, pour les centrales existantes de Birr, Monthey et Cornaux. S’agissant d’une «exploitation non conforme à l'OPair 


d'une centrale de réserve pour la production d'énergie destinée au marché en cas de pénurie grave», des autorisations ne peuvent être délivrées 


que s'il ne faut pas s'attendre à des immissions excessives. Elles ne peuvent être accordées qu'après avoir entendu le canton d'implantation et à 


condition qu'une mise en conformité avec l'OPair intervienne au plus tard le 31.12.2026, en concordance avec la durée de validité de l'ordonnance 


sur l’instauration d’une réserve d’hiver, OIRH. Pour les centrales de réserve existantes, un assainissement est possible dès aujourd'hui. De nou-


velles installations peuvent être autorisées et mises en service sans allégement, elles ne doivent donc bénéficier d'aucun allégement. 


 


C'est aussi parce que les centrales de réserve doivent produire pour le marché qu'un assouplissement général de l'OPair n'est pas acceptable. Car 


l’on créerait ainsi une distorsion de concurrence par rapport à d'autres acteurs qui sont actifs sur le marché et qui doivent respecter ces normes. 


Nous nous prononçons ci-après sur certaines dispositions du projet. 
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Article 1 


Champ d‘application 


- Insertion d'une disposition fixant la durée maximale de 


validité de l'ordonnance. 


Le recours aux centrales de réserve pour le marché doit res-


ter aussi limité que possible. Il faut des indications sur le dé-


but et la fin de l'ordonnance ici soumise à consultation. 


 


Article 2 


Principes 


- Art 2 al. 1: compléter l'art. 2 al. 1 comme suit (complé-


ment souligné): 


 
1 Les centrales de réserve produisent de l’énergie élec-


trique destinée au marché intérieur en cas de pénurie 


grave, déclarée ou imminente. 


 


- Ajouter à l'article 2 des critères limitant dans le temps le 


recours aux centrales de réserve et le liant à la mise en 


place de mesures de gestion réglementée visant à ré-


duire la demande conformément à la LAP.  


Ad art. 2 al. 1: 


La production supplémentaire d'énergie à partir de sources 


d'énergie fossiles doit être limitée au minimum. Il s'agit de 


garantir que l'énergie électrique ainsi produite ne peut être 


mise à disposition que pour le marché intérieur.  


A propos de l'insertion d'une disposition supplémentaire à 


l'art. 2: 


L'utilisation possible devrait être limitée dans le temps et 


couplée à la prise de mesures de gestion réglementée visant 


à réduire la demande selon la LPA (limitation de la consom-


mation, contingentement, etc.). 


 


Article 3 


Suspension de certaines dis-


positions d’autres actes 


- Supprimer la lettre b; voir propositions ad article 4 


 


 


 


- Supprimer la lettre c 


 


Ad Supprimer la let.b: 


La nécessité de déclarer certaines parties du droit de la pro-


tection de l'air inapplicables pour une durée indéterminée 


(sans indication de durée de validité) n'est pas présentée de 


manière compréhensible et plausible. Elle contredit les dis-


positions de la LPE en matière de précaution et de protec-


tion et est éloignée de la pratique. 


Ad Supprimer la lettre c: 


L'unbundling, c'est-à-dire la séparation entre l'exploitation du 


réseau de transport dans le cadre d'un monopole naturel et  


la production, constitue le principe central de l'ouverture du 


marché, et ce non seulement en Suisse mais aussi dans 


l'UE. Il n'y a pas nécessité de miner ce principe et de per-


mettre à Swissgrid de participer au marché en tant qu'exploi-


tant de fait de centrales électriques. Il y a lieu d'examiner si 
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la commercialisation de l'énergie pourrait également être as-


surée par les exploitants (cf. développements ad art. 6). 


Article 4 


Limitations des émissions 


- Compléter le titre par «Allègements»: nouveau: «Limita-


tions d'émissions - Allègements». 


- Supprimer la disposition de l'art. 4 et la reformuler 


comme suit: 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


1 A condition qu’il n’y ait pas à craindre des immissions 


excessives, les limitations préventives des émissions 


d'oxydes d'azote et de monoxyde de carbone peuvent 


être allégées jusqu'au 31 décembre 2026 au plus tard 


pour les centrales de réserve existantes, au sens de 


l'OIRH. 


 


 


Il s'agit d'un allègement dans certains cas particuliers (article 


17 LPE). 


La non-applicabilité des limitations préventives des émis-


sions figurant à l'annexe 2 ch. 834 et 836 al. 1 OPair (art. 3, 


let. b) est en contradiction avec la disposition de l'art. 4 selon 


laquelle les émissions d'oxydes d'azote et de monoxyde de 


carbone doivent être limitées dans la mesure où cela s’avère 


techniquement et opérationnellement possible, et économi-


quement supportable. L'annexe 2 ch. 834 et 836 al. 1 OPair 


correspond au principe de précaution et remplit les condi-


tions «...techniquement et opérationnellement possibles et 


économiquement supportables...». Selon l'art. 17 LPE, des 


allègements sont possibles lorsqu'un assainissement est dis-


proportionné dans un cas particulier. Autrement dit, la pro-


portionnalité est à évaluer au cas par cas et non en fonction 


d'une situation de pénurie générale. Dans la pratique, les al-


légements sont accordés pour une durée limitée et de ma-


nière non récurrente.  


Selon le rapport explicatif, les installations existantes sont 


celles de Birr, Monthey et Cornaux qui, sur la base de 


l'OIRH, peuvent être exploitées de manière non conforme à 


l'OPair jusqu'au 31.12.2026 au plus tard. A partir du 


1.1.2027 au plus tard, ces installations devront être con-


formes à l'OPair. Il reste donc suffisamment de temps pour 


que ces installations soient mises en conformité.  


Selon l'art. 17al. 1 LPE, les valeurs limites d'immissions pour 


la pollution de l'air ne doivent pas être dépassées en cas 


d'allègement dans un cas particulier. 
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2 Aucun allègement ne peut être accordé pour les nou-


velles installations. 


Le respect des limitations préventives des émissions de 


l'OPair est proportionné au but visé en ce qui concerne les 


nouvelles installations. 


Article 5 


Autorisation 


- Supprimer l‘alinéa 3 


 


 


 


 


 


- Compléter l'art. 5 comme suit: 


6 Le DETEC consulte les autorités cantonales en charge 


de la protection de l'air et prend en compte les mesures 


cantonales de protection de l'environnement. 


7 L'autorisation est communiquée dans un délai de 10 


jours à l'autorité cantonale chargée de la protection de 


l'air. 


 


- Compléter le rapport explicatif relatif à l'art. 5. 


 


Ad Supprimer al. 3: voir développements à propos de l’art. 4. 


En outre, les prescriptions cantonales relatives à l'utilisation 


des rejets thermiques ne peuvent pas non plus être abro-


gées de manière générale par la Confédération. Il appartient 


aux cantons de le déterminer.   


Ad Compléter l’art. 5: 


Le DETEC est compétent pour l'octroi d'une autorisation 


d'exploitation (art. 5 al. 1). L'exécution n'est toutefois pas ré-


glementée ou laissée aux cantons. Cette manière de procé-


der n'est compatible ni avec la pratique, ni avec une réparti-


tion cohérente des compétences selon l'art. 41 LPE («Com-


pétences exécutive de la Confédération»). En conséquence, 


les cantons doivent être entendus et leurs mesures de pro-


tection de l'environnement sont à prendre en considération.  


 


Ad Compléter le rapport explicatif concernant l'art. 5: 


Les installations doivent remplir leur fonction rapidement et 


de façon ciblée. Le rapport explicatif doit donc mentionner 


explicitement qu'une autorisation est à accorder sans délai, 


surtout en cas de pénurie grave, et qu'elle doit viser à réta-


blir une situation d'approvisionnement stable (dans le res-


pect des dispositions légales de rang supérieur). 


 


 


 


Article 6 - Adaptation de l'art. 6 al. 3 et 4, selon lequel la société 


nationale du réseau de transport n'est pas en charge de 


Voir remarque ad art. 3 let. c.  
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Fonctionnalité, commercialisa-


tion et livraison 


la commercialisation de l'électricité produite par les cen-


trales de réserve. 


Article 7 


Indemnisation 


- Après examen positif de la possibilité pour les opéra-


teurs de commercialiser l'électricité: insertion d'une dis-


position stipulant que les recettes supplémentaires ainsi 


obtenues seront imputées sur l'indemnisation. 


Si, après examen, il devait s'avérer que les exploitants pour-


raient commercialiser eux-mêmes l'électricité produite dans 


les centrales de réserve, les recettes supplémentaires obte-


nues devraient être compensées avec l'indemnisation. 


Grâce à une compensation au prix day-ahead de l'électricité, 


il est garanti que les exploitants ne tirent aucun avantage de 


la vente de l'énergie. Demeure réservée l'indemnisation des 


coûts supplémentaires occasionnés en cas d’exploitation en 


disponibilité accrue en dehors de la période prévue par 


l'OIRH. De plus, des adaptations des contrats conclus avec 


les exploitants des centrales de réserve sont éventuellement 


requises pour l'exploitation en disponibilité accrue en dehors 


des périodes prévues. 


 


Article 8 


Obligation de déclarer des ex-


ploitants à l’égard des autori-


tés de surveillance 


- 


 


 


-  


Article 9 


Obligation d’informer la so-


ciété nationale du réseau de 


transport 


- -  


Article 10 


Utilisation du bénéfice ou de la 


perte 


- -  
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Article 11 


Entrée en vigueur 


Fixation de la période visée à l'al. 2: 


2 Elle est applicable jusqu'au 31.12.2026. 


Il s'agit de centrales de réserve selon l'OIRH. La durée de 


validité de l'OIRH est limitée au 31 décembre 2026. 


 


 


 


 


A propos de l'ordonnance sur la modification d'une disposition de la loi sur l'approvisionnement du pays  


Annexe 1 de la loi du 17 juin 2016 sur l’approvisionnement du pays 


Proposition: chif. …: à supprimer 


Justification: l'unbundling, c'est-à-dire la séparation entre l'exploitation du réseau de transport en monopole naturel et la production, constitue le principe cen-


tral de l'ouverture du marché, et ce non seulement en Suisse mais aussi dans l'UE. Il n'y a pas nécessité de miner ce principe et de permettre à Swissgrid de 


participer au marché en tant qu'exploitant de fait de centrales électriques.  





















Vernehmlassung: Verordnung über den Betrieb der Reservekraftwerke zur Erzeugung
elektrischer Energie für den Markt in einer schweren Strommangellage


Pro(,ëdure de consultation sur le projet d’ordonnance sur l’exploitation des centrales de rë-
serve destinëes ä la production d’ënergie ëlectrique pour le marchë en cas de pënurie
grave d’ëlectricitë


Procedura di consultazione suI progetto di ordinanza sull’esercizio delle centrali di riserva
per la produzione di energia elettrica destinata al mercato in caso di grave penuria
Organisation / Organizzazione Canton de Genëve, Dëpartement du territoire, Office cantonal de I'ënergie


Adresse / Indirizzo Rue du Puits-Saint-Pierre 4, Case Postale 3920 - 1211 Genëve 3


Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma







Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion,
Emailadresse und Telefonnummer) / Personne de
contact (prënom, nom, fonction, adresse e-mail et
numëro de tëlëphone) / Persona di contatto (nome,
cognome, funzione, indirizzo e-mail e numero di telefono)


Laurent Tippenhauer, chargë de projets, laurent.tippenhauer©}etat.qe.ch, Tël_ +41 (0)22 327 93
52


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an @@> .
Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.
Merci d’envoyer vot re prise de position par courrier ëlectronique ä energie@bwl.admin.ch. Un envoi en format Word 1;ar courrier ëlectronique facili-
tera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup,
Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica enerqie@bwl.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques gënërales 1 Osservazioni generali


Les remarques et propositions ci-dessous viennent complëter Ia prise de position du Conseil d'Etat de la Rëpublique et canton de Genëve.


Le recours aux centrales de rëserve (destinëes ä la production d’ënergie ëlectrique pour le marchë) en cas de pënurie grave d’ëËectricitë est comprëhensible
pour ëviter ou limiter, autant que possible, le dëploiement de mesures plus drastiques, comme les dëlestages. Dës lors, iI se justifie, sur le principe, de prëvoir
ün allëgement des prescriptions applicables en matiëre de limitation des ëmissions (atmosphëriques et sonores) auxdites centrales de rëserve en cas de
pënurie grave d’ëlectricitë.


Ce faisant, es dispositions prëvues par le projet d'ordonnance mëritent d'ëtre prëcisëes et complëtëes, notamment s’agissant :


des installations ciblëes par ledit projet d'ordonnance (art. 1 Champ d'application) ;
de la durëe d'exploitation maximale autorisëe parjour desdites installations (art.5, alinëa 2, lettre a) ;
des combustibles ä privilëgier pour limiter les ëmissions (art.5, alinëa 2, lettre b) ;
des ëmissions maximales tolërëes (art.5, alinëa 2, lettres c et d) ;
des exceptions ä ptëvoir ä la suspension des dispositions cantona[es s'agissant des centrales situëes dans les zones ä immissions excessives et en
cas d'ëpisodes de pics de pollution (art.5, alinëa 3).


3/5







Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato]
Art, 1


Antrag
Proposition
Richiesta
Complëter comme suit :


Begründung 1 Bemerkung
Justification / Remarques
Motivazione / Oss'ervazioni
Le projet d'ordonnance s’applique aux centrales de rëserve
prëvues par l’ordonnance du 25 janvier 2023 sur une rëserve
d’hiver (OIRH). Or, I'OIRH ne concerne que les centrales de
rëserve existantes. En effet, selon le rapport explicatif con-
cernant l’ordonnance sur I'instauration d’une rëserve d’ëlectri-
citë pour l’hiver (ordonnance sur LIne rëserve d’hËver, C)IRH,
25.01.2023) : " S’iI s’avërait nëcessaire de construire de
nouvelles centrales de rëserve, cela ferait ëgalement l’ob-
jet d’LIne teIle rëglementation Iëgale,"


Champ d’application La prësente ordonnance s’applique aux centrales de rëserve
existantes prëvues par l’ordonnance du 25 janvier 2023 sur
une rëserve d’hiver (OIRH).


Art. 1 Insërer une disposition fixant la durëe maximale d'application
du rëglement.


>


aussi limitëe que possible. II faut des indications sur le dëbut
et la fin de I'ordonnance soumise ici ä consultation.Champ d’application


Art. 2


Principes


Art 2 al. 1 : Complëter Ë'art. 2 al. 1 comme suit (comptëment
soulignë) :


Concernant I'art. 2, al. 1


La production supplëmentaire d'ënergie ä partir de.sources
d'ënergie fossiles doit ëtre limitëe au minimum.-11 doit ëtre ga-
ranti que l’ënergie ëlectrique ainsi produite puisse ëtre mise ä
disposition exclusivement pour te marëhë intërieur.


1 Les cëntrales de rëserve produisent de I'ënergie ëlectrique
pour le marchë intërieur en cas de menace imminente ou
pendant une situation de pënurie grave.


Art. 5


Autorisation


Complëter I'alinëa 1.
Introduire 2 nouvelles dispositions a et b sous l’alinëa 2.
Complëter les dispositions prëvues sous les lettres c et d
(initialement a et b du projet d'ordonnance) de I'alinëa 2.


r
informëes au prëalable des conditions d'autorisations ëdic-
tëes par le DETEC. Le complëment apportë ä I'alinëa 1 per-
met d'assurer une cohërence avec I'article 8 (Obligation de
dëclarer des exploitants ä l’ëgard des autoritës de surveil-
lance)


l Le Dëpartement fëdëral de l’environnement, des trans-
ports, de l’ënergie et de la communication est chargë de
dëlivrer l’autorisation d’exp]oiter, aprës notification prëalabJe
des autoritës cantonales de surveillance.
2 L’autorisation doit fixer les ëlëments suivants :


Alinëa 2, lettre a : cette disposition permet de rëduire Ia du-
rëe d'activitë des centrales trop polluantes, et partant leurs
ëmissions.
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Artikel, Ziffer (Anhang)
Article, chiffre (annexe)
Articolo, numero (allegato=


Antrag
Proposition
Richiesta
a.. MrW@@©©113@lsiRUgELouaËlnstal-


lations doflt les ëmissions dëpassent les limitations prë-
ventives des ëmissions :


b. les combustibles autorisës pour I'exploitation des cen-
trales de rëserves :
les limitations des ëmissions d’oxydes d'azote et de
monoxyde de carbone, qui ne doivent pas dëpasser de
plus de 1.5 fois les valeurs limites d'ëmissions fixëes
par I'OPair ;
la limitation des ëmissions debruit, qui doivent ëtre in-
fërieures aux valeurs d'alarme :
les mesures d’isolation acoustique.


Begründung / Bemerkung
Justification 1 Remarque$
Motivazione 1 Osservazioni
Alinëa 2, lettre b : cette disposition permet de privilëgier les
combustibles qui gënërent le moins de pollution.


Alinëa 2, lettre c : le complëment apportë permet de fixer les
ëmissions maximales admises pour les centrales dont les
ëmissions ne respectent pas les limitations prëventives
fixëes par I'OPAir.


c.


d. AIËnëa 2, lettre d : le complëment apportë permet d’ëviter I'at-
teinte des valeurs d'alarme OPB.


e.


Article 5


Autorisation


Complëter l’alinëa 3 :


3 Les dispositions cahtonales et communale$ relatives ä
l’utilisation des rejets de chaleur, ä la protection de 1’air, ä la
protection contre le bruit et aux limitations de la durëe d’ex-
ploitation ne s’appliquent pas, sauf dans les zones ä immis-
sions excessives ou en cas de pics de pollution.


Alinëa 3 : Cette disposition permet d'ëviter de pëjorer Ia si-
tuation dans les zones ou les cas oü la qualitë de ltair n'est
pas satisfaisante, et par consëquent Ie respect des disposi-
tions prëvues ä l’aR17 LPE, al. 2.
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